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Rechnungswesen der Eisenbahnen.
(Der Entwurf des Bundesrates ist abgedruckt Seite 709 S. des letzten Jahrganges.)

Beschlags des Ständerates.
19. Dezember 1895.

Bundesgesetz
über das

Rechnungswesen der Eisenbahnen.

Die B u n d e s v e r s a m m l u n g
der schweizerischen Eidgenossenschaf t ,

nach Einsicht einer Botschaft des Bundesrates
vom 11. November 1895,

beschl iess t :

Art. 1. Das Rechnungswesen sämtlicher Eisen-
bahnen in der Schweiz unterliegt den Vorschriften
des gegenwärtigen Gesetzes. Diese Bestimmung findet
auch Anwendung auf die in der Schweiz gelegenen
Bahnstrecken, welche ausländischen Unternehmun-
gen angehören oder von solchen betrieben werden,
soweit dies nach den abgeschlossenen Staatsverträgen
zulässig ist.

Für die Aktiengesellschaften gelten ausserdem
die Bestimmungen des Bundesgesetzes über das Ob-
ligationenrecht, soweit das vorliegende Gesetz nicht
besondere, davon abweichende Vorschriften enthält.

Der Bundesrat ist befugt, bezüglich derjenigen
Linien, welche fremden Unternehmungen, schwei-
zerischen Kantonen oder Gemeinden gehören, Aus-
nahmen von den Bestimmungen der Art. 11—14
dieses Gesetzes zu gestatten.

Art. 2. Die Rechnungen und Bilanzen sind nach
einheitlichen, vom Bundesrate festzusetzenden For-
mularen zu erstellen, auf 31. Dezember jeden Jahres
abzuschliessen und dem Bundesrate in einer von
demselben zu bestimmenden Frist, von den Aktien-
gesellschaften jedenfalls vor der Generalversammlung
der Aktionäre, zur Prüfung (Art. 16) und Genehmi-
gung vorzulegen.

Bei neuen Bahnunternehmungen hat der Abschluss
und die Vorlage der Rechnungen erstmals auf Ende

Anträge der Kommission des Nationalrates.
(HH. Speiser, Albertini. Bolla, Comtesse, Gramer-Frey, Curii,

Decollogny, Fehr, Keel, Kuntschen, Marti, Schobinger,
Zschokke.)

12. Februar/16. März 1896.

l̂ P* Zustimmung zum Beschluss des Stände-
rates, wo nichts anderes bemerkt ist

Allgemeine Bestimmungen.

Art. 1. Das Rechnungswesen sämtlicher Eisen-
bahnen in der Schweiz unterliegt den Vorschriften
des gegenwärtigen Gesetzes. Diese, Bestimmung
findet, soweit nicht Staatsverträge ausdrücklich an-
dere Grundsätze aufstellen, auch Anwendung auf
die in der Schweiz gelegenen Bahnstrecken, welche
ausländischen Unternehmungen angehören oder von
solchen betrieben werden.

Alinea 2, wie Ständerat.

Auf diejenigen Linien, welche [Kantonen oder
ausländischen Unternehmungen angehören, finden
die Bestimmungen der Art. 11—14 des gegenwärti-
gen Gesetzes keine Anwendung.
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desjenigen Jahres stattzufinden, in welchem der Be-
trieb einzelner Teile oder der ganzen Bahn eröffnet
wurde. Der Bundesrat ist indessen befugt, auch schon
während der Bauzeit die Vorlage von Rechnungs-
ausweisen zu verlangen.

Art. 3. Alle Bahnunternehmungen haben auî Ver-
langen des Bundesrates gleichzeitig mit den üb-
lichen, das ganze Netz unpassenden Rechnungen und
Bilanzen, besondere Ausweise über den Reinertrag
und das Anlagekapital einzelner Linien, welche nach
den Konzessionen besondere Rückkaufsobjekte bil-
den, zu erstellen und vorzulegen.

Bilden die sämtlichen Linien einer Unternehmung
konzessionsgemäss ein untrennbares Ganzes, oder
hat durch Vereinbarung mit den Bundesbehörden
eine Zusammenfassung konzessionsmässig getrennter
Linien zu einem einheitlichen Rückkaufsobjekte statt-
gefunden, so fällt die Verpflichtung zur Ausscheidung
des Reinertrages und des Anlagekapitals der einzel-
nen Linien dahin und es ist in diesem Falle die den
Rückkaufsbestimmungen entsprechende Nachweisung
des Reinertrages und des Anlagekapitals auî die
vereinigten Linien als Ganzes zu beschränken.

Wird die Vorlage der konzessionsmässig ausge-
schiedenen Rechnungsergebnisse von einer Bahnun-
ternehmung in der festgesetzten Frist (Art. 20) un-
terlassen, so ist der Bundesrat befugt, die sämtlichen
Linien der Unternehmung als einheitliches untrenn-
bares Rückkaufsobjekt zu behandeln. In diesem Falle
gilt als nächster Rückkaufstermin der 1. Mai 1903
und als Rückkaufsentschädigung der 25îache Reiner-
trag oder das Anlagekapital des ganzen Netzes.

Art. 4 Der Baukonto einer Eisenbahnunter-
ßehmung darf mit allen Kosten belastet werden,
welche vom Konzessionsinhiber für die Erstellung
oder den Erwerb der Bahn und die Beschaffung des
Betriebsmaterials aufgewendet worden sind.

Wird eine Bahn durch Vertrag von einer ändern
Unternehmung um einen Preis erworben, welcher
geringer ist als der bisherige Bilanzwert, so darf
der neue Bilanzwert nicht mehr als den Kaufpreis
betragen; ist hingegen der Kaufpreis höher, so darf
der Ansatz der alten Bilanz nicht überschritten werden.

Organisations- und Verwaltungskosten, sowie
Zinse, welche während des Baues einer Bahn im
Interesse der Erstellung und der Errichtung dersel-
ben erlaufen sind, werden den Anlagekosten beige-
fügt, Aktienzinse jedoch nur, wenn die Auszahlung
solcher auf Grund eines statutarischen oder vertrag-
lichen Versprechens stattgefunden hat.

Bei neu gebauten Linien ist es zulässig, die Aus-
gaben für die Regulierung und Einschotterung der
Geleise, soweit sie die normalen Unterhaltungskosten
übersteigen, während der ersten sechs Betriebsmo-
nate auf Baukonto zu tragen.

Art. 5. Nach Eröffnung des Betriebes dürfen die
Kosten der Ergänzungs- und Neuanlagen oder der

Wird die Vorlage der konzessionsmässig ausge-
schiedenen Rechnungsergebnisse von einer Bahn-
unternehmung in der festgesetzten Frist (Art. 20)
unterlassen, so kann der Bundesrat die in Art. 19
und 20 vorgesehenen Massnahmen anordnen. Ueber-
dies können die sämtlichen Linien der Unternehmung
als einheitliches, untrennbares Rückkaufsobjekt er-
klärt werden; in diesem Falle gilt als nächster Rück-
kaufstermin der 1. Mai 1903 und als Rückkaufs-
entschädigung der 25fache durchschnittliche Rein-
ertrag der in Betracht fallenden 10 Jahre oder das
Anlagekapital des ganzen Netzes; in Bezug auf die
spätem Rückkaufstermine und die Rückkaufsent-
schädiguugen gelten die Bestimmungen derjenigen
Konzession, welche die grösste Bahnlänge umfasst.

Baurechnung.

Art. 4 Der Baukonto einer Eisenbahnunterneh-
mung darf unter Vorbehalt der Bestimmungen der
Art. 6 und 9 mit denjenigen Kosten belastet werden,
weiche . . .

Alinea 2, wie Ständerat

Alinea 3, wie Ständerat, mit folgender Aenderung:

. . . . erlaufen sind, und nicht [höhere, als die,
welche die Gesellschaft selbst für ihre festen An-
leihen zu zahlen hat, werden den Anlagekosten bei-
gefügt, Aktienzinse jedoch nur, wenn die Auszahlung
solcher gemäss einer Vorschrift der Statuten oder
gemäss Vertrag stattgefunden hat.



Anschaffung von Betriebsmaterial dem Baukonto nur
belastet werden, wenn dadurch eine Vermehrung
oder wesentliche Verbesserung der bestehenden An-
lagen und Einrichtungen im Interesse des Betriebes
erzielt wird.

Ausgaben für die Verbesserung oder die Verstär-
kung des Oberbaues dürfen nicht auf Baukonto ge-
tragen werden, sondern sind aus den Betriebsein-
nahmen, bezw. [aus dem Erneuerungsfonds zu be-
streiten.

Für die in diesem Artikel bezeichneten Arbeiten
oder Anschaffungen ist die Anrechnung von Organi-
sations-, Verwaltungs- und Bauleitungskosten nur
so weit zulässig, als für die Ausführung derselben
besondere, vom Bahnbetrieb und Unterhalt unabhän-
gige Ausgaben entstehen.

•Art. 6. Für beseitigte oder untergegangene An-
lagen und Einrichtungen ist der auf Baukonto ver-
rechnete Wert der betreffenden Objekte abzuschrei-
ben. Treten an deren Stelle neue Anlagen oder Ein-
richtungen, so darf der Wert derselben dem Bau-
konto belastet werden.

Die Kosten der Oberbauerneuerung dürfen nicht
auf Baukonto getragen werden, sondern sind aus dem
Erneu srungsfonds zu bestreiten.

Art. 7. Für Transporte, weche zu Bauzwecken
des eigenen Unternehmens auf dessen Linien erfol-
gen, dürfen nur die Selbstkosten in Baukonto gestellt
werden. Die Tarifansätze für solche Transporte werden
durch ein besonderes, vom Bundesrat zu genehmigen-
des Reglement bestimmt.

Auf Material- oder Arbeitslieferungen zu Bau-
zwecken des eigenen Netzes ist die Anrechnung von
Gewinnzuschlägen nicht statthaft.

Art. 8. Für alle Ergänzungs- und Neuanlagen und
für die Anschaffung von Rollinaterial nach Eröffnung
des Betriebes sind dem Bundesrate vor Ausführung
der betreffenden Arbeiten oder Anschaffungen Proj ekte
und Kostenvoranschläge zur Genehmigung vorzulegen.
Die Nichtbeachtung dieser Bestimmung hat zur Folge,
dass die Belastung des Baukontos mit den betreffen-
den Ausgaben nicht beansprucht werden darf.

Art. 9. Folgende Verwendungen und Verluste
dürfen nicht auf Baukonto getragen werden:

a. die Gründungskosten, insbesondere die Aus-
gaben für Erwerbung der Konzessionen, die
Kosten der Konstituierung einer Gesellschaft
und die Verwendungen auf Vorstudien und
Vorprojekte;

b. die Geldbeschaffungskosten aller Art;

c. die Kursverluste auf dem Anlagekapital;
d. die Subventionen oder Beiträge an andere

Eisenbahnen, sowie an Strassen, Brücken und
Gebäude, welche ausserhalb des eigenen Bahn-
gebietes liegen oder im Eigentum Dritter ver-
bleiben, und zwar auch dann, wenn solche
Werke von der Bahnunternehmung selbst auf
eigene Kosten ausgeführt werden;

e. die aus Subventionen à fonds perdus gedeck-
ten Kosten der Anlagen und Einrichtungen; .

Ausgaben für die Verbesserung oder Verstärkung
des Oberbaus düren nicht auf Baukonto getragen
werden.

Art. 6. Für beseitigte oder untergegangene An-
lagen und Einrichtungen' oder Bestandteile solcher
ist der auf Baukonto verrechnete Wert der betreSen-
den Objekte abzuschreiben. Die Abschreibung soll
ausser den eigentlichen Erstellungs- oder Anschaf-
fungskosten einen verhältnismässigen Teil der Or-
ganisations-, Verwaltungs- und Bauleitungskosten
und der Bauzinse umfassen.

Treten an Stelle der abgegangenen Objekte neue
Anlagen oder Einrichtungen, so darf deren Wert
dem Baukonto belastet werden.

Eine Abschreibung vom Baukonto für den durch
Erneuerung ersetzten Oberbau hat nicht stattzufin-
den; anderseits dürfen auch keine Oberbauerneue»-
rungskosten auf den Baukonto gebracht werden.

6. die Geldbeschaffungskosten
aller Art.

Streichung von litt. c.

und Kursverluste
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f. die Kosten der Organisation und Einrichtung
des Betriebes;

g. Streichung.
h. alle in diesem Artikel nicht genannten Ver-

wendungen, deren Verrechnung auf Baukonto
nach den Bestimmungen dieses Gesetzes
(Art. 4—8) nicht zulässig ist.

Subventionen à fonds perdus (litt, e) dürfen über-
haupt nicht in die Bilanz aufgenommen werden.

Art. 10. Die Rechnungen der Eisenbahnunter-
riehmungen sollen alle auf das betreffende Jahr ent-
fallenden Einnahmen und Ausgaben umfassen, soweit
diese dem Grunde nach feststehen.

Die Unterhaltung der bestehenden Anlagen und
Einrichtungen hat aus den laufenden Betriebsein-
nahmen zu erfolgen.

Die Schuldenzinse, die gesetzlich geforderten Ein-
lagen in den Erneuerungsfonds, die statutarischen
oder reglementarischen Einlagen in andere Fonds,
sowie die Pflichtigen Abschreibungen und Amortisa-
tionen sind alljährlich unter die Ausgaben der Ge-
winn- und Verlustrechnung zu setzen, auch wenn die
Betriebseinnahmen zur Bestreitung derselben unzu-
reichend sind.

Art. 11. Für die einer wesentlichen Abnützung
untefworfenen Anlagen und Einrichtungen, als:
Oberbau, Rollmaterial, Mobiliar und Gerätschaften,
ist ein Erneuerungsfonds anzulegen.

Die jährlichen Einlagen in diesen Fonds sind nach
den Erstellungs- und Anschaffungskosten und der
wahrscheinlichen Gebrauchsdauer der einzelnen An-
lagen oder Gegenstände zu berechnen und als Be-
triebsausgaben in die Gewinn- und Verlustrechnung
einzustellen.

Der Bestand des Erneuerungsfonds soll zu jeder
Zeit dem vollen Betrage des durch Abnützung oder
andere Einwirkungen entstandenen materiellen Min-
derwertes aller in Lemma l genannten-Anlagen oder
Gegenstände entsprechen. Der in diesem Sinne be-
rechnete Betrag des Erneuerungsfonds ist in die
Passiven der Bilanz aufzunehmen. Die Differenz
zwischen dem Sollbetrag des Fonds und dem in den
Aktiven enthaltenen Betrag desselben ist nach den
Vorschriften der Art. 13 und 14 zu behandeln.

Art. 12. Die Beträge der jährlichen Einlagen in
den Erneuerungsfonds werden nach Anhörung der
Bahnverwaltungen vom Bundesrate festgesetzt. Die
d.aherigen Ansätze sind gemäss den Anordnungen
d.es Bundesrates in den Statuten oder in besondern
Reglementen näher zu bestimmen.

Der Erneuerungsfonds darf nur für die in den
Statuten oder Reglementen genannten Zwecke ver-
wendet werden. Die Bestimmung dieser Zwecke unter-
liegt der Prüfung und Genehmigung des Bundesrates.

Die kompetenten Organe der ßahnunternehmung
haben das Recht, gegen die in diesem Artikel vor-

Subventionen à fonds perdus, welche eine Eisen-
bahnunternehmung empfangen hat, dürfen von ihr
nicht in die Bilanz aufgenommen werden.

Betriebsrechnung. Erneuerungsfonds. Amortisation.

. . . entfallenden Posten umfassen, auch wenn die-
selben noch nicht durch Zahlung erledigt worden sind.

. . . sowie die vorgeschriebenen Abschreibungen
und Amortisationen . . .

Art. 11. Für die einer wesentlichen Abnützung
unterworfenen Anlagen und Einrichtungen, als:
Oberbau, Hochbau und mechanische Stati onseinrich-
tungen, Rollmaterial, Mobiliar und Gerätschaften,
ist ein Erneuerungsfonds anzulegen; bei elektrischen
Bahnen, Drahtseilbahnen, Tramways u. s. w. ist die
Anlage eines Erneuerungsfonds auf die an Stelle von
Lokomotiven in Verwendung , stehenden besondern
Betriebsmittel und zugehörigen Einrichtungen aus-
zudehnen.

Neuer Absatz 3:
Dem Erneuerungsfonds werden keine Zinsen gut-

geschrieben.

. . . und dem durch die Aktiven gedeckten Betrage
desselben . . .

. . . Diese Zweckbestimmung unterliegt der Geneh-
migung des Bunde?rates.

Den Bahnunternehmungen steht das Recht zu,
gegen die auf Grund dieses Artikels getroffenen Anord-
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gesehenen Anordnungen des Bundesrates innerhalb
dreissig Tagen, von der Mitteilung derselben an ge-
rechnet, beim Bundesgerichte zu rekurrieren und
diesem die streitigen Gegenstände zur endgültigen
Entscheidung vorzulegen. Für dieses Rekursverfahren
gelten die Bestimmungen des Bundesgesetzes über
die Bundesrechtspflege betreffend staatsrechtliche
Streitigkeiten.

Art 13. Die in Art. 11, Alinea 3, erwähnten rück-
ständigen Einlagen in den Erneuerungsfonds, sowie
alle Posten, welche nach den Vorschriften dieses
Gesetzes nicht auf Baukonto verrechnet werden dürfen
und keine realen Aktiven darstellen, sind vorüber-
gehend als zu ersetzende Posten in die Aktiven der

•Bilanz einzustellen und durch Zuschüsse aus den
jährlichen Betriebseinnahmen zu tilgen.

Art. 14 Der Bundesrat wird nach Einholung eines
Amortisationplanes endgültig bestimmen, in welcher
Frist und in welchen Beträgen der Ersatz der zu
tilgenden Summe zu geschehen hat. Dabei ist nach
folgenden Grundsätzen zu verfahren:

Die Kursverluste auf den noch nicht zurückbe-
zahlten Anleihen sind während der Anleihensdauer
zu ersetzen.

Die in Art. 9, litt, d, vorgesehenen Subventionen
oder Beiträge sind während der Konzessionsdauer in
gleichmässigen Jahresquoten zu amortisieren.

Für den Ersatz der übrigen Posten, mit Einschluss
der nachzuholenden Einlagen in den Erneuerungs-
fonds und der Kursverluste auf Aktien und auf be-
reits zurückbezahlten oder vor Ablauf der Anleihens-
dauer konvertierten Anleihen, werden die Fristen
durch den Bundesrat festgesetzt.

Art 15 des Bundesrates. Streichung.

At. 16. Der Bundesrat hat zu prüfen, ob die von
den Bahnverwallungen vorgelegten Rechnungen und
Bilanzen und die speziellen Ausweise über den
Reinertrag und das Anlagekapital mit diesem Ge-
setze, mit den Statuten und Reglementen der Bahnun-
teruehmungen, .sowie mit den Konzessionen in Ueber-
einstimmung stehen. Er kann zu diesem Zwecke von
der gesamten Geschäftsführung der Bahnverwaltun-
gen Einsicht nehmen und alle sonst nötigen Erhebun-
gen machen lassen.

Art. 17. Wenn der Bundesrat findet, das die
Rechnungen, die Bilanz oder die konzessionsmässigen
Ertrags- und Kapitalaüsweise den gesetzlichen, statu-
tarischen und reglementarischeri Vorschriften oder
den Konzessionen nicht entsprechen, so trifft er,
nach Anhörung der Bahnverwaltung, die nötigen
Verfügungen.

Die kompetenten Organe der Bahnunternehmung
haben, mit Ausnahme des in Art. 14 dieses Gesetzes
vorgesehenen Falles, das Recht, gegen die in diesem
Artikel vorgesehenen Anordnungen des Bundesrates
beim Bundesgerichte zu rekurrieren. Für dieses Re-
kursverfahren gelten die Bestimmungen des Art. 12
dieses Gesetzes.

Das Bundesgericht entscheidet, welche Partei die
durch Expertisen veranlassten Kosten zu tragen hat.

nungen des Bundesrates beim Bundesgerichte zu re-
kurrieren ; für dieses Rekur&verfahren gelten die in
Art. 17 enthaltenen Bestimmungen.

Art 13. Die in Art 11, Alinea 4,

Rechnungsprüfung. Strafbestimmungen.

Den Bahnunternehmungen steht, mit Ausnahme,
des in Art. 14 vorgesehenen Falles, das Recht zu,
gegen die Verfügungen des Bundesrates innert
30 Tagen von der Mitteilung derselben an gerechnet,
beim Bundesgerichte zu rekurrieren und diesem die
streitigen Gegenstände zum endgültigen Entscheide
vorzulegen.

Diese Rekurse sind nach dem für di e staatsrecht-
lichen Streitigkeiten vorgeschriebenen Verfahren zu
behandeln; das Bundesgericht entscheidet in allen
Fällen, welche Partei die durch Expertisen veran-
lassten Kosten zu tragen hat



Art 18. Die Auszahlung von Dividenden darf erst
erfolgen, nachdem die Genehmigung der Rechnungen
und der Bilanz durch den Bundesrat stattgefunden
hat. Wenn indessen Streitfragen entstehen, welche
sich auf die Bestimmung oder die Verwendung des
Reinertrages beziehen, so soll der streitige Betrag
bis zum bundesgerichtlichen Entscheide gemäss den
Atiordnungen des Bundesrates in Reserve gestellt
werden.

*Art. 19. Wenn eine Bahnverwaltung sich säumig
erweist und die vorgeschriebenen Rechnungen, Bi-
lanzen und sonstigen Ausweise auf erfolgte Mahnung
hin nicht einreicht, so kann der Bundesrat die nö-
tigen Erhebungen auf Kosten der Bahnunternehmung
vornehmen lassen.

Lässt sich eine Unternehmung wiederholt Ver-
säumnisse zu schulden kommen oder werden die
Bestimmungen dieses Gesetzes missachtet oder um-
gangen, so kann die îehlbare Verwaltung überdies
mit einer Geldbusse bis auf zehntausend Franken
bestraft werden. Die Beurteilung unterliegt der Bun-
desstraîgerichtsbarkeit.

Ausserdem bleibt die Anwendung des in Art. 28
des Bundesgesetzes vom 23. Dezember 1872 über den
Bau und Betrieb der Eisenbahnen vorgesehenen Ver-
fahrens vorbehalten.

Art. 20. Für diejenigen Linien, welche nach den
Rückkaufsbestimmungen der Konzessionen oder nach
vertraglicher Vereinbarung im Jahre 1903 vom Bunde
erworben werden können, sind die in Art. 3 dieses
Gesetzes vorgesehenen Ausweise über den kon-
zessionsmässigen Reinertrag und das Anlagekapital
der Jahre 1888 bis 1894 dem Bundesrate spätestens
bis> Ende 1896 vorzulegen. Für die Jahre 1895 bis
1897 sind diese Ausweise den üblichen Jahresrech-
nungen und Bilanzen beizufügen. Für andere Rück-
kaufstermine wird der Bundesrat die Frist zurEin-
reichung der konzessionsmässigen Rechnungsaus-
weise festsetzen.

Der Bundesrat ist berechtigt, die Prüfung und
Genehmigung der Rechnungen und Bilanzen, welche
ohne diese Ausweise eingereicht werden, bis nach
stattgefundener Ergänzung der Vorlagen zu verwei-
gern und jede Dividendenzahlung zu untersagen.

Art. 21. Der Bundesrat wird nach Inkrafttreten
dieses Gesetzes mit den Verwaltungen der Bahn-
unternehmungen in Unterhandlung treten, um auf
dem Wege gütlicher Verständigung im Sinne des
vorliegenden Gesetzes die Beträge zu ermitteln,
welche für die abgelaufene Zeit auf Baurechnung
getragen werden dürfen oder die dem Erneuerungs-
fonds gutzuschreiben sind. Auf die nach Massgabe
des Eisenbahnrechnungsgesetzes vom 21. Dezember
1883 revidierten und vom Bundesrate ausdrücklich
genehmigten Baurechnungen finden die Bestimmun-
gen des gegenwärtigen Gesetzes keine rückwirkende
Anwendung.

Ebenso wird sich der Bundesrat mit den Bahn-
unteraehmungen über die Grundsätze zu verstän-
digen suchen, nach welchen der Reinertrag und das

. . . der Jahre 1888 bis 1895 dem Bundesrate spä-
testens bis Ende 1896 vorzulegen. Für die folgenden
Jahre sind diese Ausweise den üblichen Jahresrech-
nungen und Bilanzen beizufügen. Für andere Rück-
kaufstermine wird der Bundesrat die Frist zur Ein-
reichung der konzessionsmässigen Rechnungsaus-
weise festsetzen.

Die Verpflichtung zur Vorlage dieser Rechnungsaus-
weise erstreckt sich auch auf die zwischen der An-
kündigung des Rückkaufs und der Abtretung' der
Bahn liegende Periode.

Ermittelung des RUckkaufswertes.

Streichung des Satzes:
«Auf die nach Massgabe des Eisenbahnrechnungs-

gesetzes . . . »
Siehe dagegen Art. 25.



Anlagekapital im Sinne der Konzessionen festgesetzt
werden sollen. v

Wird eine Verständigung nicht erzielt, so ent-
scheidet der Bundesrat, nach Einsicht der vorliegen-
den Rechnungen und Ausweise, über die streitigen
Gegenstände. Den Bahnunternehmungen steht gegen
derartige Entscheidungen das in Art. l'2 und 17 vor-
gesehene Recht des Rekurses an das Bundesgericht
zu.

Art. 22 des Bundesrates. Streichung.

Art 23. In Abweichung von den Vorschriflou
des Obligationenrechtes bleiben die Rechte, welche
dem Bunde und den Kantonen in betreff der Stimm-
berechtigung gegenüber einzelnen Eisenbahngesell-
schaften zur'Zeit zustehen, gewahrt, und es haben
auch in Zukunft die Bundesbehörden die Befugnis,
derartige Verhältnisse durch die Konzessionen oder
bei der Prüfung der Statuten oder der Verträge zu
ordnen oder zu genehmigen.

Art 24. Die Statuten der Bahngesellschaîten sind
innerhalb einer vom Bundesrate zu bestimmenden
Frist mit den Vorschriften dieses Gesetzes in Ueber-
einstimmung zu bringen.

Art. 25. Das Bundesgesetz vom 21. Dezember
1883 über das Rechnungswesen der Eisenbahnge-
sellschaften wird hierdurch aufgehoben. Die auf
Grund desselben getroffenen Vereinbarungen über
die Amortisationen sind nach Massgabe des gegen-
wärtigen Gesetzes zu revidieren.

Bei der Festsetzung des neuen Amortisations-
verfahrens sind die Bestimmungen dieses Gesetzes
über die Ergänzung des Erneuerungsfonds zu be-
rücksichtigen. Im übrigen sollen die Schlussnahmen
des Bundesrates betreffend Amortisationen nicht
rückwirkend sein.

. . . das in Art. 17 vorgesehene . . .
NB. Die Minderheit beantragt für den Fall der

Streichung des Art. 22, auch die Streichung von
Alinea 3 des Art. 21.

Art. 22.
Die M e h r h e i t (HH. Albertini, Gramer-Frey,

Curti, Fehr, Keel, Marti, Schobinger, Zschokke)
beantragt Annahme des Art. 22 nach Bundesrat mit
folgender Aenderung:
. . . Für die daherigen Streitigkeiten gilt das in
Abschnitt II, Ziffer l, des Bundesgesetzes über die
Organisation der Bundesrechtspflege vorgeschriebene
Verfahren, wonach das Bundesgericht als einzige In-
stanz urteilt; in diesem Verfahren hat die Bahnunter-
nehmung die Klägerrolle zu übernehmen.

Die M i n d e r h e i t (HH. Bolla, Decollogny,
Kuntschen, Speiser) beantragt Streichung nach Stän-
derat.

Die Bestimmungen in den anderer mit
dem Rückkauf in Beziehung stehender Streitfragen
werden anfgehoben.

Schtussbesiimmungen.

Art. 25. Das Bundesgesetz vom 21. Dezember
1883 über das Rechnungswesen.der Eisenbahngesell-
schaften wird aufgehoben.

Die auf Grund des Gesetzes von 1883 getroffenen
Vereinbarungen über die Amortisationen sind nach
Massgabe des gegenwärtigen Gesetzes zu revidieren.
Bei der Festsetzung des neuen Amortisationsverfah-
rens sind die Bestimmungen des Gesetzes über.die
Ergänzung des Erneuerungsfonds zu berücksichtigen
und es sollen die im Sinne von Art. 11 berechneten
normalen Einlagen in den Fonds bei der Ermittlung
des konzessionsrnässigen Reinertrages auch für den
bereits abgelaufenen Teil der mass^ebenden lOjäh-
rigen Rechnungsperiode als Betriebsausgaben in Rech-
nung gebracht werden. Im übrigen sollen die Schluss-
nahmen des Bundesrates über die Amortisationen
nicht rückwirkend sein.

Die Betimmungen des gegenwärtigen Gesetzes
finden auf die nach Massgabe des Gesetzes von 1883
revidierten und vom Bundesrate genehmigten Bau-
rechnungen keine rückwirkende Anwendung.

Der Bundesrat wird ermächtigt, bis zum Erlasse
eines Gesetzes über die Sekundärbahnen bei der An-
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Art. 26. Der Bundesrat wird beauftragt, auf
Grundlage der Bestimmungen des Bundesgesetzes
vom 17. Juni 1874, betreffend die Volksabstimmun-
gen über Bundesgesetze und Bundesbeschlüsse, die
Bekanntmachung dieses Gesetzes zu veranstalten
und den Beginn der Wirksamkeit desselben festzu-
setzen.

wendung des gegenwärtigen Gesetzes den Sekundär-
bahnen die thunlichen Erleichterungen zu gewähren.

Comptabilité des chemins de fer.
(Voir le projet du conseil fédéral pages 715 et suiv. de l'année précédente.)

Décision du conseil des états.
19 décembre 1895.

Loi fédérale
sur

la comptabilité des chemins de fer.

L'ASSEMBLÉE FÉDÉRALE
DE LA CONFÉDÉRATION SUISSE,

vu le message du conseil fédéral du 11 novembre
1895' décrète:

Art l«r. La comptabilité de tous les chemins de
fer1 situés en Suisse est soumise aux prescriptions
de la présente loi. Cette disposition est également
applicable, pour autant que cela est compatible avec
les dispositions des traités internationaux, aux
chemins de fer situes en Suisse qui appartiennent à
des entreprises étrangères ou sont exploités par elles.

Sauf disposition contraire de la présente loi, les
règles du code fédéral des obligations sont en outre
applicables aux sociétés anonymes.

Le conseil fédéral peut consentir des exceptions
aux dispositions des articles 11 à 14 en faveur des
lignes appartenant soit à des entreprises étrangères,
soit à des cantons ou communes suisses.

Art. 2. Les comptes et bilans seront établis d'a-
près les formulaires uniformes, arrêtés par le con-
seil fédéral; ils seront clôturés chaque année au
31 décembre et soumis à l'examen (article 16) et à
l'approbation du conseil fédéral, dans un délai à
fixer par lui. Lorsque l'entreprise est une société
anonyme, ce dépôt doit précéder en tout cas l'assem-
blée générale des actionnaires.

Les nouvelles entreprises de chemins de fer clô-
tureront et déposeront leurs comptes et bilans pour
la première fois à la fin de l'année où elles auront
commencé à exploiter des tronçons de la ligne ou
la ligne entière. Le conseil fédéral a toutefois le
droit d'exiger que des comptes lui soient soumis
déjà pendant la période de construction.

Art. 3. A la demande du conseil fédéral, toutes

Propositions
de la commission du conseil national.

(MM. Speiser, Albertini, Bolla, Comtesse, Cramer-Frey, Curti,
Decollogny, Fehr, Keel, Kuntschen, Marti, Schobinger,

Zschokke.)

12 févrieryiG mars 1896.

Adhésion à la décision du conseil des états
partout où il n'y a pas d'observatiolî.

Dispositions générales.

Art. l«r. La comptabilité de tous les chemins de
fer situés en Suisse est soumise aux prescriptions
de la présente loi. Cette disposition est également
applicable, en tant que les traités internationaux ne
posent pas expressément d'autre règles, aux chemins
de fer situés en Suisse qui appartiennent à des
entreprises étrangères ou sont exploités par elles.

2me alinéa: comme le conseil des états.

Les dispositions des articles 11 à 14 de la pré-
sente loi ne sont pas applicables aux lignes qui
appartiennent à des cantons ou à des entreprises
étrangères.



les entreprises de chemins de fer établiront et pré-
senteront, en même temps que les comptes et bilans
relatifs à la totalité du réseau, les justifications dis-
tinctes au sujet du produit net et des dépenses de
premier établissement des lignes qui, à teneur des
concessions, peuvent être rachetées à part.

Si toutes les lignes d'une entreprise forment, en
vertu des concessions, un tout indivisible ou si, en
suite d'entente avec les autorités fédérales, des lignes
qui, d'après les concessions, étaient distinctes les
unes des autres, ont été réunies pour ne faire l'ob-
jet que d'une seule opération de rachat, l'entreprise
n'est plus tenue d'établir, pour chaque ligne séparé-
ment, des comptes au sujet du produit net et des
dépenses de premier établissement; en pareil cas,
Ja jutification du.produit net'et des dépenses de
premier établissement, exigée par les conditions de
rachat, n'est faite que pour l'ensemble du réseau.

Faute par une entreprise de chemins de fer de
présenter dans le délai fixé (article 20) des comptes
distincts en conformité de ses concessions, le conseil
fédéral aura le droit de traiter l'ensemble des lignes
de l'entreprise comme ne formant à l'égard du rachat
qu'un tout indivisible. En pareil cas, le plus prochain
terme de rachat est fixé au 1er mai 1903 et l'indem-
nité de rachat sera égale à vingt-cinq fois le produit
net ou aux dépenses de premier établissement du
réseau entier.

Art. 4. Le compte de consti uction d'une entre-
prise de chemins de fer peut être débité de tous les
frais que le concessionnaire a payés pour la cons-
truction ou l'achat de la ligne ou pour l'acquisition
du matériel d'exploitation.

En cas d'acquisition conventionnelle d'une ligne
appartenant à une autre entreprise, la valeur à porter
au bilan ne pourra pas dépasser le prix d'achat, si
celui-ci est inférieur à l'évaluation antérieure; s'il
est supérieur à cette évaluation, le chiffre du pré-
cédent bilan ne pourra pas être dépassé.

Sont ajoutés aux frais d'établissement, les frais
d'organisation et d'administration et les intérêts,
occasionnés pendant la période de construction, pour
J'établissement et l'installation d'une ligne. Les
intérêts des actions sont mis au bénéfice de cette
disposition au cas seulement où le paiement en a
5té stipulé par les statuts ou par convention.

Pour les lignes nouvellement construites, les dé-
penses concernant le réglage et le ballastage des
voies, pour le montant qui dépasse les frais de l'entre-
tien normal, sont portées au compte de construction
pendant les six premiers mois de l'exploitation.

Art. 5. Après l'ouverture de l'exploitation, les
sommes dépensées pour les installations supplémen-
taires ou nouvelles ou pour l'acquisition du matériel
d'exploitation, ne peuvent être portées au compte
de construction que s'il en est résulté, dans l'intérêt
de l'exploitation, une augmentation ou une amélio-
ration essentielle ries r.nnstrnr.tinna fit installatinns

Si une entreprise de^chemins de fer néglige de
présenter dans le délai fixé (art. 20) des comptes
distincts, en conformité de ses concessions, le con-
seil fédéral peut ordonner les mesures prévues aux
articles 19 et 20, et, en ontre, traiter l'ensemble
des lignes de l'entreprise comme ne formant à
l'égard du rachat qu'un tout indivisible. En pareil
cas, le plus prochain terme de rachat est fixé au
!<"• mai 1903 et l'indemnité de rachat sera égale à
vingt-cinq fois le produit net moyen des 10 années
entrant en ligne de compte ou aux dépenses de
premier établissement du réseau entier; en ce qui
concerne les termes de rachat ultérieurs et la fixa-
tion des indemnités de rachat, ce sont les dispo-
sitions de la concession qui comprend la plus grande
longueur de ligne, qui font règle.

Compte de construction.

Art. 4. Le compte de construction d'une entre-
prise de chemin de fer peut, sous réserve des dis-
positions des l'articles 6 et 9, être débité de tous les
frais que . . . .

2me alinéa : Gomme le conseil des états.

3œe alinéa: Comme le conseil des états, sauf la
fin, qui est modifiée comme suit:

. . . d'une ligne; mais le taux de ces intérêts ne
peut pas dépasser celui des emprunts consolidés.
Les intérêts des actions sont mis au bénéfice de
cette disposition au cas seulement où le paiement
en a été stipulé par les statuts ou par convention.

âmtuchei «tenographiaehes Bulletin VI. Ni. l. — Bulletin itênographiqtie officiel VI. No. 1. • .



— 10 —

Les frais relatifs à l'améliorati on ou au renfor-
cement de la superstructure (voie de fer) ne peuvent
pas être portés au compte de construction, mais
doivent être payés sur les recettes de l'exploitation,
soit sur le fonds de renouvellement.

Pour les travaux et acqusitions visés au présent
article, des frais d'organisation, d'administration et
de direction technique pourront être portés au compte
de construction au cas seulement où leur exécution
a occasionné des dépenses spéciales indépendantes
de l'exploitation et de l'entretien du chemin de fer.

Art. 6. La valeur des ouvrages et installations
hors d'usage ou détruits, portée au compte de cons-
truction, en sera déduite. Si de nouveaux ouvrages
et installations les remplacent, la valeur en pourra
être portée au compte de construction.

Les frais de renouvellement de la superstructure
(voie de fer) ne seront pas portés au compte de cons-
truction, mais payés sur le fonds de renouvellement

Art. 7. Pour les transports effectués par une
entreprise sur ses lignes en vue de ses propres tra-
vaux de construction, le compte de construction ne
pourra être débité que du prix de revient. Un règle-
ment spécial, à soumettre à l'approbation du conseil
fédéral, fixera les taxes à appliquer à ces transports.

Il est interdit de porter au compte de construc-
tion des bénéfices pour des fournitures de matériel
ou de main d'oeuvre, faites pour des constructions,
par une entreprise sur son propre réseau.

Art 8. Des projets et devis estimatifs de tous
les travaux d'établissement où de parachèvement, de
tous les achats de matériel roulant faits après l'ou-
verture de l'exploitation, seront soumis au conseil
fédéral, avant que les dits travaux ou achats soient
effectués. En cas d'inobservation de cette prescrip-
tion, le compte de construction ne pourra être dé-
bité de dépenses de cette nature.

Art 9. Ne seront pas portées au compte de con-
struction les dépenses et pertes désignées ci-après:

a. les frais de fondation, notamment les dépenses
faites pour l'obtention des concessions, la cons-
titution de la société et les études et projets
préliminaires ;

6. les frais quelconques de constitution et de per-
ception du capital;

c. les pertes de cours sur le capital d'établisse-
ment;

d. les subventions ou contributions fournies pour
d'autres chemins de fer, ainsi que pour des
routes, ponts ou bâtinujnts sis eu dehors de
l'emprise du chemin de fer ou qui restent la
propriété de tiers et cela dans le cas aussi où
l'entreprise de chemins de fer exécute elle-
même à ses propres frais des travaux de cette
nature ;

e. les frais des travaux et installations couverts
par des subventions à fonds perdus;

Les frais relatifs à l'amélioration ou au renforce-
ment de la superstructure ne peuvent pas être por-
tés au compte de construction.

Art. 6. La valeur des ouvrages et installations
en tout ou en partie hors d'usage ou disparus, por-
tée au compte de construction, en sera déduite. La
somme à déduire doit renfermer, outre les frais de
construction ou d'acquisition proprement dits, une
part proportionnelle des frais d'organisation, d'admi-
nistration et de direction technique des travaux et des
intérêts portés à la charge du compte de construction.

Si de nouveaux ouvrages ou installations rem-
placent ceux qui ont disparu, la valeur en pourra
être portée au compte de construction.

Les frais de premier établissement de la super-
structure (voie de fer) ne sont pas en cas de renou-
vellement de celle-ci déduits du compte de cons-
truction. D'autre part le compte de construction
ne peut pas être débité des frais occasionnés par le
renouvellement de la superstructure.

b. les frais quelconques de constitution et de per-
ception du capital et les pertes quelconques
de cours;

Suppression de la lettre c.
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f. les frais d'organisation et d'installation de l'ex-
ploitation;

g. biîîer;
h. toutes les dépenses non désignées dans cet

article qui, à teneur des prescriptions de la
présente loi (articles 4 à 8), ne sont pas ad-
mises au compte de construction.

Les subventions à îonds perdus (lettre e) ne
doivent, en règle générale, pas figurer au bilan.

Art 10. Les comptes des entreprises de chemins
de fer compendront toutes les recettes et dépenses
relatives à un exercice annuel, pour autant qu'elles
sont justifiées.

Les frais d'entretien des travaux et installations
existants sont prélevés sur les recettes courantes de
l'exploitation.

Les intérêts des dettes, les versements au îonds
de renouvellement légalement prescrits, les verse-
ments dans d'autres îonds prévus par les statuts ou
les règlements, ainsi que les dépréciations ou les
amortissements obligatoires, figureront chaque année
aux dépenses du compte de profits et pertes, alors
même que les recettes d'exploitation ne suffiraient
pas à les couvrir.

Art. 11. Il sera constitué un îonds de renouvelle-
ment pour les constructions et installations sujettes
à usure dans une mesure importante, savoir la su-
perstructure (voie de fer), le matériel roulant, le
mobilier et les ustensiles.

Les versements annuels à effectuer dans ce îonds
seront calculés d'après les frais d'établissement ou
d'acquisition et la durée probable d'utilisation de
ces ouvrages et objets; ils seront portés, comme
dépense d'exploitation, au compte de profits et pertes.

Le îonds de renouvellement doit accuser en tout
temps l'équivalent intégral de la moins-value subie
matériellement, ensuite d'usure ou d'autres causes,
par les ouvrages et objets mentionnés au premier
alinéa du présent article. Le montant du îonds de
renouvellement ainsi calculé sera porté au passif
du bilan. Il sera procédé en conformité des articles 13
et 14, à l'égard de la différence entre la somme
portée au crédit de ce îonds et la somme figurant
effectivement à l'actif.

Art. 12. Le conseil fédéral, après avoir entendu
les administrations de chemins de fer arrête le
montant des versements annuels à effectuer au îonds
de renouvellement. Ces versements seront déter-
minés plus spécialement, en conformité des injonc-
tions du conseil fédéral, par les statuts ou des règle-
ments.

Le îonds de renouvellement ne peut être affecté

Les subventions à îonds perdus reçues par une
entreprise de chemins de fer ne doivent pas figurer
dans son bilan.

Compte d'exploitation. Fonds de renouvellement
Amortissement

. . . . comprendront toutes les recettes et dépenses
relatives à un exercice annuel, alors même que ces
recettes et dépenses n'auraient pas encore été ea-
caisssées ou payées.

. . . . ainsi que les dépréciations et les amortisse-
ments prescrits, figureront

Art. 11. Il sera constitué un îonds de renouvelle-
ment pour les constructions et installations plus
particulièrement sujettes à détérioration, savoir la
superstructure, les bâtiments et les installations
mécaniques des stations, le matériel roulant, le
mobilier et les ustensiles. Pour les chemins de fer
électriques, funiculaires, tramways, etc., la consti-
tution d'un îonds de renouvellement doit s'étendre
aux moyens de traction et à leurs installations spé-
ciales, employés en lieu et place de locomotives.

Nouveau paragraphe 3:
Le îonds de renouvellement ne sera pas crédité

d'intérêts.

. . et la somme couverte par l'actif.
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qu'aux destinations 'prévues par les statuts ou règle-
ments. Le conseil îédéral examine et approuve les
destinations auxquelles ce fonds pourra être aïïecté.

Les organes compétents de l'entreprise du che-
min de îer ont le droit de recourir au tribunal îédé-
ral, dans les trente jours de leur communication,
contre les mesures prises par le conseil îédéral et
de soumettre les questions litigieuses à ce tribunal,
pour être tranchées par lui définitivement. Les pres-
criptions de la loi îédérale sur l'organisation judi-
ciaire îédérale relatives aux contestations de droit
public, îont règle pour ces recours.

Art. 13. Les sommes dues au îonds de renou-
vellement et visées à l'article 11 alinéa 3, ainsi
que tous les postas qui, aux termes de la présente
loi, ne peuvent être portés au compte de construc-
tion et ne constituent pas un actif réel, figureront
provisoirement à l'actiî du bilan à titre de sommes
à restituer; elles devront être remboursées par des
prélèvements sur les recettes annuelles de l'exploi-
tation.

Art. 14. Le conseil îédéral, sur le vu d'un plan
d'amortissement, fixera définitivement le délai dans
lequel cette opération devra avoir lieu et le mon-
tant des annuités. Il sera procédé à cet égard con-
formément aux règles suivantes:

Les pertes de cours sur les emprunts non encore
remboursés devront être amorties pendant la durée
de ces emprunts.

Les subventions et contributions prévues à l'ar-
ticle 9, lettre d, doivent être amorties pendant la
durée de la concession par annuités égales.

Le conseil îédéral fixera le délai de l'amortisse-
ment des autres postes, y compris les versements
complémentaires dans le îonds de renouvellement,
les pertes de cours sur les actions ou sur les em-
prunts remboursés ou convertis avant leur échéance.

Art. 15 du conseil îédéral: suppresion.

Art. 16. Le conseil îédéral examinera si les com-
ptes et bilans, les justifications du produit net et
des dépenses de premier établissement présentés
par les administrations de chemins de îer répondent
aux dispositions de la présente Joi, aux statuts et
règlements des entreprises de chemins de îer, ainsi
qu'aux concessions. Il a le droit de prendre, à cet
eîfet, connaissance de toutes les pièces relatives
à la gestion des administrations de chemins de îer
et de îaire toutes les recherches nécessaires.

Art. 17. Si le conseil îédéral estime que les comp-
tes, le bilan et les justifications du rendement et
du capital à établir d'après lus concessions, ne ré-
pondent pas aux prescriptions légales, statutaires et
réglementaires, ou aux concessions, il prend les
mesures nécessaires après avoir entendu l'adminis-
tration du chemin de îer.

En dehors du cas prévu à l'article 14 de la pré-
sente loi, les organes compétents de l'entreprise du
chemin de îer ont le droit de recourir au tribunal
îédéral contre les mesure prises par le conseil îédé-
ral en vertu du présent article. La procédure à suivre
est régie par l'article 12 de la présente loi.

Le tribunal îédéraj tranche la question desavoir

. . . . règlements. Ces destinations sont soumises
à l'approbation du conseil îédéral.

Les entreprises de chemins de îer ont le droit
de recourir au tribunal îédéral contre les mesures
prises par le conseil îédéral en vertu du présent
article. La procédure à suivre est régie par les dis-
positions contenues dans l'article 17 de la présente
loi.

et visées à l'article 11, alinéa 4,

Vérification des comptes. Dispositions pénales.

En dehors du cas prévu à l'article 14, les entre-
prises de chemins de îer ont le doit de recourir au
tribunal îédéral, dans les trente jours de leur com-
munication, contre les mesures prises par le con-
seil îédéral, et de soumettre les questions litigieuses
à ce tribunal, pour être tranchées par lui définitive-
ment.
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laquelle des parties doit supporter les îrais néces-
sités par des expertises.

Art. 18. Il ne peut être distribué de dividendes
avant que le conseil fédéral ait approuvé les comp-
tes et le bilan. S'il survient des contestations au
sujet de la fixation ou de l'emploi du produit net,
la somme litigieuse sera mise en réserve, .confor-
mément aux injonctions du conseil fédéral, iusqu'à
ce que le tribunal fédéral ait statué.

Art. 19. En cas de retard apporté par une admi-
nistration de chemin de fer à présenter les comptes,
bilans et autres justifications qui lui ont été légi-
timement réclamées, le conseil fédéral peut faire
procéder, aux îrais du chemin de fer, aux enquêtes
et recherches nécessaires.

Si une entreprise de chemin de fer est à réi-
térées fois en retard, si elle n'observe pas ou élude
les dispositions de la présente loi, l'administration
en faute peut être, en outre, condamnée à une
amende de dix mille francs au plus. La justice
pénale fédérale prononce l'amende.

Est réservée, en outre, l'application de la procé-
dure prévue à l'art. 28 de la loi fédérale du 23 dé-
cembre 1872, concernant l'établissement et l'exploi-
tation des chemins de fer.

Art. 20. Pour les lignes qui, en vertu des con-
ditions de rachat fixées par les concessions ou en
vertu de convention, peuvent être acquises par la
Confédération en 1903, il sera présenté au conseil
fédéral, à la fin de 1896 au plus tard, la justifica-
tion du produit net calculé conformément aux clau-
ses des concessions et des dépenses de premier
établissement pour les années 1888 à 1894 Pour les
années 1895 à 1897, ces justifications seront jointes
aux comptes et bilans annuels. Le conseil fédéral
fixera pour les autres termes de rachat le délai de
présentation des justifications à établir suivant les
concessions.

Le conseil fédéral a le droit de refuser d'exa-
miner et d'approuver les comptes et bilans qui ne
seraient pas accompagnés des justifications requises,
aussi longtemps qu'elle ne seraient pas fournies, et
d'interdire jusque là toute distribution de dividen-
des.

Art. 21. Après l'entrée en vigueur de la présente
loi, le conseil fédéral entamera des négociations avec
les administrations de chemins de fer pour arrêter
à l'amiable, conformément à la présente loi, lés
sommes qui, pour les exercices écoulés, peuvent
être portées au compte de construction et celles
dont le fonds de renouvellement doit être crédité.
Les dispositions de la présente loi n'ont pas d'effet
rétroactif sur les comptes de construction revisés
sur la base de la loi sur la comptabilité des che-
mins de fer du 21 décembre 1883 et approuvés ex-
pressément par le conseil fédéral.

Le conseil fédéral cherchera en outre à s'enten-

A l'égard de ces recours, il sera fait application
de la procédure prescrite pour les contestations de
droit public. Dans tous les cas le tribunal fédéral
tranche la question de savoir laquelle des parties
doit supporter les frais occasionnés par des exper-
tises.

. . . . et des dépenses de premier établissement
pour les années 1888 à 1895. Pour les années
subséquentes, ces justifications seront jointes aux
comptes et bilans annuels. Le conseil fédéral fixera
pour les autres termes de rachat le délai de pré-
sentation des comptes spéciaux à établir suivant les
concessions.

L'obligation de présenter ces comptes ou justifi-
cations s'étend aussi à la période qui s'écoule entre
l'annonce du rachat et la cesion du chemin de îer.

Détermination de la valeur de rachat.

Suppression de cette adjonction du conseil des
états :

«Les dispositions de la présente loi n'ont pas
d'eïïet rétroactif . . . .»

Voir article 25.
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dre avec les entreprises de chemins de îer sur les
règles d'après lesquelles le produit net et le capi-
tal de premier établissement devront être déterminés
en conformité des concessions.

S'il n'intervient pas d'entente, le conseil fédéral
tranchera les dioérends sur le vu des comptes et
justifications produits. Les entreprises de chemins
de îer ont le droit, en vertu des articles 12 et
17 de la présente loi, de recourir au tribunal îédé-
ral contre des décisions de cette nature.

Art 22 du conseil fédéral: Suppression.

Art. 23. En dérogation aux dispositions du code
îédéral des obligations, la Confédération et les can-
tons conservent les droits dont ils sont actuellement
investi vis-à-vis des compagnies en matière de
droit de vote. Les autorités fédérales auront la fa-
culté de stipuler à l'avenir des droits analogues et
d'en sanctionner l'attribution, soit dans les conces-
sions, soit lors de l'examen des statuts ou de con-
ventions spéciales.

Art. 24. Les statuts des compagnies de chemins
de îer devront être mis en harmonie avec les dis-
positions de la présente loi dans un délai à fixer
par le conseil îédéral.

Art. 25. Est abrogée la loi fédérale du 21 décem-
bre 1883, sur la comptabilité des compagnies de
chemins de îer; les arrangements conclus en vertu
des dispositions de cette loi au sujet des amortisse-
ments, devront être modifiés en conformité des
prescriptions de la présente loi.

Le nouveau mode d'amortissement sera fixé en
conformité des prescriptions de la présente loi con-
cernant les versements complémentaires au fonds
de renouvellement. Au surplus les décisions du con-
seil îédéral relative aux amortissements n'auront pas
d'effet rétroactif.

. . . . en vertu de l'article 17 ...
NB. La minorité propose que, dans le cas où

l'on supprimerait l'article 22, l'on supprime aussi
le 3me alinéa de l'article 21.

Art. 22.
La majorité (MM. Albertini, Cramer-Frey, Curti,

Fehr, Keel, Marti, Schobinger, Zschokke) propose
d'accepter l'article 22 du projet du conseil îédéral.

La minorité (MM. Bolla, Decollogny, Kuntschen,
Speiser) propose de le supprimer, comme l'a fait
le conseil des états..

En cas d'acceptation, les mots: «La procédure
prévue . . . . applicable» seront remplacés par la
disposition suivante:

. . . La procédure prévue au chapitre II, chiffre 1
de la loi fédérale sur l'organisation judiciaire fédé-
rale est applicable en pareil cas, procédure d'après
laquelle le Tribunal fédéral juge comme instance
unique. Dans cette procédure l'entreprise de chemin
de îer est tenue de se présenter comme demanderesse.

Les clauses des . . . . autres différends concer-
nant le rachat, sont abrogées.

Dispositions finales.

Art. 25. Est abrogée la loi îédérale du 21 dé-
cembre 1883 sur la comptabilité des compagnies de
chemins de îer.

Les arrangements conclus en vertu des dispo-
sitions de la loi de 1883 au sujet des amortisse-
ments devront être modifiés en conformité des pres-
criptions de la présente loi. Le nouveau mode
d'amortissement sera fixé en conformité des pres-
criptions de la présente loi concernant les verse-
ments complémentaires au fonds de renouvellement.
Les versements réguliers calculés dans le sens de
l'article 11 devront, pour l'établissement du produit
net concessionnel, être portés en compte comme
dépenses d'exploitation et cela aussi pour la partie
déjà écoulée de la période décennale servant de
base pour rétablissement des comptes concession-
nels. Au surplus, les décisions du conseil îédéral
relatives aux amortissements n'auront pas d'effet
rétroactif.

Les dispositions de la présente loi ne s'appliquent
pas rétroactivement aux comptes de construction
modifiés en conformité de la loi de 1883 et approu-
vés par le conseil îédéral.
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Art. 26. JLe conseil fédéral est chargé, conformé-
ment aux dispositions de la loi fédérale du 11 juin
1874t concernant la votation populaire sur les lois
et arrêtés fédéraux, de publier la présente loi et de
fixer l'époque où elle entrera en vigueur.

Jusqu'à ce qu'une loi ait été édictée sur les
chemins de fer secondaires, le conseil fédéral est
autorisé, dans l'application de la présente loi, à
accorder aux chemins de fer secondaires toutes les
facilités possibles.

Nationalrat. — Conseil national.
Sitzung vom 16. März 1896, nachmittags 3 Uhr. — Séance du 16 mars 1896, à 3 heures de relevée.

Vorsitz: 1 H stodkmar.
Présidence : ]

Tagesordnung: — Ordre Au jour:

Bundesgesetz über das Rechnungswesen der Eisenbahnen.
Loi fédérale sur la comptabilité des chemins de fer,

(Siehe die Verhandlungen des Ständerates Seite 723 ff. des letzten Jahrganges. — Voir les débats au conseil dea états p. 723
et suiv. de l'année précédente.)

Ein t re tens frage. — Entrée en matière.

Speiser, Berichterstatter der Kommission: Der
Ständerat hat seiner Zeit nach allerdings sehr langer
Diskussion ohne Gegenantrag das Eintreten in das
neue Gesetz über das Rechnungswesen der Eisen-
bahnen beschlossen. Auch Ihre Kommission ist in
Bezug auf die Eintretensfrage einstimmig. Sie bean-
tragt Ihnen das Eintreten. Bei dieser Sachlage und
mit Berufung auf das weitläufige stenographische
Bulletin des Ständerates, das Ihnen schon vor einer
Anzahl Wochen zugekommen ist, werde ich mich
in Bezug auf die Eintretensfrage nur sehr kurz aus-
sprechen.

Ich glaube, es kann darüber kein Zweifel sein, dass
der Bund von zwei Gesichtspunkten aus ein Recht
und ein Interesse hat, über das Rechnungswesen
der Eisenbahnen, nicht wie bisher der Eisenbahn-
g e s e l l s c h a f t e n , gesetzliche Bestimmungen auf-
zustellen. Und zwar sind die beiden Gesichtspunkte,
weiche unserer Ansicht nach den Bund nötigen, in
Bezug auf das Rechnungswesen der Eisenbahnen
gesetzgeberisch vorzugehen, die : Der eine das Inter-
esse des Bundes an einer soliden Geschäftsgebah-
rung dieser grossen Unternehmungen, welche, wie
wir ja in der letzten Zeit wiederum zur Genüge ge-
sehen haben, außerordentlich wichtige allgemeine
Interessen zu vertreten haben. Es wird ein dringen-
des Gebot für die Regierung sein, dafür zu sorgen,
dass die Eisenbahnen nicht infolge nachlässiger,
liederlicher, ja sogar unlauterer,Rechnungsstellung
in finanzielle Schwierigkeiten kommen, welche dazu
führen könnten, ihnen die Lösung der Aufgaben,

welche sie übernommen haben, überhaupt unmög-
lich zu machen. Der andere Gesichtspunkt, der dem
Staat das Recht geben muss, in Bezug auf die
Rechnungsstellung der Eisenbahnen einzuschreiten,
ist der Gesichtspunkt des Rückkaufs. Der Bund hat
sich den Rückkauf der Eisenbahnen auî Grund der
Rechnungsergebnisse derselben vorbehalten. Für den
Preis, den der Bund zu bezahlen hat, sind die
Rechnungsergebnisse der Eisenbahnen massgebend,
und zwar, wie Ihnen bekannt ist, entweder die
Ergebnisse des Ertrages der Eisenbahnen oder die
Ergebnisse der Summe des Anlagekapitals. Diese
beiden Begriffe, Anlagekapital sowohl als jährlicher
Reinertrag in einer gewissen Periode von Jahren,
können nur an Hand von genau und richtig geführten
Rechnungen richtig konstatiert werden. Von diesem
Gesichtspunkt aus hat der Bund als Rückkäufer, als
derjenige, welcher den Preis zu bezahlen hat, ein
Interesse, dass die Rechnungen der Eisenbahnen so
geführt werden, dass jederzeit die richtigen und
massgebenden Faktoren für die Bestimmung der
Rückkaufssumme konstatiert und ersehen werden
können, dass er selber, wenn er in den Fall kommt,
den Rückkauf vorzunehmen, konstatieren und er-
sehen kann, welche Faktoren, die ihm massgebend
erscheinen, insgesamt den Rückkaufspreis ergeben.

Diese beiden Gesichtspunkte, welche dem Bunde
das Recht geben müssen, gesetzliche Vorschriften
gegenüber den Eisenbahngesellschaften aufzustellen,
sind unseres Erachtens — meines Erachtens spe-
ziell — durchaus unbestreitbar; und wenn auch
seiner Zeit von den Eisenbahnen gegen diese Be-
fugnis des Bundes Opposition erhoben worden ist,
so war dieselbe unrichtig und unberechtigt. Der
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Band hat von diesen beiden Gesichtspunkten aus
bekanntlich schon im Jahre 1883 Bestimmungen,
die das Rechnungswesen der Eisenbahngesellschaften
betreffen, aufgestellt. Wenn der Bund nun im Jahre
1896 dazu kommt, diese Bestimmungen des Jahres
1883 zu erweitern, neu aufzustellen und in verschie-
dener Hinsicht zu modifizieren, so ist das natürlich
wohl zu motivieren..

Das Rechnungsgesetz von 1883 hat in Bezug auf
den Gerichtspunkt der soliden Rechnungsführung
sein Hauptaugenmerk darauf gerichtet, die Eisen-
bahngesellschaften zu veranlassen, früher erlittene
grosse Verluste allmählich zu amortisieren. Das war
der eine Zweck. Der andere Zweck, der andere
Inhalt dieses Gesetzes von 1883 war der, den Be-
griff des Baukontos und den Begriff des Anlagekapi-
tals, wie er beim Rückkauf zur Geltung kommen
soll, rechtlich festzustellen, und es ist dies, wie Sie
wissen; im wesentlichen gelungen. Namentlich der
erste Zweck, die Vornahme einer ernsthaften, kräf-
tigen Amortisation früherer Verluste, ist von den
Eisenbahnen acceptiert und zu ihrem eigenen und
ihrer Aktionäre und Obligationäre Heil und Vorteil
in kräftiger Weise in Angriff genommen worden.

Auch die Frage, wie sich das Anlagekapital oder
der Baukonto gestalte, ist im wesentlichen auf Grund
des Gesetzes von 1883 durchgeführt worden. Es
haben sich allerdings in gewisser Beziehung noch
Differenzen gezeigt, welche das Bundesgericht zu
entscheiden veranlasst war; aber die wichtigsten
Punkte in Bezug auf das Anlagekapital sind fest-
gestellt worden.

Was dagegen in dem Gesetze von 1883 sozu-
sagen vollständig fehlt, das ist die rechnerische Be-
reinigung der Faktoren, welche für die Feststellung
des rückkaufsmässigen Reinertrages nötig sind. Wie
Sie wissen, sollen die Eisenbahnen zurückgekauft
werden können auf Grund des 25fachen durchschnitt-
lichen Reinertrages der letzten zehn Jahre, und es
ist also durchaus wünschbar, dass der Bund auf
Grund der Rechnungen der Eisenbahnen möglichst
ia der Lage sei, diejenigen Faktoren zu kennen, die
er als die richtigen und wesentlichen ansieht, um
den. rückkaufsmässigen Reinertrag festzustellen. In
Bezug auf diesen zweiten rechnerischen Faktor des
Rükkaufes hat das Gesetz von 1883 verhältnismässig
wenig, wir dürfen sagen fast gar keine Bestim-
mungen aufgestellt, und damit hängt nun zusammen,
dass der Bundesrat sich bei der ihm von Ihnen
übertragenen Untersuchung über den Rückkauf der
Eisenbahnen in vielen Punkten in sehr grosser Un-
sicherheit befunden hat und noch befindet, wie
dieser Reinertrag festzustellen sei. Das hat nun dazu
geführt, das Gesetz über das Rechnungswesen zu
ergänzen.

Es fehlt in den Rechnungen der Eisenbahnen
eine klare Auseinanderhaltung des Betriebsreiner-
trägnisses, das für den Rückkauf massgebend ist, und
des allgemeinen Geschäftsreinerträgnisses der Eisen-
bahnen. Es fehlen noch gewisse Faktoren, welche
bei der Berechnung des Ertrages der Bahnen ganz
wesentlich in Betracht kommen. Es ist das nament-
lich der Faktor — er ist in den Konzessionen schon
vorgesehen — der Einlagen der Eisenbahnen in den
Erneuerungsfonds, welche von dem Betriebsertrage
abzuziehen sind. Die Konzessionen enthalten be-
kanntlich den Satz, dass von dem Reinertrag, welcher
der Rückkaufsberechnung zu Grunde zu legen ist,

die Summen abzuziehen sind, welche auf die Amor-
tisationsrechnung getragen oder einem Reserve-
fonds einverleibt werden. Nun enthält das Eisen-
bahngesetz von 1872 allerdings.eine Vorschrift in
Bezug auf die Bildung eines Erneuerungs- und eines
Reservefonds, indem es sagt, es sei in den Statuten
der Eisenbahngesellschaften Vorsorge zu tragen für
die Bildung eines Erneuerungs- und eines Reserve-
fonds: allein diese Bestimmung ist insofern, wie wir
Juristen sagen, eine lex imperfecta, als eben keine
Normen in Bezug auf die Höhe dieses Reservefonds
und dieses Erneuerungsfonds aufgestellt sind. Es
ist nicht gesagt, in welchem Verhältnis zur Gesamt-
anlage der Erneuerungsfonds zu dotieren sei. Das
hat dazu geführt, dass die Eiseabahngesellschaften
in Bezug auf den Erneuerungsfonds verschieden vor-
giengen. Selbstverständlich thaten Gesellschaften, die
unter günstigen Verhältnissen standen, mehr für die
Schaffung eines Erneuerungsfonds, als Gesellschaften,
die mit Schwierigkeiten z\i kämpfen hatten. Es ist
auch vorgekommen, dass Gesellschaften in guten
Jahren wesentliche Einlagen in den Erneuerungs-
fonds machten, dieselben in schlechten Jahren aber
dann wieder reduzierten oder sogar die gemachten
Einlagen zur Verbesserung des Geschäftsergebnisses
wieder in die allgemeine Rechnung zurücknahmen.
Kurzum, diese Verhältnisse sind nicht wohlgeordnet.

Der Mangel an scharfen Beslimmungen über den
Erneuerungsfonds hat, um auf die beiden früher
fixierten Gesichtspunkte zurückzukommen, zweierlei
Nachteile. Einmal den, dass er die Solidität der
Rechnungsführung der Eisenbahnen in Frage stellt.
Wir können nicht sagen, dass alle Eisenbahnen mit
einem Erneuerungsfonds genügend ausgerüstet sind,
um jeweilen und auf alle Zeiten die Instandhaltung
des Betriebstuaterials, überhaupt ihrer ganzen An-
lage garantieren zu können. Es ist also die Auf-
stellung von scharfen Bestimmungen über die Höhe
des Erneuerungsfonds und über dessen regelmüssige,
sichere Dotierung eine Frage, welche mit der soliden
Geschäftsgebahrung der Eisenbahnen notwendig ver-
knüpft ist. Anderseits ist aber die Frage der Do-
tierung des Erneuerungsfonds für den Bund von
Wichtigkeit in Bezug auf die Feststellung des Rück-
kaufpreises, namentlich bei den Bahnen, die auî
Grund des Reinertrages zurückgekauft werden
müssen. Denn da vom Reinertrag die jährlichen Ein-
lagen in den Erneuerungsfonds abzuziehen sind, so
hat der Bund selbstverständlich ein Interesse, dass
in den Erneuerungsfonds jährlich diejenigen Summen
eingelegt werden, welche durchaus notwendig sind,
um einen wirklich genügenden Erneuerungsfonds
zu haben. Eine ungenügende Dotierung des Erneue-
rungsfonds würde dazu führen, dass der Reinertrag
grosser dargestellt würde, als richtig ist. Und wenn
der Reinertrag grosser ist, so wird auch die Rück-
kaufsumme grösser. Wenn aber dafür gesorgt wird,
dass dem Erneuerungsfonds die technisch richtigen
und notwendigen Summen zugewiesen werden, so
ist das selbstverständlich auf den Reinertrag, der
für den Rückkauf in Betracht kommt, auch von Ein-
fluss. Es wird eben der Reinertrag ein kleinerer
und die Rückkaufsumme eine kleinere werden, —
nicht zu klein und nicht ungerecht klein; denn die
Rückkaufssumme wird dem Reinertrag entsprechen,
der sich ergiebt, nachdem die technisch und arith-
metisch notwendigen und korrekten Zuweisungen
in den Erneuerungsfonds stattgefunden haben.
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Es ist also ein Hauptzweck des Gesetzes, die
Frage der richtigen Dotationen des Erneuerungs-
fonds ebenfalls zu ordnen und zwar eben von den
beiden Gesichtspunkten der soliden Rechnungsfüh-
rung und der richtigen Rückkaufsberechnung aus.

Ihre Kommision ist nun mit diesen Tendenzen
des Gesetzes durchaus einverstanden und sie hält
dafür — vorausgesetzt, dass die einzelnen Bestim-
mungen des Gesetzes richtig angewendet werden,
und dafür giebt ja eine Garantie die Klausel unseres
Entwurfes, dass in gewissen Streitfällen das Bundes-
gericht über die Anwendung des neuen Gesetzes
zu entscheiden habe — ich sage, die Kommission
hält dafür, dass wenn das Gesetz richtig durchge-
führt wird, damit keinerlei Eingriff in die wohl-
erworbenen Rechte der Eisenbahnen verknüpft wäre,
sondern dass damit nur vorgesorgt werde für die
Wahrung der Rechte des Staates beim Rückkauf und
die Wahrung der wirklich wohlverstandenen Inter-
essen der Aktionäre und Obligationäre, • der Kredi-
toren der Gesellschaften. Es wird durch dieses Ge-
setz der Kasse der Eisenbahnen kein Franken ent-
zogen. Es wird dadurch erreicht, dass eine Anzahl
Franken, vielleicht grosse Summen, in der Kasse
bleiben und nicht an die Aktionäre ausbezahlt werden.
Aber auch diese in der Kasse der Gesellschaft, ich
möchte sagen zu internierenden Gelder entgehen ja
den Aktionären nicht, sondern sie werden zu rechter
Zeit wieder für die Aktionäre flüssig sein und in-
zwischen ihnen Zinse tragen.

Soweit ist nun die Kommission einstimmig. Sie
ist einstimmig der Ansicht, es solle auf den Ge-
setzesentwurf eingetreten v/erden, und sie ist auch
einstimmig in Bezug auf alle diejenigen Bestim-
mungen — kleinere Differenzen vorbehalten —
welche den Zweck haben, einerseits in Bezug auf
die Baurechnung noch klarere Vorschriften aufzu-
stellen, andrerseits in Bezug auf die Betriebsrech-
nung und den Erneuerungsfonds schärfere, sichernde
Bestimmungen aufzustellen. Dagegen besteht eine
Differenz in der Kommission in Bezug auf einen
dritten Zweck, den sich der Entwurf des Bundes-
rates vorgesteckt hat, und hier muss ich mir nun
erlauben, die Ansicht der Minorität auch gleich vor-
zutragen. Ich habe nämlich die zwar ehrenvolle,
aber nicht sehr angenehme Aufgabe, obschon ich
das einzige deutschsprechende Mitglied der Minder-
heit bin, dennoch für die Kommission im allgemeinen
zu referieren und muss mir in der Folge doch vor-
behalten, auch meine Ansicht als Minderheitsansicht
Ihnen kurz darzulegen. Ich will bei der Eintretens-
frage, obschon dies keine entscheidende Bedeutung
hat — wir sind aille für das Eintreten — wenigstens
die Differenz andeuten, welche im Schosse der
Kommission in Bezug auf diesen dritten Zweck des
bundesrätlichen Entwurfes besteht.

Der Bundesrat will bei diesem Gesetze noch
etwas weiter gehen; er will sich nicht damit be-
gnügen, noch bessere Ordnung in das Rechnungs-
wesen der Eisenbahnen zu bringen, als sie schon
das Gesetz von 1883 gebracht hat, sondern er will
bei diesem Anlasse auch gewisse vorbereitende
Schritte thun, um den Rückkauf in baldiger Frist
zu erleichtern. Die Mehrheit Ihrer Kommission ist
der Ansicht, es sei fast platonisch und akademisch,
nun für das Rechnungswesen der Eisenbahnen schöne
Grundsätze aufzustellen, die den Zweck haben, die
Eisenbahngesellschaften in ihrer Solidität noch zu

bestärken, während der eigentliche Zweck des Bundss
ja nicht der sei, die Eisenbahngesellschaften in einem
möglichst langen Leben zu erhalten, zu sichern und
zu unterstützen, sondern im Gegenteil baldmöglichst
durch den Rückkauf der Eisenbahnen das ganze
System des jetzigen Privatbahnbetriebes aufzuheben ;
die Mehrheit sagt deshalb, sie habe an den zwei
ersten Zielen dieses Gesetzes nur ein relatives In-
teresse, wenn nicht gleichzeitig in dem Gesetze
Schritte gethan werden, welche den Rückkauf er-
leichtern, und zu diesen Schritten, welche den Rück-
kauf vorbereiten, erleichtern und regeln wollen,
gehören im wesentlichen die Artikel 21 und 22,
indem, wie Sie wissen, in diesen Artikeln nun .dem
Bundesgerichte an Stelle des Schiedsgerichtes das
Recht gegeben ist, Streitigkeiten über den Rückkauf
zu entscheiden und zwar nicht nur die Haupt-
streitigkeiten über die Grosse der Rückkaufesumme,
sondern auch die Streitigkeiten, welche sich schon
in den nächsten Jahren in Bezug auf die Rückkaufs-
fragen ergeben können, indem der Bundesrat ja in
Artikel 21 ermächtigt werden soll, über den Rück-
kauf zu verhandeln und im Falle der Nichtver-
ständigung in Bezug auf die Rückkaufssumme die
streitigen Punkte vor das Bundesgericht zu bringen.
Der jetzige Zustand ist nun der, dass in den Kon-
zessionen, wenigstens in den altern und namentlich
denjenigen der Gentralbahn und der Nordostbahn,
die ja im wesentlichen bei dem Rückkaufe in Frage
kommen, die Rückkaufsstreitigkeiten einem Schieds-
gerichte zum Entscheide übertragen sind, das von
beiden Parteien gewählt wird; das Bundesgericht
kommt nicht in Frage. Ferner ist in den Konzessi-
onen nicht vorgesehen, dass schon vor der An-
kündigung des Rückkaufes der Bundesrat gewisse
Fragen, die für die Bestimmung des Rückkaufs-
preises massgebend sind, zum Austrag bringen könne,
sei es durch Schiedsgericht, sei es durch das Bundes-
gericht. Das alles steht in den Konzessionen nicht.
Der Bundesrat und die Mehrheit Ihrer Kommission
will nun im Interesse einer richtigen, besseren Durch-
führung des Rückkaufes diese beiden Bestimmungen
aufstellen :

Erstens dass überhaupt über die Rückkaufsfragen,
den Rückkaufspreis nicht Schiedsgerichte, sondern das
Bundesgericht zu entscheiden habe, damit man eine
einheitliche Jurisprudenz habe, die für alle Bahnen
gleichmässig gelten solle und nicht wie bei den
Schiedsgerichten die theoretische Möglichkeit vor-
handen sei, dass verschiedene Schiedsgerichte ver-
schiedene Grundsätze für verschiedene Bahnen auf-
stellen; ferner sollte, um über die Frage der Höhe
des Rückkaufspreises möglichst schon vor dem Ent-
scheid über den Rückkauf im klaren zu sein, dem
Bundesrat die Möglichkeit gegeben werden, über
gewisse Differenzen schon in der nächsten Zeit den
Entscheid des Bundesgerichtes anzurufen, was eben
selbstverständlich bei den Konzessionen und ihren
Rückkaufs-Schiedsgerichten nicht vorgesehen war.
Das sind nun Zwecke, welche sich der Bundesrat
in dem Schlüsse des Gesetzes stellt und welchen
die Mehrheit Ihrer Kommission zustimmt, während
die Minderheit der Kommission glaubt, auf diesen
Gedanken nicht eintreten zu können, weil sie darin
einen Eingriff in konzessionsmässige Bestimmungen
erblickt, die unserer Ansicht nach nicht einseitig
geändert werden können. Ich will mich über diese
Frage jetzt nicht weiter verbreiten; ich will nur
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konstatieren, dass, wenn Sie diese Bestimmungen der
Schlussartikel, diesen dritten Zweck des Bundes-
rates zu dem Ihrigen machen und das Gesetz so
annehmen, Sie damit in einem bedeutenden Punkte
über das Gesetz von 1883 hinausgehen, indem dieses
in den Uebergangsbestimmungen ausdrücklich sagt:
«Die Bestimmungen der Konzessionen über die
schiedsgerichtliche Feststellung der Anlagekosten im
Falle des Rückkaufes-bleiben gewahrt.» Der Bundes-
rat und die Mehrheit Ihrer Kommission wollen in
bewusster Absicht im Gegensatz zum Gesetz von
1883 hier die Gesetzgebung einen Schritt weiter
thun lassen und erklären : gewisse Bestimmungen
der Konzessionen, namentlich diejenigen über die
Art der Feststellung des Rückkaufspreises durch
Schiedsgerichte werden aufgehoben, indem wir an
ihre Stelle das Bundesgericht setzen. Das ist die
Differenz, welche die Mehrheit und die Minderheit
principiell und dann auch in Bezug auf die Artikel
21 und ff. scheidet, und Sie werden bei der artikel-
weisen Beratung, wenn Sie das Eintreten beschliessen,
dann darüber zu entscheiden haben.

Ich erlaube mir, Ihnen noch ganz kurz eine kleine
Uebersicht zu geben über die Oekonomie des Ge-
setzes, so wie sie von Ihrer Kommission gestaltet
worden ist. Sie werden aus der Vorlage ersehen
haben, dass wir das Gesetz der bessern Uebersicht-
lichkeit wegen in Abschnitte geteilt haben und zwar
zunächst bei den Allgemeinen Bestimmungen davon
sprechen, dass das neue Gesetz nicht nur für die'
Eisenbahngesellschaften, sondern auch für die Staats-
eisenbahnen gelten soll; dann folgen die Artikel
über die Baurechnung, wo wir neue präzise Be-
stimmungen aufstellen; dann in Artikel 10 und ff.
die Bestimmungen über die Betriebsrechnung, Er-
neuerungsfonds, Amortisation, in Artikel 16 und ff.
der neue Modus der Rechnungsprüfung durch den
Bundesrat und das Verfahren und endlich in dem
letzten, bereits berührten Abschnitte, Artikel 21 u. ff.,
die Bestimmungen über die Ermittlung des Rück-
kaufswertes. In den Schlussbestimmungen haben
wir dann alles das zusammengefasst, was sich auf
die Rückwirkung und Nichtrückwirkung des neuen
Gesetzes gegenüber den bisherigen Verhältnissen
bezieht, und sodann haben wir hier noch eine kleine
Klausel eingefügt, in der wir den Bundesrat ermäch-
tigen, dieses neue Gesetz gegenüber den Sekundär-
bahnen mit thunlichsten Erleichterungen anzuwen-
den. Es ist das der letzte Satz unseres Entwurfes.
Wir sehen ganz wohl ein, dass dieses Gesetz für
alle Bahnen gewisse Belastungen bringt, die zu tra-
gen namentlich den Sekundärbahnen viel schwieriger
sein wird, als den grossen Bahnen, und wir glauben
deshalb, es könne dem Bundesrat die Ermächtigung
gegeben werden, gewisse Erleichterungen in der An-
wendung dieses Gesetzes den Sekundärbahnen gegen-
über festzustellen, von der Ansicht ausgehend, die
ziemlich allgemein verbreitet ist, es sollten über-
haupt die Sekundärbahnen unter eine besondere
Gesetzgebung gestellt werden, nicht nur in Bezug
auf die Comptabilität, sondern auch -in Bezug auf
den Betrieb und andere administrative Verhältnisse
und in der Meinung, es solle der Bundesrat in thun-
lichster Bälde Vorschläge bringen, in welcher Weise
überhaupt für die Sekundärbahnen gewisse Modifi-
kationen geschaffen werden können, wo dann auch
die Frage der Comptabilität besonders geregelt wer-
den dürfte. Im allgemeinen sind wir nicht der An-

sicht, dass die Sekundärbahnen in Bezug auf die
Comptabilität vorn Gesetz nicht getroffen werden;
denn es ist natürlich auch in Bezug auf die Soli-
dität der Sekundärbahnen von grossem Interesse und
von grosser Wichtigkeit, dass die Grundsätze der
Bundesgesetzgebung für sie gelten. Allein wir glau-
ben, dass namentlich für den Anfang gewisse Modi-
fikationen gestattet werden sollten.

Von den Kantonsregierungen von Neuenburg und
Genf sind zu diesem Gesetze Eingaben gemacht
worden, welche sich im wesentlicheu auf den Art. l
beziehen und die Frage betreffen, inwieweit Staats-
und Kantonsbahnen wie Aktiengesellschaften unter
das Gesetz gestellt werden sollen. Wir werden diese
Eingaben bei Art. l zu behandeln haben. Ferner
sind von den Eisenbahnen Eingaben gemacht wor-
den, die Ihnen bekannt sind und die bei Anlass der
Beratung der einzelnen Artikel zu erörtern sind.
Eine ganz neue Eingabe, datiert Zürich, den 12.
März, ist den Mitgliedern der Bundesversammlung
von einem Komitee zugestellt worden. Aber wie
ich sehe, ist diese Eingabe dem Präsidenten des
Nationalrates nicht zugekommen, und Ihre Kommis-
sion war der Ansicht, diese gedruckte Eingabe, die
ziemlich eingehende Aenderungen vorschlägt, sei
von ihr nicht zu diskutieren, sofern sie ihr vom
Präsidenten oder vom Bundesrate nicht noch speziell
zugewiesen werde.

Ich habe damit mein einleitendes Votum ge-
schlossen und wiederhole den Antrag, Sie möchten
auf die Beratung dieses Rechnungsgesetzes ein-
treten.

M. Bolla, rapporteur français de la commission :
La loi que nous allons discuter est née du besoin
de consolider les intérêts économiques du pays.

Les lignes de chemins de fer sont nécessaires,
en effet, à notre vie nationale, et l'administration
des compagnies doit être soumise au contrôle de
l'état,' déterminé par la législation.

C'est à l'effet de régler ce contrôle qu'a été
édictée la loi de 1883 sur la comptabilité des che-
mins de ter. Une expérience d'une douzaine d'an-
nées a suffi pour nous convaincre que cette loi,
comme toute chose ici-bas, n'était pas la perfection.
On a constaté que chez nous, comme partout ail-
leurs, on ne peut déterminer, régler les rapports
créés par cette grande invention, qui a bouleversé
le monde économique — les chemins de fer, — d'une
manière parfaite, parce qu'elle soulevait une foule
de questions.

Un homme illustre, Spaventa, a dit:
« Le chemin de fer, — formidable complication

de faits économiques, financiers et politiques, —
peut être considéré sous des aspects si nombreux
et si divers: les phénomènes qu'il présente sont
tellement nouveaux ; il y a tellement d'imprévu dans
les complications auxquelles il donne lieu, dans les
difficultés à résoudre, dans les inconvénients à écar-
ter, dans les abus à réprimer, dans la surveillance
à exercer, dans les dangers à prévenir, — que la
différence des mesures adoptées par les gouverne-
ments, les contradictions et les inconséquences dans
lesquelles ils sont tombés à propos du régime des
chemins de fer, ne sauraient surprendre ceux qui
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tiennent compte des difficultés du problème et de
la divergence dés opinions sur les meilleurs moyens
pour les résoudre. »

C'est à l'occasion des nouvelles études concer-
nant la question du rachat des chemins de fer
qu'on s'est aperçu des lacnes, des imperfections
de la loi de 1883.

Vous vous souvenez sans doute qu'en 1892,
après l'échec du projet d'achat des actions du Cen-
tral, les chambres fédérales ont adopté la motion
de MM. Curti et Cornaz, d'après laquelle le conseil
fédéral devait procéder à une enquête portant sur
la question des chemins de fer dans son ensemble
et l'amélioration des conditions de rachat, présenter
un message et des propositions sur la ligne de con-
duite qu'il se proposait de suivre dans l'étude de
cette affaire.

Le conseil fédéral a présenté d'abord un rapport
au sujet de la conséquence juridique de l'expiration
des concessions. Les chambres fédérales ont pris
acte de ce rapport et invité le pouvoir exécutif
fédéral à pousser plus loin ses études, c'est-à-dire
à examiner la question du rachat plus spéciale-
ment.

Le département fédéral des chemins de fer s'est
mis .à l'œuvre. Il s'agissait d'abord d'établir approxi-
mativement le montant des sommes à débourser
pour acquérir les réseaux des cinq grandes com-
pagnies, — car, pour le moment, il ne s'agit que
de l'achat des grands réseaux.

Le département s'est heurté à toutes sortes de
difficultés en se livrant à ce travail. Il s'est aperçu
des lacunes de la législation et a nommé une com-
mission de 15 membres pour étudier les moyens
d'arriver à la compléter.

Cette commission est tombée d'accord avec le
département pour reconnaître qu'il fallait avant tout
réviser la loi de 1883 pour pouvoir apprécier d'une
façon approximative le coût du rachat. Et c'est alors
que le conseil fédéral a rédigé le projet de loi
soumis aujourd'hui à vos délibérations.

Les compagnies ont déclaré elles-mêmes qu'elles
pouvaient être d'accord sur le but poursuivi : <r sous
cette réserve, les compagnies sont unanimement
d'avis de ne pas s'opposer au but de là loi qui
consiste, d'après les termes du message du conseil
fédéral, à astreindre les entreprises de chemins de
fer à déposer avant'l'échéance du terme de rachat,
la justification du produit net annuel et du capital
de construction, calculés selon les clauses des con-
cessions, et à combler, conformément aux principes
d'une bonne administration et d'une saine gestion
financière, les lacunes que la pratique a constatées
dans la loi en vigueur jusqu'ici».

Votre commission est unanime pour vous pro-
poser l'entrée en matière sur le projet du conseil
fédéral.

Il y a cependant une minorité qui formule quel-
ques réserves, surtout à partir de l'art. 21.

Le point à régler est celui qui se rapporte à
l'obligation d'imposer aux compagnies, qui sont au
bénéfice de différentes concessions, des justifications
séparées pour chacune de ces lignes, ainsi, l'Union
Suisse, qui est au bénéfice de 3 concessions, le
N.-E. de 25 concessions, etc. La Confédération a tout
intérêt, puisqu'elle en a le droit, de racheter ligne
par ligne. Seulement, elle doit connaître le montant

exact du produit net sur lequel peut être basé le
prix de rachat, ainsi que les frais de premier établis-
sement, le capital de fondation de la ligne.

Les compagnies s'y sont toujours refusées jusqu'ici,
malgré les demandes du conseil fédéral et l'arrêté
qu'il prit en 1888. Le conseil fédéral propose main-
tenant de les y forcer de par la loi. La commission
est d'accord, puisqu'il ne s'agit en somme que
d'obligations imposées tacitement aux compagnies
par les concessions.

Il s'agit aussi de trouver une sanction, c'est-à-
dire de prévoir le cas où les compagnies ne satis-
feraient pas à ces obligations. Il faut trouver le
moyen de les y contraindre. C'est ce que le conseil
fédéral s'est efforcé de faire dans un des articles
de la loi.

Mais le point le plus important concerne la fixa-
tion plus précise, plus exacte, des éléments qui
doivent entrer dans le compte de construction et
d'exploitation, ainsi que la fixation du produit net
de la ligne.

La loi de 1883 posait déjà des principes en ce
qui concerne le calcul du capital de premier établis-
sement, c'est-à-dire le compte de construction. Ici,
la loi proposée ne fait que suivre le même principe,
en s'étendant sur les bases de la jurisprudence du
tribunal fédéral entrée en vigueur sous l'ancienne
loi. Elle n'a pas soulevé de grandes difficulté depuis
que le conseil des états à fait droit en partie aux objec-
tions formulées par les compagnies de chemin de fer.

Ce qui a soulevé le plus de récriminations, c'est
la question concernant le fond de renouvellement.
Les concessions prévoient déjà que lors de la fixation
du prix de rachat, il faudra déduire des recette le
montant du fonds de réserve et de renouvellement
des compagnies. Mais aucune loi n'avait fixé exacte-
ment jusqu'à quel point ce fonds de renouvelle-
ment pouvait être porté aucune loi n'avait fixé le
montant annuel à verser dans le fonds de renou-
vellement. C'était là une lacune importante qui per-
mettait aux compagnies de faire les versements
comme elles l'entendaient.

Le Jura-Simplon versait îr. 1480, le Central
îr. 3250, le Nord-Est îr. 2770, l'Union-Suisse fr. 1800,
le Gothard îr. 3820 par kilomètre.

Il y a là des différences qu'il faut îaire dispa-
raître.

L'art. 3. de la loi de 1883 disait à son dernier
alinéa:

«Les allocations aux îonds de réserve et de ré-
fection sont prélevées sur les excédants de recettes,
et la quotité doit en être déterminée par les statuts. »

II résultait de cette disposition que les mauvaises
années les compagnies ne faisaient aucun verse-
ment, tandis que dans les bonnes elles ne se sou-
ciaient pas de îaire les versements qui n'avaient
pas été effectués les années précédentes, d'où il
résultait que les versements qui étaient effectués au
îonds de renouvellement n'étaient pas suffisants.

Pour porter remède à cet état de choses, la loi
actuelle contient des prescriptions précises. Sur ce
point la commission unanime est d'accord avec le
conseil fédéral. Je dois cependant formuler quel-
ques réserves, ce que je crois pouvoir îaire au nom
de la commission, en ce qui concerne Ja fixation du
fonds de renouvellement. Cette question est impor-
tante à un double point de vue; elle est importante
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comme règle de bonne administration financière, à
condition que l'on ne force pas les compagnies à
eoectuer des versements trop élevés, et elle est im-
portante au point de vue du rachat pour empêcher
les compagnies de distribuer sous îorme de divi-
dende, ce qui devrait être attribué à la'réîection
de la ligne.

Le mémoire des compagnies de chemins de îer
s'exprime ainsi à la page 10. «Peut-être l'idée du
conseil fédéral est-elle que le fonds de renouvelle-
ment constitué conformément à la nouvelle loi, doit
représenter la moins-value éventuelle du chemin da
ïer, lors du rachat par la Confédération, telle qu'elle
est prévue par les concessions.

Nous devrions aussi contester cette interpréta-
tion. En cas de rachat, il y aurait lieu d'abord de
déterminer, si le chemin de îer est dans l'état prévu
par les concessions. Ce n'est qu'alors qu'on pourra
constater s'il existe une moins-value et quel en est
le chiîfre.

Les compagnies ne peuvent admettre que Ton
calcule une moins-value fictive par des moyens pure-
ment hypothétiques, ne répondant en aucun cas à
la réalité. Elles demandent que Ton prenne pour
base à-cet égard l'état réel du chemin de îer.

Cet état sera déterminé contradictoirement à
• l'époque du rachat, et au besoin, il sera fixé par
les tribunaux.»

Les compagnies craignent que le montant du
ïonds de renouvellement ne soit déduit du capital
de premier établissement, ce qui aurait pour résul-
tat de produire une moins-value de ce capital et de
diminuer la somme que la Confédération aurait à
payer pour le rachat. Pour ma part, je ne partage
pas cette crainte des compagnies, je ne comprends
pas le projet de loi dans ce sens.

Il y a là une grosse question qui ne peut pas
être tranchée par l'autorité législative. Les conces-
sions exigent que les chemins de fer soient remis
à la Confédération dans un état satisfaisant; j'admets
pour ma part que cet état doit être pleinement
satisfaisant, mais cela ne veut pas dire neuf.

Si l'on adoptait l'interprétation, contre laquelle
protestent les compagnies de chemins de îer, on
arriverait à dire que les concessions exigent que
les chemins de îer soient remis à l'état neuî. Or
cette question-là ne peut pas être tranchée par
nous, elle doit l'être par les tribunaux, tribunal
fédéral d'après la majorité et tribunaux d'arbitres
d'après la minorité de la commission. En tous cas,
c'est l'autorité judiciaire qui doit décider si, dans
les concessions, il est question de l'état neuî ou
non. En Italie, cette question a été tranchée dans
le sens négatif; entre ces deux interprétations, il
y a une grande différence. Voilà ce que j'avais à
dire à propos du fonds de renouvellement.

Jusqu'ici la loi n'a fait que suivre les principes
posés dans la loi de 1883, mais il y a un troisième
but, qui a été signalé par M. le rapporteur allemand
Speiser, et qui a trait au rachat. Le conseil fédéral
veut faire un pas en dehors- des principes posés dans
la loi de 1883. L'art. 3 des dispositions transitoires
de cette loi dit: «Demeurent réservées toutefois les
dispositions renfermées dans les concessions con-
cernant, en cas de rachat, la fixation, par voie d'ar-
bitrage, des frais de premier établissement».

On a changé de point de vue! La nouvelle loi

propose de laisser complètement de côté les dispo-
sitions renfermées dans les concessions et d'établir
que le tribunal fédéral jugera, non seulement quel
sera le prix du rachat, mais encore toutes les que-
stions qui s'y rapportent et cela même avant
l'échéance prévue pour le rachat, afin d'avoir une
base pour les calculs financiers.

On invoque ici des considérations d'ordre pratique!
J'admets qu'il y aurait un grand intérêt pour la Con-
fédération à savoir où elle en est et à qui elle aura
affaire; il serait étrange, en effet, que pour une com-
pagnie qui se trouve au bénéfice de 25 concessions,
le tribunal fédéral fut compétent pour 10 d'entr'elles,
tandis que pour les 15 autres des tribunaux arbitraux
le seraient; il n'y aurait ainsi aucune unité dans l'ap-
plication du droit. Mais si les considérations pratiques
ont leur valeur, il y a également ici des questions
de droit et de justice.

La Confédération a-t-elle le droit de changer les dis-
positions des concessions? La majorité de la commis-
sion répond affirmativement; en ce qui me concerne,
j'appartiens à la minorité de la commission, qui ré-
pond négativement. J'exposerais les motifs qui m'ont
amené à cette manière de voir lors de la discussion
des art. 21 et 22. Pour le moment, je résumerai les
motifs qui ont déterminé l'attitude de la majorité
de la commission. La majorité a fait en droit le
raisonnement suivant: La concession d'une com-
pagnie de chemins de îer n'est pas un contrat bila-
téral entre l'état et la compagnie, c'est un acte de
souveraineté de "état qui peut reprendre ce qu'il a
donné. Il est vrai que l'état doit respecter les droits
privés qu'il a garantis, mais nous ne sommes pas en
présence d'un droit privé, parce que ce droit ne
peut être évalué en argent. L'état ne peut renoncer
au droit supérieur de souverain qu'il possède. Tel
est le point de vue de la majorité de la commission.
La minorité ne conteste pas que nous ne sommes
pas tout-à-îait sur le terrain d'un contrat bilatéral,
mais elle croit néanmoins que cette solution est
fausse. J'exposerai ce point de vue lors de la dis-
cusion par articles. Pour le moment, j'ai voulu ré-
sumer les arguments de la majorité de la commission,
parce que l'on m'a prié de le îaire, lors même que
je ne fusse pas d'accord, parce qu'il n'y avait pas
d'autre rapporteur de langue française.

Sous ces réserves, la commission est unanime
à vous proposer l'entrée en matière.

Il ne me reste qu'à vous donner quelques expli-
cations sur l'économie de la loi. Elle comprend toute
une série de matières diverses et c'est pourquoi l'on
a cru qu'il valait mieux la partager en plusieurs
chapitres; le premier a trait aux dispositions géné-
rales, le second est relatif aux comptes de construc-
tion et d'amortissement des lignes, puis vient le
chapitre de la vérification des comptes et des dis-
positions pénale?, enfin la détermination de la valeur
du rachat et les dispositions finales. Parmi ces dis-
positions finales, il y en a une qui doit être relevée,
c'est la toute dernière: «Jusqu'à ce qu'une loi ait
été édictée sur les chemins de îer secondaires, le
conseil fédéral est autorisé, dans l'application de
la présente loi, à accorder aux chemins de îer se-
condaires toutes les facilités possibles».

La commission n'a pas cru pouvoir aller plus loin.
Elle avait tout d'abord l'idée de îaire des excep-

tions pour les chemins de îer secondaires, elle



— 21 —

y a renoncé, mais elle a trouvé qu'il était nécessaire
de fixer, qu'Us devaient être régis par une loi spé-
ciale.

Dans cette ordre d'idées, la commission a reçu
un mémoire de date tout-à-îait récente, émanant
d'un comité pour les chemins de fer secondaires.
La commission n'a pas cru devoir le discuter, elle
n'en aurait pas eu le temps, et elle pense d'ailleurs
qu'elle ne pourrait le faire que si les conseils en
décident ainsi.

Sous les réserves que je vous ai indiquées, je vous

propose l'entrée en matière sur le projet du conseil
îédéraL

Das Eintreten wird stillschweigend beschlossen.
(L'entrée en matière est décidée tacitement)

Die Detailberatung wird auf morgen verschoben.
(La discussion article par article est renvoyée à

demain.)

FSr die BedftktitB verantwortlich : Bud. Schulart, — Druck und Expeditign Tea Jent 4t Co. in Bar»,
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et suivantes ci-devant.)

Art. 1.

Speiser, deutscher Berichterstatter der Kommis-
sion: Ich habe Sie schon gestern darauf aufmerk-
sam gemacht, dass wir das ganze vorliegende Gesetz
zum Zwecke einer bessern Uebersichtlichkeit in
verschiedene Titel eingeteilt haben. Wenn keine
Gegenbemerkungen gemacht werden, so nehme ich
an, dass man mit dieser Disposition einverstanden
sei.

Ueber Art. l ist kurz folgendes zu sagen. Das
bisherige Rechnungsgesetz von 1883 bezieht sich aus-
drücklich nur auf die Eisenbahn ges e l l schaf t en,
also auf diejenigen Eisenbahnen, welche von Aktien-
gesellschaften dirigiert werden. Es erscheint nun
wünschbar, das neue Rechnungsgesetz mit gewissen
Vorbehalten auch auf diejenigen Eisenbahnen, wel-
che nicht von Privatgesellschaften, sondern von Kan-
tonen geführt werden, auszudehnen, weil im Inter-
esse des Bundes und im Interesse dieser Unter-
nehmungen selber auch in Bezug auf diese Unter-
nehmungen die Grundsätze einer richtigen Rech-
nungsstellung gelten müssen und sollen.

Wir haben in dieser Beziehung nur eine Modifi-
kation gemacht, indem für diejenigen Linien, welche
Kantonen angehören, die Bestimmungen der Art.
11—14 keine Anwendung finden sollen. Es hat das
die Bedeutung, dass die Vorschriften betreffend Do-
tierung des Erneuerungsfonds für diese Bahnen nicht
gelten sollen, weil wir annehmen, die Kantone seien

kraft ihrer finanziellen Lage, kraft ihrer Steuerhoheit
im stände, die Bahnen, die ihnen gehören, jeweilen
in technisch richtigem Zustande zu erhalten und
es bedürfe deshalb nicht einer gesetzlichen Verfügung,
wonach die Kantone gezwungen sind, eine besondere
Reserve zu sammeln. Es ist anzunehmen, dass diese
Reserve in der Staatskasse bereits vorhanden soi
oder wenigstens durch die Steuerhoheit der Kan-
tone jeder Zeit zu Gebote stehe. Die Differenz
gegenüber der Redaktion des Ständerates ist die,
dass der Ständerat den Bundesrat nur b e f u g t er-
klärt, für die Eisenbahnen der Kantone eine Aus-
nahme von den Bestimmungen der Art. 11—14 zu
gestatten, während wir dies im Gesetz bestimmt
aussprechen und also nicht von dem Belieben des
Bundesrates abhängig machen.

Dagegen haben wir diejenigen Eisenbahnen, wel-
che den Gemeinden gehören, gleich behandelt wie
die Privatgesellschaften, indem hier der Gesichts-
punkt, welcher gegenüber den Kautonen gilt, nicht
zutrifft. Wir können nicht zugeben, dass eine Ge-
meinde eines Kantons in Bezug auf ihre finanzielle
Kraft einem Kanton gleichzustellen sei. Deshalb sind
die Bahnen, welche ' von Gemeinden übernommen
sind — es sind das meistens Sekundärbahnen —,
wie gewöhnliche, von Gesellschaften betriebene
Bahnen zu behandeln. Ich mache aber schon hier
darauf aufmerksam, dass wir am Schluss des Ge-
setzes für Sekundärbahnen gewisse Erleichterungen
schaffen wollen. Da, ^ wie ich schon gesagt habe,
die Gemeindebahnen eigentlich alle Sekundärbahnen
sind und sein werden, so werden die Erleichte»
rangen, welche für die Sekundärbahnen gelten,
auch den Gemeindebahnen zukommen.

Der Art. l enthält im Gegensatz zu dem bis-
herigen Gesetz den weitern Grundsatz, dass dis-
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jenigen Teile von Bahnen, welche auf Schweizer-
gebiet liegen, aber von ausländischen Unternehmun-
gen betrieben werden, ebenfalls unter das Gesetz
gehören. Es ist das eine wichtige Aenderung und
meiner Ansicht nach eine Verbesserung. Sie wissen,
dass wir in Basel und Schafmausen Bahnstrecken
haben, welche der badischen Staatsbahn gehören,
und dass in Genf ein Stück der P. L. M. gehört.
Auf diese Bahnen ist bisher das Rechnungsgesetz
nicht angewandt worden. Es scheint aber erwünscht,
sich auch gegenüber diesen Bahnstrecken grundsätz-
lich das Recht zu wahren, Einsicht in die Rech-
nungen zu bekommen, gewisse Données, Angaben
zu erhalten, welche für die Beurteilung der Rück-
kaufsfrage notwendig sind. Es ist nicht abzusehen,
warum der Bund, wenn er überhaupt zum Rückkauf
schreitet, nicht auch diese Bahnstrecken, die frem-
den Hoheiten unterworfen sind, übernimmt. Ich
meinerseits halte das für eine sehr wichtige und
interessante Aufgabe, und es ist wichtig, dass wir
bei Zeiten versorgen, dass wir für den Fall des
Rückkaufes in Bezug auf die finanzielle Tragweite
auch hier rechtzeitig schon orientiert sind.

Immerhin haben wir für diese Bahnstrecken die
Bestimmungen der Art. 11—14 als nicht anwendbar
erklärt. Wir glauben, es bestehe für den Bund kein
Interesse, für die Solidität dieser auswärtigen Bahn-
unternehmungen besorgt zu sein; wir können das
ganz ruhig den auswärtigen Staatshoheiten über-
lassen.

Yon den Kantonsregierungen von Neuenburg und
Genf ist gegen den Art. l eine Einwendung erhoben
worden, in dem Sinne, dass sie glauben, die kan-
tonalen Bahnen sollten, wie es bisher der Fall war,
dem Gesetz nicht unterstellt werden. Wir sind der
Ansicht, es empfehle sich nicht, die kantonalen
Bahnen ganz auszunehmen; wir haben aber den
Wünschen dieser beiden Regierungen durch unsere
Redaktion des zweiten Absatzes des Art. l Rech-
nung getragen, indem wir sagen: «Auf diejenigen
Linien, welche Kantonen angehören, finden die Be-
stimmungen der Art. 11—14 des gegenwärtigen Ge-
setzes keine Anwendung».

Ich empfehle Ihnen die Annahme des Art. l in
unserer Redaktion.

Mr. Bolia, rapporteur français de la commission :
Comme vous le savez, la loi de 1883 déclarait
expressément qu'elle était applicable aux compagnies
de chemins de fer ayant leur siège social en Suisse.

On avait môme trouvé nécessaire à cette époque
de déclarer expressément par une inscription au
procès-verbal que les entreprises de chemins de fer
appartenant aux cantons n'étaient pas assujetties à
la loi.

Cette concession s'explique aisément, si l'on se
rend compte du but que la loi de 1883 poursuivait.
Il s'agissait alors de sauvegarder le crédit public,
la sécurité du pays et les intérêts économiques ser-
vis par les entreprises de chemins de fer. A ce
double point de vue il n'y avait aucun motif pour
mettre les cantons sur le même rang que les socié-
tés privées, les sociétés de spéculation. C'aurait été
user de trop de défiance envers des états souverains.

La nouvelle loi poursuit un autre but, ainsi que

je vous l'ai déjà expliqué. Elle touche de très près
à la question dn rachat. Il ne semble donc pas
qu'il y ait un motif suffisant pour maintenir l'excep-
tion en faveur des cantons faite en 1883. La Con-
fédération, en effet, s'est réservée le droit de rachat
des lignes appartenant aux cantons tout aussi bien
que de celles qui appartiennent à des sociétés pri-
vées, à des particuliers ou à des sociétés de capita-
listes étrangers. C'est là la règle que la nouvelle
loi a posée, elle concerne le rachat, elle précise la
notion du produit net et des frais de premier établis-
sement.

Or, si cette règle est juste en ce qui regarde les
sociétés, je ne vois pas pourquoi il n'en serait pas
de même quant aux cantons. La commission a estimé
qu'il fallait placer les cantons sur le même rang
que les sociétés quand il s'agissait d'établir les
comptes en vue d'exercer le droit de rachat.

Il n'en est pas de même pour d'autres parties
de la loi, et notamment les dispositions sur le fonds
de renouvellement, les amortissements. La solidité
des finances cantonales est telle qu'on peut aisément
se dispenser d'édicter des dispositions de cette nature,
qui ne seraient pas d'ailleurs d'une application bien
facile. Les bilans d'état sont basés sur des règles
essentiellement administratives, tandis qu'il s'agit
ici de règles de comptabilité commerciale.

La commission a donc proposé de soustraire les
cantons à l'application des articles 11 à 14 de la
loi. Elle est même allée un peu plus loin que le
conseil des états, qui voulait simplement conférer
ce droit au conseil fédéral.

La commission du conseil national propose d'édic-
ter une règle absolue: ces articles ne seraient pas
applicables aux lignes appartenant aux cantons, et
l'on a estimé qu'il n'y avait pas de motif pour ne
pas faire la même exception pour les entreprises
étrangères.

Une concession vis-à-vis de ces compagnies est
faite à l'art. 1er, formulée dans des termes un peu
différents qu'au conseil des états, qui dit que «cette
disposition est également applicable, pour autant
que cela est compatible avec les dispositions des
traités internationaux, aux chemins de fer situés
en Suisse, qui appartiennent à des entreprises étran-
gères ou sont exploités par elle».

Votre commission vous propose cette rédaction:
«Cette disposition est également applicable, en

tant que les traités internationaux ne posent pas
expressément d'autres règles, aux chemins de fer,
etc . . . »

•On n'a pas voulu laisser subsister l'incompatibilité
qu'il pouvait y avoir entre la loi et les traités.

Je dois vous rappeler encore que la commission
a cru devoir introduire une exception en faveur des
chemins de fer secondaires à l'art. 25, dernier
paragraphe, mais elle n'a pas cru devoir le faire à
l'art. 1er.

Je vous propose au nom de la commission d'ac-
cepter la rédaction de l'art. 1er, telle que nous vous
la présentons ; elle diffère quelque peu de celle que
le conseil des états a adoptée.

Angenommen nach Antrag der Kommission.
(Adopté d'après la proposition de la commission.)
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Art. 2.

Speiser, deutscher Berichterstatter der Kommis-
sion: Der Art. 2 stellt den Grundsatz auf, dass die
Eisenbahnen Rechnungen und Bilanzen nach einem
vom Bundesrate festgesetzten einheitlichen Schema
zu erstellen und auf 31. Dezember jeden Jahres ab-
zuschliessen haben.

Ich habe zu diesem Artikel nichts weiter zu be-
merken.

Angenommen. — (Adopté.)

Art. 3.
Speiser, deutscher Berichterstatter der Kommis-

sion: Der Art. 3 bezieht sich auf die sehr viel be-
sprochene Frage, wie es bei denjenigen Eisenbahnen
— wir dürfen sagen Eisenbahngesellschaften — deren
Netz in eine Anzahl von Linien mit verschiedenen
Konzessionen geteilt ist, zu halten sei. Es betrifft
das, wie Ihnen bekannt ist, hauptsächlich die
N. 0. B. und S. G. B. Für die Jurabahn ist die
Sache seit der Fusion erledigt. Der Bundesrat hat
früher den Auftrag erhalten, in Bezug auf diese
Netze sich mit den Gesellschaften zu verständigen,
dass eine einheitliche Rechnungsstellung für das
gesamte Netz gemacht werde, wogegen der Bund
sich verpflichtet, nur das gesamte Netz zurückzu-
kaufen. Mit der S. G. B. ist eine Vereinbarung in
diesem Sinne zu stände gekommen. Mit der N. 0. B.
ist es bisher nicht gelungen eine Verständigung zu
finden. Für den Bund ist es für^ den Fall des Rück-
kaufs von ausserordentlicher Wichtigkeit, die Rech-
nungsausweise für alle einzelnen Linien zu erhalten,
solange er sich nicht verpflichtet hat, das Ganze
rückzukaufen. Diese Frage muss nun durch das Ge-
setz geordnet werden. Das Gesetz bestimmt, dass
die Bahnunternehmungen verpflichtet sind, nicht
nur über ihr gesamtes Netz Rechnungsausweise ab-
zulegen, sondern auch über die einzelnen Rückkaufs-
objekte, die einzelnen Linien, es sei denn, dass
nach Absatz 2 durch Vereinbarung mit den Bundes-
behörden eine Zusammenlegung des ganzen Netzes
stattgefunden habe.

Wenn diese Nachweise für die einzelnen Linien
nicht in der festgesetzten Frist gegeben werden, so
soll Hier Bundesrat befugt — nicht verpflichtet — sein,
die in Art. 19 und 20 vorgesehenen Massnahmen
anzuordnen. Es sind das zwei wichtige Artikel,
welche die Rechte des Bundesrates in Bezug auf
die Durchführung des neuen Rechnungsgesetzes auf-
stellen, von denen wir später zu sprechen haben
werden.

Im weitern soll der Bundesrat auch befugt sein,
dann die sämtlichen Linien eines solchen Netzes
als einheitliches Rückkaufsobjekt zu erklären, so-
dass der Bund dann das Recht hat, den Gesamtrück-
kauf zu vollziehen. Durch eine nachträgliche redak-
tionelle Aenderung ist vorgesorgt, dass in Bezug auf
den Rückkaufstermin und in Bezug auf die Berech-
nung der Rückkaufsentschädigung keine Zweifel mehr
entstehen können. AmSchluss des neuen Absatzes 2
wird nämlich ausdrücklich gesagt: «Als nächster
Rückkaufstermin gilt der 1. Mai 1903 und als Rück-
kaufsentschädigung der 25fache durchschnittliche
Reinertrag der in Betracht fallenden 10 Jahre oder
das Anlagekapital des ganzen Netzes; in Bezug auf
die spätem Rückkaufstermine und die Rückkaufs-

entschädigungen gelten die Bestimmungen derjenigen
Konzessionen, welche die grösste Bahnlänge um-
fasst. »

Die Kommission empfiehlt Ihnen die Annahme
dieses Artikels.

M. Eolia, rapporteur français de la commission:
L'art. 3 pose la règle, dont j'ai parlé dans mon
rapport sur l'entrée en matière, que les compagnies,
qui se trouvent au bénéfice de plusieurs concessions,
sont obligées de présenter une justification séparée
pour chaque ligne. Lorsque la Confédération pourra
exercer le droit de rachat qu'elle possède, il sera
très important pour elle de savoir quelle est la
situation financière de lignes qu'elle peut racheter
séparément.

Les compagnies auraient pu être considérées
comme étant tenues, déjà par les concessions, de
présenter ces justifications, mais elles s'y sont refu-
sées malgfé les démarches du conseil fédéral. Cette
disposition, du reste, ne concerne pas toutes les
grandes lignes, mais seulement celles qui n'ont
pas voulu reconnaître cette obligation : soit le Nord-
Est et l'Union Suisse. Pour le Jura-Simplon, le mes-
sage du conseil fédéral explique que l'arrêté qui a
unifié ses concessions, a posé une règle à cet égard,
quant au Gothard, il a été prévu, dès le commence-
ment, qu'il n'y aurait qu'un rachat pour le réseau
tout entier.

La dernière partie de l'art. 3 a été modifiée par
la commission du conseil national dans le but de
préciser davantage les conséquences qu'aurait pour
les compagnies l'inobservation de cette obligation
légale. Cette obligation devait être pourvue d'une
sanction et en effet, il a été introduit une sanction
sévère, très sévère même, que la commission croit
cependant justifiée:

«Si une entreprise de chemins de fer néglige de
présenter dans le délai fixé (article 20) des comptes
distincts, en conformité de ses concessions, le con-
seil fédéral peut ordonner les mesures prévues aux
articles 19 et 20 et, en outre, traiter l'ensemble des
lignes de l'entreprise comme ne îormant à l'égard
du rachat qu'un tout indivisible.»

Ces articles 19 et 20 donnent au conseil fédéral
le droit d'intervenir en faisant procéder, aux frais
des compagnies, aux enquêtes nécessaires et de
prononcer des amendes considérables, pouvant aller
jusqu'à 10,000 francs. En outre, l'art. 20 de la loi
réserve la disposition plus.sérieuse encore de l'art. 28
de la loi de 1872, qui prévoit l'annulation de la
concession dans certains cas.

La commission a modifié la dernière partie de
l'art. 3 et a établi non seulement, que le plus pro-
chain terme de rachat est fixé au 1er mai 1903 et
que l'indemnité de rachat sera égale à vingt-cinq
fois le produit net moyen des 10 années entrant eu
ligne de compte ou aux dépenses de premier
établissement du réseau entier, mais sur la propo-
sition du département des chemins de fer, elle a
ajouté aussi que: «en ce qui concerne les termes
de rachat ultérieurs et la fixation des indemnités
de rachat, ce sont les dispositions de la concession
qui comprend la plus grande longueur de ligne, qui
font règle».

Sans cette disposition, 11 serait resté dans la
Amtliches itenograpliiicbei Bulletin VI. Nr. 2. — Bulletin stfnographique officiel VI. Ko, 2.
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loi une lacune que l'on a voulu combler, pour le
cas où la Confédération ne • ferait pas usage du
droit de rachat au plus prochain terme, mais atten-
drait à un terme plus éloigné.

La commission vous propose d'accepter la nou-
velle rédaction de l'art. 3.

Angenommen. — (Adopté.)

Art. 4.

Speiser, deutscher Berichterstatter der Kommis-
sion: Die Artikel 4—9 enthalten die neuen Bestim-
mungen über die Konstruktion der Baurechnung,
und zwar wesentlich im Anschluss an das bisherige
Gesetz, jedoch mit einigen Ergänzungen, welche
sich infolge von Differenzen bei der Anwendung
des Gesetzes in der Praxis als notwendig erzeigt
haben.

Auf den Baukonto können alle diejenigen Posten
kommen, welche der Konzessionsinhaber für die
Erstellung oder den Erwerb der Bahn nnd die
Beschaffung des Betriebsmaterials aufgewendet hat.
Das ist der allgemeine Grundsatz, der in den fol-
genden Artikeln, namentlich in Art. 6 und 9 nach
der positiven und negativen Seite dann noch etwas
präzisiert wird.

Der zweite Absatz enthält einen Grundsatz, den
schon das alte Gesetz kennt, nämlich den Grund-
satz, dass, wenn eine Bahn nach ihrer Vollendung
von einer ändern Bahn gekauft worden ist, in die
Baurechnung der Kaufpreis, welcher bezahlt worden
ist, zu stellen ist, sofern derselbe n i ed r ige r ist als
der Baukonto der erworbenen Bahn, und umgekehrt
der Baukonto, sofern der Kaufpreis h öher ist. Dieser
Grundsatz, der seiner Zeit sehr stark diskutirt worden
ist, den wir aber als richtig ansehen, wollen wir jetzt
nicht näher motivieren.

Der dritte Absatz enthält nach unserer Redak-
tion einige Aenderungen. Einmal eine rein redaktio-
nelle Aenderung. Ich glaube, wir sollten nicht sagen:
«. . . wenn die Auszahlung solcher aut Grund eines
statutarischen oder vertraglichen Versprechens stattge-
funden hat», sondern « . . . wenn die Auszahlung
solcher gemäss einer Vorschrift der Statuten oder
gemäss Vertrag stattgefunden hat».

Sodann fügen wir noch bei, dass die Bauzinse,
welche von den Bahnen dem Baukonto belastet
werden, nicht höher sein dürfen, als die Zinse,
welche die Bahn für ihre festen Anleihen bezahlt.
Wenn, z. B., die festen Anleihen einer Bahn mit
3J/2 oder 4°/o verzinst werden, so sollen die Bau-
zinse nicht zu 5 % auf den Baukonto getragen
werden.

Wir empfehlen Ihnen die Annahme des Artikels
in der von der Kommission vorgeschlagenen Re-
daktion.

M. Bolla, rapporteur français de la commission :
Les deux premiers alinéas de l'art. 4 ne font que
reproduire les principes posés dans la loi de 1883,
à l'art. 2.

Le premier alinéa a été modifié en vue de ré-
server les dispositions des art. 6 et 9 de la loi

concernant les comptes de construction et les sommes
qui ne peuvent pas y être portées.

Quant au troisième paragraphe, on n'a fait que
préciser la règle posée à l'art. 630 du G. 0. Il pose
le principe, déjà inscrit dans la loi de 1883, « que
les intérêts des actions sont mis au bénéfice de
cette disposition au cas seulement où le paiement
en a été stipulé par les statuts ou par une con-
vention ».

A cette époque-là, on avait proposé de limiter
le taux de l'intérêt à 4°/o, ainsi que le proposait
le conseil fédéral dans son projet primitif, mais
cette proposition fut écartée. On la considéra comme
inutile autant que nuisible aux intérêts des entreprises
par actions.

C'est pour ce même mo.tif que le conseil des
états et votre commission ont décidé de ne pas
accepter la proposition primitive du conseil fédéral.

Le taux de l'intérêt est soumis à des fluctua-
tions d'ordre économique qu'il n'est pas dans le
pouvoir du législateur d'empêcher. Il ferait, du
reste, œuvre inutile, puisqu'il serait facile d'éluder
une telle disposition en décidant que l'émission des
actions se ferait au-dessous du pair.

Il y a encore une petite modification à l'art. 4,
3* alinéa. Après ces mots: « . . . pour l'établisse-
ment et l'installation d'une ligne ... », nous avons
ajouté:

« mais le taux de ces intérêts ne peut pas dé-
passer celui des emprunts consolidés. »

Cette modification s'explique d'elle-même. Nous
vous proposons d'adopter cet article tel que l'a ré-
digé votre commission.

Dinkelmann: Ich erlaube mir, bei Art. 4 im
letzten Alinea den Antrag aufzunehmen, den im
Ständerat Herr Richard gestellt hatte, welcher statt
sechs Betriebsmonate zwölf Betriebsmonate sagen
wollte. Das letzte Alinea würde nach meinem An-
trag lauten : « Bei neu gebauten Linien ist es zulässig,
die Ausgaben für die Regulierung und Einschotte-
rung der Geleise, soweit sie die normalen Unter-
haltungskosten übersteigen, während der ersten sechs
Betriebsrnonate auf Baukonto zu tragen. » Dieser An-
trag ist im Ständerat mit 18 gegen 10 Stimmen ver-
worfen worden. Es hat der Vorsteher des Eisen-
bahndepartements im Ständerat darauf aufmerksam
gemacht, dass allerdings bei gut gebauten Bahnen
eine gewisse Zeit verstreiche, bis sich der Oberbau
und der Unterbau gefestigt haben, dass er fortwährend
der Ergänzungsarbeiten, neuer Beschotterung u. s. w.
bedürfe und dass diese Verbesserungen, solange sie
nicht zum ordentlichen Unterhalt gerechnet werden
müssen, auf Baukonto geschrieben werden müssen.
Die Nachfrage bei einer Reihe deutscher Bahnver-
waltungen habe ergeben, dass eine grosse Zahl von
Bahnen gar keine solchen nachträglichen Belastungen
des Baukonlos haben und dass Beschotterungs- und
Geleiseregulierungsarbeiten nicht auf Baukonto ge-
nommen werden, oder nur teilweise, nur für ganz
kurze Zeit. Bei den Reichseisenbahnen in Elsass-Loth-
ringen seien sechs Monate vorgesehen, und in einem
Streitfalle habe die Gotthardbahn diese Frist von sechs
Monaten angewendet. Demnach betrachte auch das
Eisenbahndepartement und mit ihm der Bundesrat
dies Frist als massgebend. Man möge, wenn man
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eine andere Frist wolle, technisch-richtige Anhalts-
punkte über die Dauer der Beschotterungen und die
Einrechnung derselben in den Baukonto angeben. Herr
Bundesrat Zemp bemerkte dazu noch, es müsse diese
Norm von sechs Monaten auch deshalb als richtig an-
gesehen werden, weil in der Eingabe der Eisenbahn-
gesellschaften hievon nichts gesagt werde. Gestatten
Sie mir, zunächst auf die letztere Bemerkung einige
Worte zu erwidern. Der schweizerische Eisenbahn-
verband hat allerdings mit Bezug auf diese Frist
keine Bemerkungen gemacht. Man sagte sich, man
wolle nur bei den wichtigsten Punkten des Gesetzes
einsetzen. Immerhin ist dieser Punkt im Verband
ebenfalls einlässlich besprochen worden, und es wurde
konstatiert, dass es in frühren Jahren gestattet war,
diese Beschotterungskosten und die Kosten für die
Geleiseregulierung während der Dauer eines ganzen
Jahres auf Baukonto zu tragen. Es wird sich der
Herr Vorsteher des Eisenbahndepartements aus den
Akten hievon überzeugen können. Die Bahnen, welche
die Eingabe betreffend das Rechnungsgesetz formu-
lierten, haben kein besonderes Interesse daran, dass
die Frist von sechs Monaten auf zwölf Monate ver-
längert werde ; denn die meisten Linien, die die
grossen schweizerischen Bahnen noch zu erstellen
hatten, sind bereits gebaut oder im Bau begriffen.
Für sie lag also ein wesentliches Interesse nicht
mehr vor. Aber für alle diejenigen Linien, welche
noch erstellt werden müssen, ist es durchaus nicht
gleichgültig, ob sechs oder zwölf Monate angenommen
werden. Ein jeder von Ihnen weiss ganz genau,
dass bei einem Strassenbau oder Bahnbau sechs
Monate unmöglich genügen können für eine ge-
hörige Gonsolidierung des Bahnkörpers, des Schotters
u. s. w. Es muss ein vollständiger Winter und ein
Frühjahr darüber gegangen sein, bis diese Gon-
solidierung stattgefunden hat.

Das Gefrieren und das Wiederauftauen verursacht
bedeutende Blähungen in den Einschnitten sowohl
als in den Dämmen. Es muss fortwährend Schotter
aufgeführt und es muss das Geleise immer wieder
reguliert werden. Es wird ein Jeder, der in der Praxis
steht, des Bestimmtesten sagen können, dass selbst
bei länger betriebenen Bahnen nach jedem Winter
bedeutende Aenderungen, Beschotterungen und Ge-
leiseregulierungen stattfinden müssen. Noch viel mehr
muss bei neu gebauten Bahnen gethan werden. Da
treten diese Umstände in ganz bedeutend erhöhtem
Masse ein. Deshalb ist es nichts als billig, dass ein
ganzes Betriebsjahr für diese Beschotterungen und
Geleiseregulierungen festgesetzt wird, so dass die
betreffenden Kosten für ein ganzes Jahr auf Bau-
konto getragen werden können Meines Erachtens
ist das selbst für jeden Laien, der jemals einen
Strassenbau oder einen Bahnbau beobachtet hat,
selbstverständlich, und ich bin überzeugt, dass die
technischen Organe des Eisenbahndepartements mir
recht geben werden. Die Periode von zwölf Monaten
ist durchaus nicht zu lang bemessen, und ich möchte
Sie bitten, im Interesse aller derjenigen Linien, die
noch gebaut werden müssen, die Frist von sechs
Monaten auf zwölf Monate auszudehnen.

Zschotke : Ich glaube, es sei nicht gerade not-
wendig, auf die Anregung des Herrn Dinkelmann
einzutreten. Der Art. 4 setzt nach Eröffnung des

Betriebs eine Frist von sechs Monaten für allfällige
Ergänzungen in der Bahnanlage fest. Es handelt
sich nicht nur um die Beschotterung, und der Punkt,
der von Herrn Dinkelmann hier besonders heraus-
gegriffen worden ist, hängt auch nicht vollständig
mit der Beschotterung zusammen. Wenn eine Bahn-
gesellschaft einen Damm erbaut, so wird sich dieser
Damm innert Jahresfrist, vielleicht innert zwei, drei
Jahren erst consolidieren und eine Senkung des
Schotters stattfinden. Wenn ein Damm aber viel-
leicht nur einen Meter hoch aufgeführt wird, so ist
die Nachsenkung des Schotters eine sehr beschränkte,
und es ist in diesem Fall die Frist von sechs Mo-
naten jedenfalls vollständig richtig. Aber es handelt
sich hier, wie gesagt, nicht nur um die Beschotte-
rung, sondern es handelt sich noch um andere
Punkte. Es heisst ja im Art. 5: «Nach Eröffnung
des Betriebes dürfen die Kosten der Ergänzungs-
und Neuanlagen oder der Anschaffung von Betriebs-
material dem Bauconto nur belastet werden, wenn
dadurch eine Vermehrung oder wesentliche Ver-
besserung der bestehenden Anlagen und Einrich-
tungen im Interesse des Betriebes erzielt wird.»
Diese ändern Punkte, die hier genannt sind, haben
eine viel grössere finanzielle und betriebstechnische
Bedeutung als die Beschotterung. Und wenn man
nun schon auf diese Rücksicht nehmen will, so ist
es doch im Hinblick auf die ändern hier genannten
Punkte notwendig, dass eine möglichst kurze Frist
gestellt wird. Es soll also z. B. in der nützlichen
Frist, von sechs Monaten alles, was zur Verbesserung
des Betriebes gehört, beigebracht werden, damit man
ganz genau den Zeitpunkt kennt, wo die ändern Be-
stimmungen des Gesetzes in Kraft treten. Ich be-
antrage Ihnen aus den angeführten Gründen, an dem
Vorschlag des Bundesrates, des Ständerates und Ihrer
Kommission festzuhalten.

Marti : Ich stelle ebenfalls den Antrag, auf diese
Anregung nicht einzutreten, schon aus dem formellen
Grunde, weil wir im Interesse des Geschäftes nicht
neue Differenzen mit dem Ständerat schaffen sollen.
In der Sache selbst hat Herr Dinkelmann offenbar
die Sekundärbahnen im Auge, denen er Lei der
Behandlung des vorliegenden Gesetzes seine ganze
Thätigkeit will angedeihen lassen. Die grossen Bahnen
sind gebaut. Es kann sich also nur noch um ganz
wenige Linien handeln, z. B. um Linien der Gott-
hardbahn, Luzern-Immensee und Zug-Immensee, und
für diese Bahn hätte der Antrag Dinkelmann keine
Bedeutung. Es wäre mit Bezug auf diese Bahn viel-
leicht sogar gefährlich, die neue Frist zu setzen, weil
es den grossen Bahnen dann möglicherweise in den
Sinn kommen könnte, diese Bestimmung rückwirkend
anwenden und für ein Jahr Bauzinse oder Unter-
haltungskosten dem Bauconto belasten zu wollen.
Ich glaube aber, man könne Herrn Dinkelmann in
einer ändern Weise entgegenkommen und zwar, in-
dem man an geeigneter Stelle des Gesetzes auf diesen
Artikel verweist, um damit die Ansicht auszusprechen,
dass der Bundesrat ermächtigt sein soll, in gewissen
Fällen den Sekundärbahnen eine weitere Frist zu
gestatten. Wir haben ja am Ende des Gesetzes die.
Bestimmung: «Der Bundesrat wird ermächtigt, bis
zum Erlasse eines Gesetzes über die Sekundärbahnen
bei der Anwendung des gegenwärtigen Gesetzes den
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iSekundärbahnen die thunlichen Erleichterungen zu
gewähren. » Ich bin der Ansicht, diese Erleichterungen
dürfen sich auch ganz gut auf die Bestimmung des
Art. 4 beziehen. Wenn also eine Sekundärbahn
während des ersten Jahres schlechte Betriebsresultate
liât, wogegen ihr noch etwas von ihrem Baukapital
übrig blieb, so wird dann der Bundesrat ohne An-
stand eine längere Frist gestatten, damit der Bau-
konto mit den Unterhaltunskosten der Bahn belastet
werden kann. Wenn aber eine Sekundärbahn um-
gekehrt im ersten Betriebsjahr gute Resultate hatte
und den Aktionären schöne Dividenden auszahlen
würde, so hätte es dann keinen Sinn, diese Bahn
noch zu entlasten und ihr zu gestatten, während
zwölf Monaten den ganzen Unterhalt der Geleise auf
Baukonto zu setzen. Der Bundesrat wird also in
allen Fällen untersuchen, ob die Voraussetzung dafür
vorhanden ist, dass eine längere Frist gewährt wird.
Grundsätzlich ist die Frist von sechs Monaten lang
genug. Das hat die Gotthardbahn zugestanden. Und
wenn sie für die Gotthardbahn und die elsass-
lothringischen Bahnen lang genug ist, so ist sie es
auch bei uns. Es ist ein wahrer Unfug — und dieser
ist seit dem Bestehen unserer Bahnen getrieben wor-
den —, dass der Baukonlo immer zu viel belastet
worden ist. Ich kann es gar nicht verstehen, dass
man ein ganzes Jahr lang Geleise reguliert und die
daherigen Kosten dem Baukonto belastet und nicht
dem Unterhalt.

Ich glaube also, es könne sich Herr Dinkelmann
in der angedeuteten Weise zufrieden geben. Es
steht ihm ja das Recht zu, am Ende der Vorlage
noch diesen Art. 4 einzuschalten. Ich beantrage
Ihnen deshalb, auf seine Anregung hier nicht ein-
zugehen.

Abs t immung . — Votation.

Der Rat stimmt mit 36 gegen 24 Stimmen gegen-
über dem Antrag Dinkelmann dem Antrag der Kom-
mission zu.

(Par 36 voix contre 24 le conseil adhère à la
proposition de la commission et rejette la propo-
sition de M. Dinkelmann.)

Speiser, deutscher Berichterstatter der Kommis-
sion : Ich möchte mir in Bezug auf die neue Redak-
tion des 3. Alineas des Art. 4 noch eine kleine'
redaktionelle Bemerkung erlauben. Es scheint mir,
es wäre richtiger, zu sagen: «. . . . welche wäh-
rend des Baues einer Bahn im Interesse der Er-
stellung und der Errichtung derselben erlaufen sind,
j e d o c h nicht höhere, als die, welche die Gesell-
schaft selbst für ihre festen Anleihen zu zahlen hat,
werden den Anlagekosten beigefügt, A k t i e n z i n s e
nur, wenn die Auszahlung solcher gemäss einer
Vorschrift der Statuten oder gemäss Vertrag stattge-
funden hat».

Angenommen. — (Adopte).

Art. 5.

Speiser, deutscher Berichterstatter der Kommis-
sion: Der Art 5 präzisiert nun noch weiter, was

auf Baukonto genommen werden darf und zwar be-
zieht sich der Art. 5 auf die Zeiten nach der Er-
öffnung des Betriebs. In Alinea l ist zunächst der
Grundsatz aufgenommen, der schon im Rechnungs-
gesetz von 1883 enthalten ist, dass nach Eröffnung
des Betriebs die Kosten der Ergänzungs- und Neu-
anlagen oder der Anschaffung von Betriebsmaterial
auf den Baukonto nur gebracht werden dürfen,
«wenn dadurch eine Vermehrung oder wesentliche
Verbesserung der bestehenden Anlagen und Einrich-
tungen im Interesse des Betriebes erzielt wird»..

Ich glaube, darüber braucht nicht weiter disku-
tiert zu werden.

Der zweite Absatz ist vom Ständerate gestrichen
worden auf Grund der Einwendungen der Eisen-
bahnen, welche nachgewiesen haben, dass dieser
zweite Absatz mit der Praxis des Bundesgerichtes
nicht übereinstimmt. Ihre Kommission ist der An-
sicht, es könne in der That der zweite Absatz ge-
strichen werden.

Im dritten Absätze ist dann der Satz aufgestellt,
dass die Ausgaben für die Verbesserung oder die
Verstärkung des Oberbaues nicht auf Baukonto ge-
tragen werden dürfen. Man geht von dem Gesichts-
punkte aus, dass der Oberbau überhaupt nicht ab-
geschlossen sei, sondern fortwährend der Verbesse-
rung fähig und bedürftig sei, und dass es nicht
richtig wäre, hier Ausgaben, welche für die Ver-
besserung des Unterbaues gemacht werden, auf Bau-
konto zu tragen, um so weniger, als ja die Ver-
minderungen des Oberbaues, die ja auch vorkommen
könnten, auch abgeschrieben werden müssten, und
das wäre für die Bahn gar nicht günstig ; denn der
Oberbau hat früher mehr gekostet als jetzt. Wir
glauben diese Sache am einfachsten dadurch zu lösen,
dass wir eben sagen, es seien die Modifikationen des
Unterbaues nicht auf den Baukonto vorzutragen,
sondern es sei der Baukonto davon unberührt zu
lasseh. Der Ständerat hat beigefügt, es seien die
Ausgaben für die Verbesserung oder die Verstärkung
des Unterbaues nicht auf Baukonto zu tragen, son-
dern «aus den Betriebseinnahmen, beziehungsweise
aus dem Erneuerungsfonds zu bestreiten». Das ist
nun im allgemeinen richtig; dagegen müssen wir
an den Fall denken, dass eine Verstärkung des Ober-
baues durchaus notwendig ist, dass 'aber weder die
Betriebseinnahmen, noch der Bestand des Erneue-
rungsfonds hinreichen, um diese Verbesserungen
zu machen. Wenn man die Redaktion des Stände-
rates annehmen würd«, so würde man die Bahnen
in die Unmöglichkeit versetzen, eine unter Umstän-
den sehr notwendige Verbesserung vorzunehmen.
Wir glauben deshalb, es sei richtiger, hier diesen
Satz zu streichen und nur negativ zu konstatieren,
es seien die Ausgaben für die Verbesserung oder
die Verstärkung des Oberbaues nicht auf Baukonto
vorzutragen.

Im letzten Absätze sodann ist der Zusatz aufge-
stellt, dass für Arbeiten oder Anschaffungen nach
Eröffnung des Betriebes ausser den eigentlichen
Kosten auch Organisations-, Verwaltungs- und ßau-
leitungskosten auf Baukonto getragen werden dürfen,
sofern hiefür nicht die ordentlichen Kräfte der Eisen-
bahnen verwendet worden sind, sondern ein beson-
deres vom Bahnbetriebe unabhängiges Personal Es
sollen also in Zukunft nicht Zuschläge gemacht wer-
den, nicht der Baukonto belastet werden für die
Leitung von Arbeiten durch das gewöhnliche Be-
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triebspersonal, sondern nur dann, wenn «besondere,
vom Bahnbetrieb und Unterhalt unabhängige Aus-
gaben» gemacht worden sind, wie der Sländerat
sägt.

M. Bolla, rapporteur français de la commission.
Le premier alinéa de l'art. 5 reproduit le principe
posé à l'art. 3, premier alinéa, de la loi de 4883.
Il n'y a pas d'explications à donner à ce sujet.

Le conseil îédéral proposait un second alinéa,
destiné dans sa pensée à combler les lacunes de
l'ancienne loi et à établir la nouvelle règle que:
«S'il est apporté aux constructions et installations
existantes ou au matériel d'exploitation des modifi-
cations en vue de les améliorer, r mîorcer ou agran-
dir, le compte de construction ne pourra désormais
être débité que de la somme que les objets modi-
fiés auraient coûté en plus s'ils eussent été à l'ori-
gine établis en leur nouvelle forme ou condition. »

Dans leur mémoire, les compagnies de chemins
de fer demandent la suppression de cet alinéa et
le conseil des états s'est rangé à cette manière de
voir en considération de ce fait que la lacune est
comblée d'une façon contraire à la règle posée par
le tribunal îédéral dans un arrêt rendu par lui. Ou
a invoqué contre le conseil îédéral le jugement
du tribunal îédéral du 27 décembre 1893 à l'égard
du différend entre le conseil îédéral et-la compagnie
da Gotharcl. Le tribunal îédéral avait posé en prin-
cipe qu'à l'occasion du renîorcement des ponts «il
était inexact de dire que parce que les travaux de
premier établissement avaient coûté, par tonne, un
certain prix, les travaux de renforcement exécutés
à la même époque ou même dans un temps pas-
sablement éloigné, devaient coûter, par tonne, le
même prix ou tout au moins ne pas coûter davan-
tage».

Cette interprétation a été condamnée par le tribu-
nal îédéral; votre commission vous propose d'adhérer
à la décision du conseil des états sur ce point.

Le dernier alinéa pose en principe que:
«Les îrais relatiîs à l'amélioration ou au renîor-

cement de la superstructure (voie de fer) ne peuvent
pas être portés au compte de construclion, mais
doivent être payés_sur les recettes de l'exploitation.»

C'est Ja pratique actuelle; toutes les compagnies
de chemins de îer ont adopté ce point de vue,
consacré par la loi. Néanmoins, les compagnies
auraient désiré que l'on revint en arrière, elles îont
valoir des considérations qui ne sont pas sans va-
leur, mais que la commission n'a pas trouvé déci-
sives :

«La voie est, sans doute, la partie essentielle
d'un chemin de îer. Toute l'intrastructure. a pour,
seul but de préparer cette voie qui est la chose
principale. Cette disposition est donc singulièrement
en opposition au principe posé par le premier alinéa
du projet de même que par la loi actuelle, et
d'après lequel on peut porter au compte de cons-
truction les sommes dépensées pour les installations
supplémentaires ou nouvelles qui constituent une
amélioration essentielle pour le service.»

On a fait remarquer, avec raison, croyons-nous,
que l'on peut opposer à l'argumentation des com-

pagnies le fait que la première superstructure a
coûté plus qu'elle ne coûterait actuellement, parce
que les prix du îer et de l'acier ont diminué et
que les compagnies ont moins de frais de transport
à supporter, ayant à leur disposition des lignes déjà
construites.

La commission estime donc qu'il y a lieu de
maintenir le principe posé; à l'alinéa 3 elle a,apporté
un petit amendement qui est plutôt une question
de forme. Le conseil des états avait proposé l'adjonc-
tion des mots «soit sur le fonds de renouvellement».
La commission propose, au contraire, de les retran-
cher, ainsi que ceux qui les précèdent dans le texte
du conseil îédéral: . . . «mais doivent être payés
sur les recettes de l'exploitation».

Il est suffisant de dire que:
«Les îrais relatiîs à l'amélioration ou au renîor-

cement de la superstructure ne peuvent pas être
portés au compte de construction.»

Mais comment ces îrais seront-ils payées? Cette
question est tranchée dans une autre partie de la
loi, il y aurait double emploi entre les dispositions
de l'art. 5, troisième alinéa et celles de l'art. 13,
qui règlent la question.

Le dernier alinéa de l'art. 5 pose en outre le
principe suivant:

«Pour les travaux et acquisitions visés au présent •
article, des îrais d'organisation, d'administration et .
de direction technique pourront être portés au compte
de construction, au cas seulement où leur exécution
a occasionné des dépenses spéciales indépendantes
de l'exploitation et de l'entretien du chemin de îer. »

Le conseil îédéral aurait voulu aller plus loin
encore, il proposait de dire: «au cas seulement où
il aura été employé, pour leur exécution, un per-
sonne] spécial, non attaché aux services d'exploi- •
tation et d'entretien des chemins de îer».

Votre commission, de même que le conseil des
états, estime que cette règle serait peu équitable.
Pour certaines grandes gares par exemple, si elles
avaient été construites dès le principe, tous les
îrais de surveillance auraient pu être portés au
compte de construction. Pour un simple retard de
construction serait-il juste de refuser que le compte
de construction soit débité de ces îrais? Nous ne
l'avons pas pensé! D'ailleurs, la règle posée par le
conseil îédéral aurait eu pour effet d'engager les
compagnies à employer un personnel spécial, ce
qui déterminerait une augmentation des frais, tan-
dis que les travaux ne seraient pas mieux exécutés ;
au contraire, le personnel ordinaire est mieux quali-
fié pour connaître les exigences du service.

La commission vous propose donc d'adhérer à la
décision du conseil des états sauf la petite modifi-
cation que je vous ai signalée au troisième alinéa
de cet article.

Angenommen nach Antrag der Kommission.
(Adopté d'après la proposition de la commission.)

Art. 6.

Speiser, deutscher Berichterstatter der Kommis-
sion: Der Artikel 6 handelt nun von den Abschrei-
bungen vom Baukonto in den Fällen, wo Objekte
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auî demselben beseitigt werden. Der Artikel 6 ist
also das Umgekehrte von Artikel 5; dem entsprechend
ist unsere Redaktion des ersten Lemma dahin prä-
zisiert — im Gegensatze zum ursprünglichen An-
trage des Bundesrates —, dass für beseitigte una
untergegangene Anlagen nicht nur der auf Baukonto
verrechnete Wert abzuschreiben ist, sondern auch
ein verhältnismässiger Teil der Erstellungs-, der
Organisations-, Verwaltungs- und Bauleitnngskosten.
Da wir gestatten, die Organisations-, Verwaltungs-
und Bauleitungskosten auf den Baukonto zu bringen,
so muss bei der Beseitigung eines betreffenden
Bahnobjektes nicht nur dessen eigentlicher Wert,
sondern auch dieser Anteil an den Erstellungskosten
abgeschrieben werden.

Treten an Stelle der abgegangenen Objekte neue
Anlagen oder Einrichtungen, so darf deren Wert
dem Baukonto belastet werden; das ist ein selbst-
verständlicher Satz.

In Bezug auf den dritten Satz beziehe ich mich
auï das bei Art. 5 Gesagte, dass wir bei dem Ober-
bau Abschreibungen nicht zulassen, dagegen umge-
kehrt auch nicht Belastungen des Oberbaues durch
Leistungen für denselben zulassen. Die Redaktion
in Alinea 3 ist eine etwas deutlichere als die des
Ständerates. Wir sagen nicht, es m ü s s e n diese
Kosten aus dem Erneuerungsfonds bestritten werden,
sondern sagen überhaupt nichts und überlassen das

' den nähern Bestimmungen über den Erneuerungs-
fonds.

. M. Bolla, rapporteur français de la commission:
L'art. 6 a été modifié par votre commission de fa-
çon à préciser un point qui aurait pu sembler ob-
scur.

Puisqu'on avait posé dans d'autres articles de
la loi, à l'art. 4, alinéa 3 et à l'art. 5, le principe
que le compte de construction pouvait être débité
de certains frais d'administration, de direction
technique, etc., il était juste d'établir d'autre part
que «si de nouveaux ouvrages ou installations rem-
placent ceux qui ont, disparu, la valeur en pourra
être portée au compte de construction».

Cette adjonction ne figure pas au texte voté par
le conseil des états.

Quant au dernier paragraphe, la commission est
revenue à peu près à la rédaction primitive du
conseil fédéral.

«Les frais de premier établissement de la super-
structure (voie de fer) ne sont pas en cas de renou-
vellement de celle-ci, déduite du compte de cons-
truction. »

Nous ajoutons:
«D'autre part, le compte de construction ne peut

pas être débité des frais occasionnés par le renou-
vellement de la superstructure. «Il y a seulement une
erreur à ce troisième alinéa, au lieu de «déduite»
il faut mettre: «déduits».

Angenommen nach Antrag der Kommission.
(Adopté d'après la proposition de la commis-

sion.)

Angenommen.

Art.7.

(Adopté.)

Art. 8.

Angenommen. — (Adopté.)

Art. 9.

Speiser, deutscher Berichterstatter der Kommis-
sion : Der Artikel 9 zählt nun eine Anzahl Verwen-
dungen auf, welche nicht auf Bauconto getragen
werden sollen, zunächst die Gründungskosten, ins-
besondere die Ausgaben für Erwerbung der Kon-
zession, die Kosten der Konstituirung einer Gesell-
schaft und die Verwendungen auf Vorstudien und
Vorprojekte. Das Gesetz geht von dem Gedanken
ans, dass auf - Eaukonto nur gebracht werden soll,
was den Wert der Bahn ausdrückt, was die Bahn
wert ist, und nicht, was sie gekostet hat, und zu
diesen Kosten, welche den Wert der Bahn nicht
vormehren, zählt der Gesetzesentwurf die Gründungs-
kosten, also die Ausgaben, welche notwendig ge-
worden sind für die Erwerbung der Konzession, für
die Konstituirung einer Aktiengesellschaft, welche
ja nicht identisch ist mit der Bahn und die Ver-
wendung für Vorstudien und Vorprojekte. Wir hal-
ten den Grundsatz für richtig, geben aber zu, dass
in Bezug auf einzelne Kosten in der Praxis eine
Diskussion entstehen kann, ob nämlich eine gewisse
Ausgaoe schon unter die Erstellung der Bahn ge-
hört oder zur Studie der Vorgründung. Wir glauben,
das Gesetz kann nicht entscheiden, sondern wir
müssen eventuell in manchen Punkten den richter-
lichen Entscheid abwarten. Sodann sollen nicht auf
Bauconto gebracht werden die Geldbeschaffungs-
kosten aller Art, die Kosten zur Aufbringung der
nötigen Mittel für den Bau der Bahn. Damit sagen
wir, dass diese Kosten nicht im Werte der Bahn
ausgedrückt sind. Wir haben die Lemma b) und
c) zusammengefasst, indem wir « Geldbeschaffungs-
kosten und Kursverluste aller Art » gleich massig
behandeln.

Ein schwieriger Punkt ist Lemma cl) ; es ist hier
im Entwurfe des Bundesrates ausgesprochen, es dürfen
nicht auf Bauconto gebracht werden die indirekten Aus-
gaben, wie Subventionen oder Beiträge an öffentliche
Werke, z. B. Eisenbahnen, Strassen, Brücken, Ufer-
schutzbauten, u. s. w., welche ausserhalb des eigenen
Bahngebietes liegen oder ein Eigentum Dritter ver-
bleiben und zwar auch dann, wenn solche Werte von
der Bahnunternehmung selbst auf eigene Kosten erbaut
werden. Der Ständerat hat diesen Satz des ßundesrates
etwas modifizirt, indem er gestrichen hat, dass
die Beiträge an die Uferschntzbauten nicht auf
den Bauconto zu nehmen seien. Es kommt natür-
lich sehr häufig vor, dass in Gegenden, welche
die Bahn' durchzieht, Uferschutzbauten gemacht wer-
den und es ist nun sehr natürlich, dass die Regie-
rung oder die Gemeinde, welche solche Uferschutz-
bauten macht, die Bahn zu Beiträgen an die Kosten
heran zieht mit der Motivierung, dass difse Uferschutz-
bauten allerdings zunächst der Allgemeinheit,
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aber doch auch speziell der Bahn zu Gute kommen
und es haben die Eisenbahnen in solchen Fällen diese
Beiträge an Uferschutzbauten auf den Bauconto ge-
nommen, von der Erwägung ausgehend, dass hier
in der That durch die Uferschutzbauten eine Wert-
vermehrung der Eisenbahnen stattgefunden habe,
weil dieselben vor Zerstörungen geschützt seien.
Ihre Kommission stimmt dem Ständerate hei: sie
glaubt, es wäre nicht billig, solche Beiträge an
Uferschutzbauten nicht auf den ßauconto bringen
zu lassen ; dagegen sind wir im Uebrigen mit den
Anträgen des Bundesrates einverstanden; wir glauben,
dass Beiträge an Strassen, Brücken und Gebäude
mit dem Bauconto der Eisenbahnen nichts zu thun
haben. Es ist möglich, dass Beiträge an Strassen,
und namentlich an Brücken, die Rendite der Bahn
vermehren können; aber eine Wertvermehrung des
Bauobjektes, wie es in der Bahn sich darstellt, ist
damit gewiss nicht verbunden und wir lehnen darum
die Belastung des Bauconto mit solchen Subventionen
ab. Zur Deutlichkeit verweisen wir auf die spätere
Bestimmung, wonach diese Posten in die Akiiven
der Bilanz gestellt, aber besonders amortisirt wer-
den. Sie unterliegen also der Amortisation, und
zwar einer Amortisation, welche der Bundesrat auf
eine Anzahl Jahre verteilen wird.

Ferner sollen nicht auf den Baukonto gebracht
werden diejenigen Teile der Anlagen, welche als
Subventionen à fonds perdus gezahlt worden sind;
es handelt sich hier um die Subventionen, welche
die Eisenbuhnen empfangen haben. Angenommen,
es gebe ein Kauton oder eine Gemeinde eine Sub-
vention von einer Million zur Errichtung einer Bahn,
so soll an den Baukosten oder am Baukonto die ser
Bahn von vorneherein der Wert dieser Subvention
abgezogen werden, indem es sich ja hier um Kosten
handeli, welche von einem Dritten geleistet worden
sind. Der Betrag der Baukosten ist von vorneherein
um diese Summe reduziert worden, und letzlere
kann daher nicht auî den Wert des Anlagekapitals
gebracht werden. Ferner sind wir einverstanden,
dass die Kosten der Organisation und Einrichtung
des Betriebes ebenfalls nicht auf den Baukonto ge-
bracht werden sollen, sondern es sind das beson-
dere Auslagen, welche im Werte des Bauobjektes
eben nicht ausgedrückt sind. Der Bundesrat will
weiter nicht auî den Baukonto bringen lassen «Bau-
.zinse für die nachträgliche Erstellung von Doppel-
geleisen mit Inbegriff des Bahnkörpers und für andere
Ergänzungs- und Neuanlagen», von der Erwägung
ausgehend, es handle sich um Anlagen, welche von
Anfang an gemacht werden sollen und auf welchen
sich die Bahn eigentlich die Zinse erspart, weil
sie dieselben erst später ausführt. Der Ständerat
glaubt, es sei das etwas zu weit gegangen, und Ihre
Kommission ist damit einverstanden, dass diese
litlera g gestrichen werde. Ueber littera h ist nichts
zu sagen. Den letzten Satz, der von den empfangenen
Subventionen spricht, haben wir etwas deutlicher
redigiert, indem wir sagen «Subventionen à fonds
perdus, welche eine Eisenbahnunternehmung em-
pfangen hat» ; der Satz als solcher ist selbstverständ-
lich.

M. Bolla, rapporteur français de la commission:
L'art 9 enumera les dépenses et les pertes qui ne

doivent pas être portées au compte de construc-
tion.

L'idée générale qui a présidé à l'élaboration de
cet article est celle, qu'il faut porter au compte de
construction tout ce qui augmente la valeur des
chemins de fer, mais non pas les frais et les dé-
penses qui ne seraient pas représentés par l'aug-
mentation de la valeur des lignes. L'on est parti
du point de vue qu'on ne pouvait porter au compte
de construction, les frais de fondation, notamment
les dépenses faites pour l'obtention des concessions,
la constitution de la société et les études et projets
préliminaires». Je remarque au sujet de ces projets,
qu'il ne faut pas les confondre avec le projet de
construction proprement dit, dont le coût doit être
porté au compte de construction. Il y a des cas où
il serait difficile d'établir la différence, mais cette
différence existe.

Il faut en outre ne pas porter les pertes de cours
sur ie capital d'établissement.

Votre commission vous propose de fusionner les
lettres b et c du projet du conseil fédéral.

La plus grosse question est celle qui se présente
à la lettre d. Le conseil fédéral a exposé le prin-
cipe qu'on ne peut pas porter au compte de cons-
truction les dépenses indirectes, et il en a indiqué
un certain nombre, votre commission et le conseil
des états ont substitué à son énumération une énumé-
ration limitative.

Votre commission, comme le conseil des états,
a cru bien faire en éliminant, par exemple, les tra-
vaux pour la défense des rives. Nous estimons, en
effet, que ces travaux, comme ceux entrepris contre
les avalanches, les chutes de pierres, représentent
bien une plus-value des lignes de chemins de fer,
et qu'il est juste, par conséquent, que ces dépenses
soient portées au compte de construction, d'autant
plus que les compagnies de chemins de fer peuvent
être forcées de participer à ces travaux par les lois
cantonales. Le chemin de fer duGothard, par exemple,
est soumis à la loi tessinoise sur le consortium
pour la défense des rives; la compagnie a ainsi dé-
pensé de grosses sommes pour la correction du
Tessin.- Il est donc juste que ces dépenses, qui sont
imposées par la loi, que la Confédération ferait elle-
même, si elle était maîtresse des lignes de chemins
de fer, soient portées au compte de cosntraction.

Ou a éliminé par contre tout ce qui concerne les
routes, subventions ou contributions fournies pour
d'autres chemins de fer, ainsi que pour des routes,
ponts, ou bâtiments sis en dehors de l'emprise du
chemin de fer ou restant la propriété de tiers.

La chose se comprend facilement des contribu-
tions à fonds perdus fournis par les chemins de
fer; ces contributions sont destinées à augmenter
le trafic des lignes, elles trouvent leur correspectif
dans l'augmentation du trafic et exercent ainsi leur
influence sur les conditions du rachat. Il ne semble
pas juste que ces contributions exercent leur in-
fluence sur l'établissement du compte de construc-
tion.

On comprend également que, si les compagnies
de chemins de fer se trouvent obligées de fournir
des contributions pour l'établissement, l'entretien
de routes en dehors de l'emprise du chemin de fer,
elles ne puissent pas porter ces sommes au compte
de construction.
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Quant aux bâtiments, on nous a expliqué de
quoi il s'agissait.

Il s'est présenté tout dernièrement un cas assez
curieux. Le chemin de îer du Gothard élait entré
en pourparlers avec le N.-E. et l'état de Zoug pour
l'établissement d'un entrepôt de bestiaux de.bou-
cherie à la. gare de Rotbkreuz, et sur un terrain
qui ne lui appartenait pas, qui n'était pas en rela-
tion directe avec la ligne, sauf au moyen d'un
raccordement. Est-ce que, dans ce cas, on peut per-
mettre au chemin de îer de porter sur son compte
de construction les dépenses faites pour un entre-
pôt, destiné à augmenter le trafic de ia ligne? La
commission, d'accord avec le département fédéral des
chemins de îer, estime que non. La chose n'a pas
eu de suite, mais la loi doit prévoir ce cas.

Encore une remarque à propos de la lettre g. Le
conseil fédéral disait à la lettre g:

g. les intértês de dépenses faites après l'ouver-
ture de l'exploitation pour l'établisement -de
doubles voies, y compris la plateforme, pour
d'autres travaux d'extension et de parachève-
ment ou pour l'augmentation du matériel
d'exploitation.

Le conseil des états et votre commission ont
estimé qu'on allait trop loin avec une disposition
pareille et votre commission vous propose la sup-
pression de cette lettre g., soit l'adhésion au con-
seil des états. Si la double voie avait été établie
dès l'abord, il est évident qije les intérêts auraient
pu être portés en compte. Dès lors on ne voit pas
pourquoi il n'en serait pas de môme lorsque la
construction de la double voie a dû être retardée.

Il y a d'ailleurs une décision du tribunal fédéral,
dans la cause du Gothard, au sujet de l'établissement
de la double voie de Erstîeld à Biasca. Le tribunal
fédéral a donné raison à la compagnie du Gothard.

L'élimination de la lettre g ne fait donc que
confirmer la jurisprudence du tribunal fédéral.

Angenommen nach Antrag der Kommission.
(Adopté d'après la proposition de la commis-

sion.)

Art. 10.

Speiser, deutscher Berichterstatter der Kommis-
sion: Artikel 10—14 behandeln die Gestaltung der
Betriebsrechnung, Erneuerungsîonds und Amortisa-
tion. Es sind das zum Teil neue Bestimmungen, welche
den Zweck haben, dem Bundesrate die Faktoren zu ver-
schaffen, welche notwendig sind zur Feststellung
des bei dem Rückkaufe in Betracht îallenden Rein-
ertrages; ausserdem bezwecken diese Artikel auch
Vorsorge zu schaffen dafür, dass die Bahnen je-
weilen im Besitze eines ausreichenden, für alle Re-
paraturen und Ergänzungen notwendigen Emeue-
rungsfonds sind.

Art. 10 stellt zunächst den Grundsatz auf, dass
die Betriebsrechnung eines Jahres alle auf das be-
treffende Jahr entfallenden Einnahmen oder Aus-
gaben enthalten soll auch dann, wenn die Einnahmen
oder Ausgaben noch nicht durch Zahlung liquidiert
worden sind. Mit ändern Worten : es soll eine Eisen-
bahn nicht ihre Rechnungen verbessern oder ver-
schlechtern dadurch, dass sie gewisse Ausgaben,

welche im Grunde entstanden, aber noch nicht be-
zahlt sind, auf folgende Jahre verschiebt und um-
gekehrt Einnahmen nicht in die Rechnung auf-
nimmt. Wir haben versucht, die Redaktion dieses
letzten Lemma etwas eleganter zu gestalten, indem
wir sagen, es sollen die Rechnungen «alle auf das
betreffende Jahr entfallenden Posten umfassen, auch
wenn dieselben noch nicht durch Zahlung erledigt
worden sind», während der bundesrätliche Text
sagt, «die Rechnungen sollen alle auf das betreffende
Jahr enfallenden Einnahmen und Ausgaben umfassen,
soweit diese dem Grunde nach bestehen». Wir
wollen dem Rate überlassen, zu entscheiden, welche
Redaktion ihm die schönere scheint.

Im zweiten Lemma ist der selbständige Satz auf-
gestellt, dass die Unterhaltung der bestehenden An-
lagen und Einrichtungen aus den laufenden Betriebs-
einnahmen erfolgen soll, also nicht zu Lasten des
Baukonto, und der dritte Satz enthält nun die Vor-
schrift, dass in die Rechnungen auch aufzunehmen
sind die Schuldzinse, die Einlagen in den Erneue-
rungsîonds, die statutarischen und reglementarischen
Einlagen in andere Fonds, welche die Eisenbahnen
fixiert haben, sowie die, wie wir sagen, «vorge-
schriebenen Abschreibungen und Amortisationen» und
zwar sind diese Posten alle in Gewinn- und Ver-
lustrechnung zu setzen, auch dann, wenn die Be-
triebseinnahmen zur Bestreitung derselben unzu-
reichend sind. Es hart das die Bedeutung, dass
diese Posten eventuell auf das folgende Jahr in
Gewinn- und Verlustrechnung übertragen werden
müssen.

Angenommen nach Antrag der Kommission.
(Adopté d'après la proposition de la commission.)

Art. 11.

Speiser, deutscherBerichterstatter der Kommission :
Artikel 11 ist nun ein ausserordentlich wichtiger
Paragraph; er bezieht sich auf die Dotation des Er-
neuerungsfonds. Bei den Bahnen kann nicht wie bei
ändern industriellen Unternehmungen von einer Ab-
schreibung die Rede, sein, sondern eine Bahn soll
fortwährend in bestem Zustande sein und infolge-
dessen ist es richtig, statt der Abschreibungen Re-
serven zu machen, welche disponibel sind für die
Instandhaltung der ganzen Anlage in vollkommen
befriedigenden Zustande. Es hat nun die Anlage eines
Erneuerungsfonds natürlich auch den Vorteil, dass
damit die in den verschiedenen Jahren sehr ver-
schiedenen Beträge, welche zum Unterhalte not-
wendig sind, ausgeglichen werden können. In den
ersten Jahren wird eine Bahn verhältnismässig wenig
Kosten für die Instandhaltung haben; aber je älter
die Bahn wird, desto grösser werden diese Kosten
werden.

Infolgedessen wird es richtig sein, dass die Bahn,
wenn sie solide Rechnungsführung hat, von Anfang
an ihren Erneuerungsfonds mit grossen Dotationen
bedenkt, um in dem Momente, wo die grossen
umfassenden Reparaturen notwendig sind, grosse
Mittel zur Disposition zu haben. Ich habe schon
gestern gesagt, dass das Rechnungsgesetz von 1883
allerdings davon spricht, dass die Bahnen in ihren
Statuten Erneuerungsfonds vorsehen sollen, dagegen
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ist darin nicht gesagt, wie gross die Dotation des
Erneuerengsfonds in jedem Jahre sein soll. Das ist
dem Belieben und dem Gutdünken der Eisenbahnen
überlassen. Allerdings hat sich der Bundesrat in diesem
Punkte die Genehmigung der Statuten vorbehalten ;
allein es wird richtiger sein, sich hier darüber aus-
zusprechen, was dem Erneuerungsfonds zu sichern
sei. Das Gesetz stellt nach dem bundesrätlichen Text
in Art. 11 den Grundsatz auf: «Für alle einer Ab-
nützung unterworfenen Anlagen und Einrichtungen,
mit Inbegriff des Betriebsmateriais, ist ein Erneuerungs-
fonds anzulegen». Nach diesem Wortlaut soll also
von Anfang an für Alles, was einer Abnützung unter-
liegt, Oberbau, Unterbau, Rollmateria!, Mobiliar, Ge-
rätschaften, Hochbau, ein Erneuerungsfonds angelegt
werden.

Die jährlichen Einlagen in diesen Fonds sind
nach Absatz 2 nach den Erstellung«- und Anschaf-
fungskosten und der wahrscheinlichen Gebrauchs-
dauer der einzelnen Anlagen oder Gegenstände zu
berechnen und als Betriebsausgaben in die Gewinn-
und Verlustrechnung einzustellen. Natürlich kann das
Gesetz hier nicht einen bestimmten Prozentsatz auf-
stellen, sondern es ist das für jeden einzelnen Fall
zu ermitteln. Allein der Grundsatz steht fest, dass
die jährlichen Einlagen jeweilen dieser Abnützung
entsprechen sollen, dass sie jeweilen den Gegenwert
und die Differenz zwischen dem ursprünglichen Bau-
konto und dem jetzigen infolge Abnützung vermin-
derten Werte darstellen sollen. Der Ständerat hat
gefunden, diese Vorschrift des ersten Absatzes von
Art. 11 sei grundsätzlich allerdings durchaus gerecht-
fertigt, aber sie belaste die Bahnen in einer allzustarken
Weise und könne dazu führen, die Entwicklung der
Bahnen, die Verbesserung des Betriebes, die günstigere
Gestaltung des Tarifwesens für das Publikum u. a.
geradezu zu gefährden. Er hielt sich deshalb für
verpflichtet, hier gewisse Modifikationen zu machen,
wie Sie sie in seiner Redaktion finden. Der Stände-
rat sagt: «Für die einer w e s e n t l i c h e n Abnützung
unterworfenen Anlagen ist ein Erneuerungs-
fonds anzulegen. » Als solche einer wesentlichen
Abnützung unterworfenen und dem Erneuerungsfonds
zugewiesenen Anlagen und Einrichtungen zählt er
nur den Oberbau, das Rollmaterial, das Mobiliar
und die Gerätschaften auf, lässt also den Unterbau
und den Hochbau weg. Dieser Beschluss des Stände-
rates beruht — ich möchte sagen — nicht auf einer
prinzipiellen Erwägung, sondern der Ständerat geht •
einfach von der praktischen Erwägung aus, dass
wenn man die Eisenbahnen zwinge, zu grosse Sum-
men jährlich dem Erneuerungsfonds zuzuweisen, sie
in der Verbesserung des Betriebes gehindert werden.

Die nationalrätliche Kommission hat nun einen
Mittelweg zwischen Bundesrat und Ständerat einge-
schlagen und ich möchte Ihnen denselben empfehlen.
Sie hält daran fest, dass man nur von einer wesent-
lichen Abnützung sprechen soll, dass für diejenigen
Objekte des Baukonto, welche einer unbedeutenden
Abnützung unterworfen sind, ein Erneuerungsfonds
nicht anzulegen sei. Doch gehen wir etwas weiter
als der Ständerat, indem wir auch den Hochbau,
also namentlich alle Verwaltungsgebäude und die
mechanischen Stationseinrichtungen dem Erneue-
rungsfonds unterstellen. Mit dem Ständerat lassen
auch wir den Unterbau, also den Erdbau, die Tun-
nels, Brücken u. s. w. bei Seite. Ich gebe zu, dass
auch das nicht eine prinzipielle Lösung ist, aber es

ist eine Lösung, welche sich empfiehlt, um die
Eisenbahnen nicht allzusehr zu belasten und in ihrer
Entwicklung, namentlich auch bei den grossen Bahn-
hofbauten, welche notwendig werden, nicht zu sehr
zu beschränken.

Wir haben in Art. 11 noch einen Zusatz gemacht,
der sich auf elektrische Bahnen, Drahtseilbahnen,
Tramways u. s. w. bezieht. Bei diesen Bahnen
kommen die Lokomotiven, wie sie die grossen
Dampfbahnen haben, nicht in gleicher Weise in Be-
tracht, und wir haben deshalb gesagt: «Bei elek-
trischen Bahnen, Drahtseilbahnen, Tramways u. s. w.
ist die Anlage eines Erneuerungsfonds auf die an
Stelle von Lokomotiven in Verwendung stehenden
besondern Betriebsmittel und zugehörigen Einrich-
tungen auszudehnen. »

Dann haben wir noch einen dritten Absatz hin-
zugefügt, in welchem bestimmt wird, dass dem Er-
neuerungsfonds keine Zinsen gutgeschrieben werden.
Das hat die Bedeutung, dass die Eisenbahnen den
Erneuerungsfonds jährlich mit den Beträgen, welche
der wesentlichen Abnützung entsprechen, dotieren
sollen, dass diese Zuweisungen aber nicht durch
Berechnung von Zinsen aus dem Erneuerungs-
fonds modifiziert werden sollen. Der Erneuerungs-
fonds soll also nicht durch die Zuweisung von Zin-
sen wachsen, was zur Folge hätte, dass die jähr-
lichen Zuweisungen aus der Betriebsrechnung redu-
ziert würden. Das soll nicht geschehen.

Der vierte Absatz wird von uns in der Redak-
tion des Ständerates angenommen. Wir haben nur
eine Verdeutlichung angebracht. Die Redaktion des
Bundesrates, welche der Ständerat akzeptiert hat,
könnte den Anschein erwecken, dass der Erneue-
rungsfonds separat angelegt, in besondern Geldern
und Werttiteln enthalten sein müsse, während wir
mit unserer Redaktion sagen wollen, dass der Wert
des Erneuerungsfonds in den allgemeinen Aktiven
der Bahn stecken kann. Es hat ja keinen Sinn,
diese grossen Mittel der Bahn zu entziehen und sie
zu zwingen, das Geld für die übrigen Bedürfnisse
durch neue Anleihen aufzubringen. Das wollen wir
nicht, und deshalb sagen wir ausdrücklich : « Die
Differenz zwischen dem Sollbetrag des Fonds und
dem durch die Aktiven gedeckten Betrage desselben
ist nach den Vorschriften der Art. 13 und 14 zu
behandeln », d. h. also zu amortisieren.

M. Bolla, rapporteur français de la commission:
Ce que j'ai dit sur le fonds de renouvellement à
propos de l'entrée en matière, me dispense d'être
long sur cet article qui est certainement l'un des
plus importants de la loi, étant relatif à l'obliga-
tion pour les chemins de fer de créer un fonds de
renouvellement pour une certaine partie tout au
moins de la construction et des installations.

Vous savez que d'après une règle générale du
C. 0., les sociétés anonymes doivent pourvoir à un
amortissement annuel de la valeur des immeubles:
bâtiments et machines. L'entreprise de chemin de
fer substitue à cet amortissement le fonds de re-
nouvellement. Seulement il n'y avait aucune obli-
gation légale jusqu'à présent, ce qui fait que les
compagnies étaient libres de verser à ce fonds les
sommes qu'elles voulaient et de n'appliquer ce
fonds qu'au matériel roulant et à la superstructure.
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H fallait donc poser une règle générale de bonne
administration, et le conseil îédéral a cru devoir le
faire en ces termes:

«II sera constitué un fonds de renouvellement
pour toutes les constructions et installations sujettes
à usure, y compris le matériel d'exploitation.»

Mais on a trouvé que cette règle allait un peu
trop loin, en forçant les compagnies à créer un
fonds de renouvellemennt pour des choses dont
l'usure est très lente; aussi le conseil des états
a-t-il cru devoir prendre une voie intermédiaire, en
disant :

«II sera constitué un fonds de renouvellement
pour les constructions et, installations sujettes à
usure dans une mesure importante, savoir la super-
structure (voie de fer), le matériel roulant, le mo-
bilier et les ustensiles.»

Votre commission a éprouvé quelque hésitation
à ce sujet; elle a fini par s'en tenir à âne solution
empirique, qui ajoute quelque chose à celle du
conseil des états, sans arriver à celle primitivement
présentée par le conseil îédéral.

Votre commission propose de créer un fonds
de renouvellement, non seulement pour ce qui con-
cerne la superstructure, le matériel roulant, le mo-
bilier, les ustensiles, mais aussi pour les bâtiments,
installations mécaniques.

L'infrastructure, les ponts, la maçonnerie sont
exclues.

Nous avons cru ainsi trouver un moyen terme,
en ajoutant un nouveau paragraphe 3 :

«Le fonds de renouvellement ne sera pas crédité
d'intérêts. »

Cette disposition est destinée à empêcher de
se servir des intérêts du fonds de renouvellement
pour diminuer les versements annuels à faire à ce
fonds, ce qui serait inadmissible.

La commission a introduit également à la pre-
, mière partie de l'art. !!> dernier paragraphe, une
adjonction proposée par le département des chemins
de fer et adoptée par votre commission:

«Pour les chemins de fer électriques, funicu-
laires, tramways, etc., la constitution d'un fonds
de renouvellement doit s'étendre aux moyens de
traction et à leurs installations spéciales, employées
en lieu et place de locomotives.»

Cela pour éviter toute fausse interprétation de la
loi.

Je n'ai pas d'autre explication à donner à cet
article.

Herr Vize-Präsident G a l l a t i übernimmt das
Präsidium.

(M. le vice-président Gallati prend la présidence.)

M. Ador: Je propose au conseil d'adhérer à la
rédaction du conseil des états pour le premier pa-
ragraphe de l'art. 11, et voici les motifs qui m'en-
gagent à le faire.

La commission, ainsi qu'il vient de vous l'être
expliqué par l'organe de ses deux rapporteurs, a
désiré préciser davantage que l'avait fait le conseil
des états, les objets sur lesquels doit porter le fonds
de renouvellement.

Or, il me semble qu'en introduisant dans ce
paragraphe premier de l'art. Il la mention que les

bâtiments et installations mécaniques doivent être
considérés comme faisant partie, avec le matériel
roulant et le mobilier, du fonds de renouvellement,
la commission fait une confusion. Je comprends
parfaitement la nécessité d'un fonds de renouvelle-
ment pour le matériel roulant et les ponts. Il est
évident que si les compagnies ne prévoient rien
pour l'entretien de la superstructure, du matériel
roulant, sujets à des détériorations plus ou moins
graves, elles pourront se trouver à un moment donné
en face de dépenses considérables qui viendront les
grever et modifier du tout au tout leur situation
financière. C'est pourquoi l'usage s'est introduit dès
l'origine, dans les compagnies de chemins de fer,
de prévoir pour le fonds de renouvellement les dé-
penses nécessitées par l'usure du matériel de la
voie. C'est là une sorte de régulateur destiné à em-
pêcher les coups -de bascule, les dépenses exagérées.
Cela se comprend, c'est logique pour des choses
soumises à une usure régulière, normale, comme le
matériel roulant de la voie. Mais comment veut-on
apprécier d'avance, a priori, l'usure des bâtiments
des gares'' D'après quelles règles, d'après quels
principes comptez-vous arriver à déterminer la somme
qu'une compagnie de chemin de fer doit porter au
fonds de renouvellement pour faire face à la possi-
bilité éventuelle d'une détérioration du bâtiment?

Certains bâtiments gagnent en valeur par le
nombre des années, par l'augmentation de la valeur
de la maçonnerie, parce qu'ils ont été construits à
un moment où la main-d'oeuvre et les matériaux
étaient beaucoup moins chers qu'aujourd'hui. Par
conséquent, l'assimilation de ces bâtiments, de leur
estimation à la superstructure et au mobilier ne
me paraît pas être justifiée.

Je dis donc que nous n'entrons pas dans la voie
que nous devons suivre, telle qu'elle est tracée par
cet art. 11. Evidemment la préoccupation du conseil
îédéral est celle-ci : arriver à ce que les chemins de fer
soient livrés en bon état. Nous sommes tous d'accord

pour poursuivre ce but. Il est certain que si l'état
achète un jour les chemins de fer, il faut qu'il se
trouve en face d'une exploitation qui lui soit livrée
dans un état satisfaisant; mais les moins-values, qui
pourraient alors exister, seront appréciées par des
experts. Le département îédéral des chemins de fer
peut, en effet, les faire contrôler, les estimer pendant
la période qui précédera le rachat. Mais obliger les
compagnies de chemins de fer à créer dès à présent
un fonds de renouvellement pour prévoir une moins-
value purement hypothétique, cela me paraît contraire
au principe posé à l'art. 11.

Si vous lisez le mémoire des compagnies de
chemins de fer, vous verrez que les dépenses qui
résultent de l'entretien des bâtiments sont un des
éléments constants des comptes, qu'elles sont à peu
près toujours les mêmes, qu'il n'y a pas là de ces
aléas, de ces soubresauts qu'on peut constater
ailleurs; les compagnies y font face chaque année
au moyen des recettes de l'exploitation, sans qu'il
leur soit nécessaire de constituer un fonds de re-
nouvellement.

Je crois que le conseil des états a trouvé une
solution parfaitement raisonnable et acceptable,
tenant compte à la fois des droits de l'état et de
la nécessité pour le département fédéral des chemins
de fer de se trouver en îace d'une comptabilité bien
établie et d'uu îonds de renouvellement destiné à
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parer à l'usure du mobilier de la voie. Mais vouloir
apprécier l'usure éventuelle de bâtiments en maçon-
nerie, c'est, je le répète, faire une confusion d'idées.

.Te vous propose, par conséquent, en me basant
sur l'idée que le fonds de renouvellement est un
fonds de compensation, placé à la base de l'art. 656
du G. 0. — on ne doit faire l'amortissement que
pour ce qui est sujet à détérioration, la valeur
de certains bâtiments pouvant rester intacte —, de
maintenir, en ce qui concerne le premier paragraphe
de l'art. 11, la rédaction du conseil des états qui me
paraît apporter une transaction parfaitement accep-
table entre les principes opposés des compagnies et
du conseil fédéral qui se trouvent en présence.

Hammer : Ich kann meinerseits dem Antrag des
Herrn Ador vollständig beistimmen, indem ich der
Meinung bin, dass es im Grunde auf das nämliche
hinauskommt, ob die Eisenbahngesellschaften für die
Erneuerung des Hochbaues jährlich eine gewisse
Quote in den Erneuerungsfonds einschiessen oder ob
sie nur im allgemeinen die .Pflicht haben, dafür zu
sorgen, dass die Gebäude in stand gehalten werden.
Man kann also nach der Ansicht des Ständerates
sowohl als nach der Ansicht Ihrer Kommission vor-
gehen. Es besteht ja wohl kein Zweifel, dass, wenn
Sie hier den Hochbau streichen, bei der einstigen
Ausmittlung des Rückkaufswertes der Minderwert
der Gebäude in Betracht gezogen werden muss.
Wenn Sie nun einer Gesellschaft die Pflicht aufer-
legen, für den Unterhalt der Gebäude jährlich noch
eine gewisse Summe in den Erneuerungsfonds ein-
zulegen, so kann man sagen, dass Sie in einer höchst
ängstlichen Weise besorgt sind, dass die nötigen
Mittel für den Unterhalt der Gebäude stets vorhan-
den seien. Materiell besteht nach meiner Meinung
kein Unterschied zwischen der Ansicht des Herrn
Ador und derjenigen Ihrer Kommission. Man kann
sich also vollständig beruhigen; wenn auch der
Hochbau gestrichen wird, so müsste doch für den
Hochbau gesorgt werden, und wenn nicht dafür ge-
sorgt würde, so wäre bei der endlichen Ausrechnung
ein entsprechender Abzug zu machen.

Was ich meinerseits im Alinea D beifügen möchte,
ist in dem Antrag, den ich dem Präsidium einge-
reicht habe, enthalten. Es ist nämlich sonderbar,
dass in dem ganzen Artikel 11 nur von den Einlagen
in den Erneuerungsfonds und eigentlich nirgends
von den Ausgaben dieses Erneuerungsfonds, welcher
dazu dienen soll, all die schadhaft gewordenen Ge-
genstände wieder in stand zu setzen, gesprochen
wird. Wenn Sie Alinea 3 lesen, so werden Sie jeden-
falls das Bedürfnis fühlen, dass, wenn auch nur
streifungsweise, doch auch etwas in Bezug auf die
Verwendungen gesagt werden sollte. Es heisst in
Alinea 3: «Der Bestand des Erneuerungsfonds soll zu
jeder Zeit dem vollen Betrage des durch Abnützung
oder andere Einwirkungen entstandenen materiellen
Minderwertes aller in Lemma l genannten Anlagen oder
Gegenstände — sie mögen nun in Lemma l so oder
so determiniert werden — entsprechen.» Wenn Sie
diesen Salz in seinen Konsequenzen verfolgen, wer-
den Sie dazu kommen, dass Sie immer nur das Plus
ins Auge fassen. Für allen Schaden, der entstanden
ist, muss ein bestimmter Betrag in den h'rneuerungs-
fonds eingelegt werden. Auf diese Weise würde der

Erneuerungsfonds zu einer Höhe anschwellen, der
absolut nicht mehr dem Bedürfnis der Erneuerung
entspricht, sondern vielmehr den Charakter einer
Amortisation hat. Das kann jedenfalls nicht der
Zweck des Erneuerungsfonds sein. Ich glaube, es
wäre zweckmässig und würde die ganze Anlage des
Gesetzes, wie es vom Bundesrate vorgeschlagen ist,
in keiner Weise stören, sondern nur seine wirkliche
Absicht noch deutlicher ausdrücken, wenn man
sagen würde: «Der Bestand des Erneuerungsfonds
soll zu jeder Zeit dem vollen Betrag des durch Ab-
nützung oder andere Einwirkungen entstandenen
und n i c h t w i e d e r e r se t z t en materiellen Scha-
dens entsprechen.» Denn für das, was ersetzt ist,
braucht kein Betrag mehr im Erneuerungsfonds zu
sein. Man legt ein und nimmt zum Ersatz des Schadens
wieder heraus, und was herausgenommen wird,
soll nicht mehr vorhanden sein. Wenn Sie aber die
Fassung des Bundesrates annehmen würden, so
würden Sie eigentlich statuieren, dass immer nur
eingelegt und nicht herausgenommen werde, dass
der Bestand des Erneuerungsfonds also stets soviel
betrage, als der jeweilenvom Anfang bis zumSchluss
entstandene Schaden beträgt. Das kann natürlich
nicht in der Absicht des Bundesrates liegen.

Ich würde also die Einschaltung dieser Worte
«und nicht wieder ersetzten» beantragen.

Marti: Mit dem Antrag Hammer kann ich mich
einverstanden erklären, dagegen kann ich dem An-
trag Ador nicht zustimmen. Sie haben in Art. l das
Alinea 2 angenommen, welches sagt: «Für die Aktien-
gesellschaften gelten ausserdem die Bestimmungen
des ßundesgesetzes über das Obligationenrecht, so-
weit das vorliegende Gesetz nicht besondere, davon
abweichende "Vorschriften enthält.» Nun stellt das
vorliegende Gesetz abweichende Vorschriften auf,
aber die ratio legis ist ja nicht die, die Eisenbahn-
gesellschaften gegenüber dem Obligationenrecht zu
entlasten, sondern im Gegenteil die, strengere Be-
stimmungen aufzustellen, als diejenigen, die im Ob-
ligationenrecht enthalten sind. Eine Abweichung vom
Obligationenrecht ist denn auch in der Weise auf-
gestellt worden, dass von den Gesellschaften keine
direkten Abschreibungen verlangt werden, sondern
dass man den Gesellschaften gestattet, statt der Ab-
schätzung einen Erneuerungsfonds anzulegen. Das
ist aber nur ein formeller Unterschied, welcher sich
daraus erklärt,, dass es viel zu schwierig wäre, die
laufende Abnützung einer Eisenbahn jedes Jahr auf
dem Wege der Abschreibung zu decken. Es stehen
bei einer Eisenbahn eben grössere Perioden in Frage,
und man macht daher jährliche Durchschnittseinlagen,
welche in Summa den Minderwert während einer ge-
wissen Periode decken. Das aber hebt nicht auf, dass
die Grundsätze des Obligationenrechts, welche für
die Aktiengesellschaften gelten, auch für die Eisen-
bahngesellschaften Geltung behalten. Nun sagt der
Art. 6560. R. ausdrücklich, dass bei jeder Jahresbilanz
der Minderwert auf Grundstücken, auf G e b ä u d e n ,
Maschinen.u. s. w. abgeschrieben werdensoll. Wie
nun Hei r Ador dazukommt, zu sagen, dass auf Ge-
bäuden bei Eisenbahnen keine Abnutzung bestehe,
das ist mir wirklich unerklärlich. Gerade auf den
Gebäuden der Bahnen, auf den Stationsbauten, den
Wärterhäusern und den Dependenzgebäuden ist ein
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viel grösserer Minderwert vorhanden, als bei jeder
ändern industriellen Unternehmung. Daher fiel es
der Kommission nicht ein, in dieser Beziehung den
Gesellschaften gegenüber dem Obligationenrecht eine
privilegierte Stellung einzuräumen. Ich glaube, die
Kommission gehe schon weit genug, indem sie nicht
auch Abschreibungen auf dem Unterbau verlangt.
Das ist ein kolossales Entgegenkommen des Stände-
rates und Ihrer Kommission. Denn im Obligationen-
recht ist ausdrücklich vorgeschrieben, dass man auf
de;n Grundstücken ebenfalls Abschreibungen vor-
nehmen muss, und die Grundstücke, die Liegen-
schaften der Eisenbahnen, das sind der Unterbau,
die Tunnels, die Brücken. Dass in den Tunnels sich
eine fortgesetzte Zerstörung der Ausmauerung in-
folge der atmosphärischen Einflüsse geltend macht,
das weiss jedermann, so gut als man weiss, dass
bei den Brücken eine regelmässige Abnützung statt-
findet; man weiss nur noch nicht genau, wie lange
es dauert, bis das Eisen vollständig abgenützt ist.
Wenn wir also auf die Abschreibungen am Unter-
bau verzichten, so sind wir damit den Gesellschaf-
ten in weitgehendster Weise entgegengekommen.

Herr Ador behauptet nun nicht gerade, dass auf
den Gebäuden keine Abnutzung stattfinde, sondern
er sagt : ich gebe ja zu, dass Minderwerte auch auf
ändern Objekten als dem Rohmaterial und dem Ober-
bau eintreten ; allein diese Minderwerte werden beim
Rückkauf einst eruiert und abgezogen. Damit können
wir uns nun nicht begnügen. Für die Gesellschaften
ist es ja freilich recht angenehm, wenn man sie ihre
Sachen brauchen und abnutzen lässt, ohne dass sie
die Abnutzung zu decken haben. Der Bund aber
muss darauf sehen, dass nicht aus dem Kapital dieser
Abnutzungen Dividenden bezahlt werden. Nach den
theoretischen Berechnungen des Eisenbahndeparte-
ments beläuft sich die Abnutzung auf den Gebäuden
auf den heutigen Tag auf mindestens 15 Millionen.
Was haben die Gesellschaften mit diesen 15 Millionen
gemacht? Sie haben keinen Amortisationsfonds an-
gesammelt, sondern haben Dividenden verteilt. Das
können wir vom Standpunkt einer sorgfältig admini-
strierten Unternehmung nicht zugeben. Auf diese
Weise wird der Bund benachteiligt. Er wird dadurch
benachteiligt, dass am Ende der Konzessionsdauer
oder beim Rückkaufstermin kein Gegenwert für den
Minderwert vorhanden ist. Wir wissen nicht, an
was wir uns alsdann für diesen Minderwert erholen
können. Anderseits wird durch ungerecht bezahlte
Dividenden der Marktwert der Aktien der Unter-
nehmungen auf eine unstatthafte Höhe hinaufge-
schraubt.

Herr Ador ist noch in einem ändern Punkt im Irr-
tum, indem er sagt, die Eisenbahngeselischaften
sammeln ja keine Erneuerungsfonds au, als für das
Rohmaterial und den Oberbau. Das sei in der ganzen
Welt so und finde sich deutlich auseinandergesetzt
in der Eingabe der Eisenbahngesellschaften. Das ist
nicht richtig. Was in der Eingabe der Eisenbahn-
gesellschaften über diesen Punkt gesagt wird, ist
aus der neuesten Encyclopädie des Eisenbahnwesens
abgeschrieben. Da hat wirklich ein Schrittsteller,
von der Leyden, über den Erneuerungsfonds einen
Artikel geschrieben, in dem dasjenige vorkommt,
was die Gesellschaften in ihrer Eingabe zitieren. .
Aber die Gesellschaften haben nicht alles zitiert,
was der Herr gesagt hat, sie haben namentlich den
Anfang und das Ende nicht zitiert. Ich könnte Ihnen

das vorlesen, aber ich will Sie nicht so lange auf-
halten. Von der Leyden sagt ausdrücklich, dass
namentlich auf dem Oberbau und auf dem Roh-
material abgeschrieben, bezw. für einen Erneuerungs-
fonds gesorgt werden müsse. Nicht ausschliesslich,
sondern «namentlich» t Er behält also andre Objekte
vor. Ich möchte Ihnen aus dem nämlichen Buch
zur Kenntnis bringen, dass der Verfasser der Ency-
clopädie auseinandersetzt, Erneuerungsfonds werden
gewöhnlich nur für den Oberbau und für das Roh-
material angesammelt; allein daneben werden noch
Reservefonds creiert, aus denen die übrigen Ab-
nutzungen getilgt und unvorhergesehene Schäden
gedeckt werden müssen. Nun haben wir auf einen
Reservefonds neben dem Erneuerungsfonds verzichtet,
und das ist auch ein grosses Entgegenkommen gegen-
über den Gesellschaften. Denn wenn heute bei einer
Ueberschwemmung, wie es ja jedes Jahr fast vor-
kommt, eine Eisenbahn geschädigt wird oder wenn
ganze Bahnstrecken weggeschwemmt werden, wie
das im Rheinthal wiederholt und auch im Jura schon
vorgekommen ist, wo in einem Augenblick Schäden
von Hunderttausenden von Franken entstehen, so
ist kein Geld vorhanden, die Schäden sind nicht ge-
deckt, man hat für unvorhergesehene Ausgaben kein
Geld auf der Seite. Wenn wir den Gesellschaften
nun keinen Reservefonds aufoktroyieren, so hat es
dabei natürlich den Sinn, dass auf a l l e n Objekten,
die einer wesentlichen Abnützung unterworfen sind,
Abschreibungen resp. normale Einlagen gemacht
werden müssen, welche diese Abnützungen decken.

Herr Ador sagt endlich — und auch das ist
nicht richtig —, dass dieser Erneuerungsfonds nur
zur Ausgleichung diene, damit man nicht, in den Tag
hinein lebe und an einem schönen Morgen vor einem
grossen Geldbedarf für den Oberbau siehe und dann
keine Dividenden zahlen könne. Ein Ausgleichungs-
fonds ist schon von vorneherein ein Deckungsfor.ds.
Das ist blanc bonnet, bonnet blanc. Das haben auch
die Eisenbahngesellschaften in ihrer Eingabe so dar-
zustellen gesucht, wie Herr Ador es darstellt. Aber
das ist auch wieder vom Standpunkt der Eisenbahn-
gesellschaften aus gesprochen. Diese behandeln na-
türlich in ihrem Interesse, um regelmässig Dividenden
zahlen zu können, einen solchen Erneuerungst'onds
nur als einen Ausgleichongsfonds. Aber wir, der
Staat, behandeln ihn als einen Deckungsfonds. Wir
sagen: der Mjnderwert muss gedeckt werden. Es
handelt sich gar nicht um eine Ausgleichung, son-
dern lediglich um die Deckung des Minderwertes.
Nun ist der Ständerat schliesslich den Gesellschaften
mit grosser Coulanz entgegengekommen, weil die-
selben im Ständerat sehr hervorragende Vertreter
hatten. Aber das ist kein Grund dafür, dass der
Nationalrat hier nicht diese Remedur eintreten lasse.
Es ist das eine ganz kleine Remedur. Was mich
und andere Kommissionsmitglieder anbetrifft, so
wollten wir die Einlagen in den Erneuerungsfonds
auch auf die Tunnels und Brücken ausdehnen. Aber
dem Frieden zulieb haben wir darauf verzichtet und
wollen auch heute einen bezüglichen Antrag nicht
bringen. Allein die Deckung des Minderwerts auf
dem Hochbau ist unerlässlich. Ohne sie haben wir
keinen Gegenwert für diesen Minderwert. Diesen
Gegenwert müssen wir für den Hochbau so gut
haben, wie für das Rohmaterial und den Oberbau.
Ich empfehle Ilhien also, dem Antrag der Kommission
zuzustimmen.
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Wunderly: Ich bitte Sie, das Wort «Hochbau»
ganz einfach zu streichen. In einem Privatgeschäft
werden für den Hochbau gewöhnlich 2 °/o für die
Amortisation ausgesetzt. Dagegen werden alle Re-
paraturen, welche den Hochbau betreffen, dem Amorti-
sationskonto belastet. Nun haben Sie bereits in Art. 10
dafür vorgesorgt, dass sämtliche Einrichtungen und
Installationen, welche verbessert werden müssen,
dem Betrieb belastet werden. Es wäre somit hier
unbedingt eine doppelte Belastung vorhanden, welche
dem Bahnbetrieb schaden könnte. Denn für mich ist
es klar, dass die Eisenbahngesellschaften in ihrer
grossen Mehrzahl unmöglich auf der einen Seite amor-
tisieren und auf der ändern Seite alles, was sie für
Reparaturen ausgeben müssen, dem Betrieb belasten
können. Bei den mechanischen Einrichtungen ist es
etwas ganz anderes. Da liegen andere Verhältnisse
vor. Sobald die mechanischen Einrichtungen erneuert
werden müssen, repräsentieren sie gar keinen Wert
mehr. Auch ein Privatgeschäft muss sie tale quale
abschreiben; sie können höchstens als altes Eisen
verkauft werden. So geht es bei den Eisenbahnen
auch. Darum ist es mit Bezug auf ihre mechanischen
Einrichtungen unbedingt geboten, dass der Erneuerungs-
fonds, so wie es hier proponiert ist, beschlossen
wird. Dagegen bitte ich Sie, wohl zu unterscheiden
zwischen den mechanischen Einrichtungen und dem
Hochbau. Was kann es einem Stationsgebäude schaden,
wenn daran irgend etwas repariert werden muss?
Ist es nicht besser, es werde repariert und die Re-
paratur gehe auf Rechnung des Betriebes vor sich,
als dass die Bahngesellschaft sagt: Wir lassen das
bleiben wie es ist ; wir müssen doch so und so viel
abschreiben. Sorgen Sie in erster Linie für den Bahn-
betrieb und dann sorgen Sie auch für das Publikum,
und gehen Sie nicht allzuweit in der Belastung der
Eisenbahnen ! Ich habe glücklicherweise mit den Bahn-
gesellschaften nichts mehr zu thun, ich besitze auch

» keine einzige schweizerische Bahnaktie. Ich habe so-
mit kein Interesse in dieser Sache. Dagegen spreche
ich vom rein geschäftlichen Standpunkt aus. Ich
wünsche vorzüglich, dass das neue Gesetz so ausfalle,
dass es sich nicht nur als Wohlthat für die Eidge-
nossenschaft erweist, sondern dass es auch die Bahnen
nicht schädige. Von diesem Standpunkt aus bitte ich
Sie, ganz einfach das Wort «Hochbau» zu streichen.

Fehr: Der Sprechende ist der Ansicht, dass der
Grundsatz, den der Buridesrat im ersten Lemma des
Art. 11 aufgestellt hat, materiell durchaus richtig
ist und auch mit dem Art. 656 des Obligationen-
rechtes übereinstimmt. Derselbe sagt: «Für alle einer
Abnützung unterworfenen Anlagen und Einrichtungen,
mit Inbegriff des Betriebsmaterials, ist ein Erneue-
rungsfonds anzulegen. » Es scheint mir nun, es wäre
den Eisenbahngesellschaften genügend entgegenge-
kommen, wenn man das Wort « wesentlich » auf-
genommen und gesagt hätte : « Für alle einer w e -
s e n t l i c h e n Abnützung unterworfenen Anlagen
und Einrichtungen. » Allein ein bezüglicher Antrag
ist in der Kommission unterlegen ; man wollte spezi-
fizieren, wofür in den Erneuerungsfonds Posten auf-
zunehmen seien. Allein nachdem der Antrag der
Kommission angegriffen wird — ein Antrag, der
erst nach langer Diskussion eine kleine Mehrheit auf
sich vereinigte — nehme ich einen ändern Antrag

zu dieser Spezifikation wieder auf und beantrage zu
sagen, dass nicht nur für mechanische Stationsein-
richtungen und Hochbauten Einlagen zu machen
seien, sondern auch für Eisenkonstruktionen und-
Tunnels. Es ist gewiss klar, dass die eisernen Brücken,
die Viadukte, die eisernen Hallen in den Bahnhöfen
einer Abnützung unterliegen; es ist hier nicht der
Ort, auseinanderzusetzen, in welchem Masse. Weiter
ist es auch ein Erfahrungssatz, dass die Tunnels in
grössern Zeiträumen bedeutende Unterhaltungskosten
erfordern, die nicht gut aus dem Betriebe gedeckt
werden können, so dass es sich materiell rechtfer-
tigt, dass in den Erneuerungsfonds bezügliche Beträge
eingelegt werden. Darum beantrage ich Ihnen, nach
den Worten « mechanische Stationseinrichtungen »
beizufügen « Eisenkonstruktionen und Tunnels ».

Curti : Ich halte dafür, dass der Art. 11 des
Gesetzes nicht nur eine rein technische Bedeutung
hat, wie es aus der bisherigen Debatte vielleicht
hervorgehen könnte, sondern dass wir uns bei diesem
Artikel, der auch der erste bestrittene in der Ge-
setzesvorlage ist, die Tendenz des ganzen Gesetzes
klar machen müssen, um zu verstehen, warum die
nationalrätliche Kommission dem Ständerate nicht
zustimmen konnte..

Das vorliegende Gesetz hat eine doppelte Ten-
denz. Es ist, um es kurz auszudrücken, ein Rück-
kaufsgesetz und auf der ändern Seite zugleich ein
Bilanzengesetz. Wozu machen wir eigentlich dieses
Gesetz in erster Linie und was hat die Veranlassung
dazu gegeben, dass dasselbe ausgearbeitet wurde ?
Offenbar nicht allein nur das Unzureichende des bis-
herigen Gesetzes von 1883, sondern weitmehr die
Nähe der Kündigungsfrist für den Rückkauf der
Eisenbahnen. Im Jahre 1898 sind wir in der Lage,
den grössten Teil des Eisenbahnnetzes zurückzukaufen.
Auf diesen Zeitpunkt müssen wir aber auch wissen,
was die Eisenbahnen wert sind. Das haben wir bis
jetzt mit unserm Rechnungsgesetz nicht erfahren
können, und wir haben die unangenehme andere Er-
fahrung gemacht, dass jedesmal, wenn wir zurück-
kaufen wollten in der einen oder ändern Form,
konzessionsgemäss oder freihändig, die Frage des
Preises nicht abgeklärt war und dass dies das Schick-
sal der Eisenbahnrückkaufsfrage beeinflusst hat. Im
Jahre 1883 wären wir in der Lage gewesen, die
Gentralbabn konzessionsgemäss zurückkaufen zu kön-
nen ; damals aber sagten sich viele, man Wisse nicht,
ob die Gentralbahn das wert sei, was behauptet
werde.

Wir hätten damals nach meinem Dafürhalten dia
Centralbahn zu sehr günstigen Bedingungen kon-
zessionsgemäss erwerben können; aber man fürch-
tete für diese Bahn einen zu hohen Preis und infol-
gedessen auch einen zu hohen Preis für den Rück-
kauf anderer Netze. Man hatte keine rechte Vor-
stellung davon, wie viel denn eigentlich diese Bahn
wert sei und ob durch diese Berechnung nach den
Reinerträgnissen, wie sie durch die Konzessionen
festgesetzt ist, der Staat nicht benachteiligt würde.
In ganz ähnlicher Weise hat man später, als der
Bundesrat Verhandlungen mit den Besitzern von
Aktien der Nordostbahn einleitete, wieder gesagt,
diese Aktien werden wahrscheinlich zu hoch be-
zahlt, und es zeigte sich im Volke ein lebhafter Un-
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wille über das Vorgehen des Bundesrates. \Vir
haben nachher wieder gesehen, dass man sich natür-
lich fragte, ob wir billig genug oder zu teuer die
Aktien der Berner Eisenbahnen gekauft haben; wir
haben gesehen, dass der Cenralbahn-Rückkauf, den
die Räte beschlossen hatten, vom Volke nicht an-
genommen wurde, weil man sagte, man würde die
Aktien zu teuer bezahlen. Und in der That, ein Wert-
meiäser hat uns gefehlt; man wusste nicht, wie man
die Aktien nach den wirklich vorhandenen Objekten
und dem in dem Betriebe vorhandenen Werte
taxieren solle.

Das darf nun, glaubeich, für das Jahr 1898 nicht
wieder so kommen; ob wir kaufen oder nicht kaufen
wollen, das Schweizervolk muss eine freie Wahl
haben ; wir müssen ihm die Möglichkeit schaffen, zu
kaufen, wenn es kaufen will. Damit es aber diese
Möglichkeit besitze, ist auch notwendig, dass es
sich eine Vorstellung machen könne von dem Werte
und Preise dieser Eisenbahnnetze. Ich denke, es ist
eigentlich eine Forderung der einfachsten Loyalität,
eine Forderung der Treue, welche alle diejenigen
dem Volke, das sie mit einem Mandate ausgerüstet
hat, beweisen müssen, dass diesem nun eine solche
Möglichkeit geschaffen wird, von seinem Rückkaufs-
rechte Gebrauch zu machen, wenn es will. Was
würde das' Schweizervolk am 1. Mai 1898 sagen,
wenn der Kündigungstermin wieder da ist, und wir,
seine Vertreter, nicht in der Lage wären, ihm zu
sagen : du hast nun die Wahl, du kannst kündigen ;
die Verhältnisse liegen so und so. Offenbar hätte
darin das Volk allen Grund, sich zu beklagen. Dieses
Gesetz nun macht es uns möglich, dass wir dann-
zurnal in der Lage sind, dem Volke zu sagen: so
und so viel sind die Eisenbahnen ungefähr wert,
nicht auf Heller und Pfennig — das ist ja nicht
denkbar, auch bei der gewissenhaftesten Schätzung,
nicht —, wohl aber ungefähr.

Wenn Sie nun hier das Wort «Hochbau» aus-
lassen, so ist diese ganze Möglichkeit zerstört; wir
wissen dann nicht mehr, wie es sich verhält mit
diesen Abnützungen, welche Beträge dieselben aus-
machen, wie hoch die Kaufsumme in Wahrheit etwa
werden wird, sobald Sie dieses Wort ausgemerzt
haben. Denn dieser Posten ist doch ein ganz eminent
wichtiger; diese Gebäude der Eisenbahnen, und die
mechanischen Stationseinrichtungen sind ein erheb-
licher Betrag in der Rechnung der Eisenbahnen, und
wenn Sie nicht wissen, wie hier die Abnützungen
geschätzt werden, dann wissen Sie ja auch nicht,
was das Ganze wert ist und was Sie für das Ganze
zahlen dürfen, aus dein ganz einfachen Grunde, weil
einer der wichtigsten Summanden in der Summe nicht
enthalten ist. Ich sage also : Sie müssen, weil dieses
Gesetz ein Rückkaufsgesetz sein soll in dem Sinne,
dass es dem Schweizervolke für den Fall, dass das-
selbe kaufen will, den Rückkauf möglich macht —
nicht ein für den Rückkauf selbst präjudizier-
liches Gesetz —, und wenn Sie wollen, dass das
Gesetz diesen seinen Zweck erfülle, den «Hoch-
bau» hier aufnehmen. Sonst hat das Gesetz seine
ganze Bedeutung verloren ; wir kommen nicht in die
Lage zu sagen: auf Grund der Expertisen, wie sie
dieses Gesetz anordnet, auf Grund von Präjudizial-
entscheiden des Bundesgerichtes, wie sie in diesem
Gesetze provoziert werden, können wir dir, Schwei-
zervolk, erklären, so und so viel ungefähr sind die
Bahnen wert und darum kann man sie kaufen oder:

die Summe ist nicht die erwartete und darum kann,
man sie nicht kaufen. Diese Fakultät fällt dahin;
Sie haben für das Jahr 1898 keine Klarheit geschaffen;
Sie haben die bisherige Situation im Dunkeln ge-
lassen, und der Rückkauf steht wieder da, wo er
gestanden hat, nämlich dass jedesmal, wenn wir
an denselben herantreten wollen, wir das Wich-
tigste nicht wissen, das heisst den Preis, den wir zu
bezahlen haben, den wir zahlen dürfen und zahlen
sollen.

Das Gesetz ist aber zweitens auch ein Rechnungs-
gesetz in dem engeren Sinne, dass es die Buch-
haltung der Eisenbahnen regeln will; es ist inso-
fern das verbesserte Gesetz des Jahres 1883. Wir
haben damals ein Gesetz gemacht, das die Eisen-
bahngesellschaften stark angefochten haben; auch
damals schickten uns die verschiedenen Gesellschaf-
ten eine Kollektiveingabe und stellten die Sache so
dar, als ob der Eisenbahnbetrieb an seinem Ende
angekommen sei, wenn man ein solches Gesetz über
das Rechnungswesen erlasse. Jene Befürchtungen,
seien sie nun aufrichtig gewesen oder nicht, sind
nicht erfüllt worden und haben sich durch die Ver-
hältnisse nicht gerechtfertigt. Jenes Rechungsgesetz
ist den Eisenbahnen selbst zu stalten gekommen;
eine ganze Reihe von faulen Weiten wurden
aus ihren Büchern ausgemerzt, und die Papiere
nahmen seither einen bessern Charakter an, sie
galten auf dem Markte mehr. Ich glaube, es ist
auch diesmal wieder so. Den Eisenbahngesellschaf-
ten mag es ja unbequem sein, bessere Konti zu
führen, strenger verfahren zu müssen, weniger Divi-
denden verteilen zu können. Aber es wird das Ge-
setz zur Sanierung des Rechnungswesens der Eisen-
bahnen beitragen; es wird umsomehr beitragen,
je vollständiger es alle die Verpflichtungen regelt,
die aus den Interessen einer guten Buchführung
sich ergeben. Das ist die zweite Tendenz dieses
Gesetzes, das erste unvollkommene Gesetz zu ver- '
vollkommnen und 1 dass für den Fall, dass wir
nicht zurückkaufen können oder nicht wollen,
dafür 'zu sorgen, dass die Eisenbahnen denn
doch in der Foluezuit eine bessere, solidere
Rechnung führen müssen. Ich gestehe Ihnen
aufrichtig, diese Tendenz, so löblich sie ist, hat
nicht meine volle Sympathie, gerade darum, weil ich
fürchte, dass es nun wieder manche geben wird,
die sagen: was brauchen wir da zurückzukaufen;
wir bekommen ja ein Gesetz, das macht Ordnung
im Eisenbahnwesen; wir wollen es einmal wieder
probieren, wollen den Kündigungstermin überhüpfen,'
gerade so, wie man im Jahre 1833 gesagt hat: wir
wollen nicht zurückkaufen, aber wir wollen ein
Gesetz über das Rechnungswesen der Eisenbahnen
machen; das wird schon helfen. Nach meinem Da-
fürhalten sprechen viel zu grosse Gründe für den
Rückkauf, als dass ein solches Argument dagegen
stichhaltig sein könnte. Aber ich sage, es giebt An-
hänger der Auffassung, dass man nicht zurückkaufen,
sondern dass man sich mit einem Rechnungsgesetz
helfen könne. Ich will nun nicht weiter die grosse
oder geringe Bedeutung eines solchen neuern, voll-
kommeneren Rechnungsgesetzes zu würdigen suchen;
aber das darf ich sagen : wenn Sie wirklich ein
Rechnungsgesetz machen wollen, das verdient an die
Stelle desjenigen vom Jahre 1883 gesetzt zu werden
und wenn Sie nicht auch da nur eUv;>s Unnützes
und Scheinbares machen wollen, so müssen Sie
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eben den Posten Hochbau hier aufnehmen. Denn
wenn Sie über die Abnützung eines so wichtigen
Objektes, wie es die Gebäude und die mechanischen
Stationseinrichtungen sind, in diesem Rechnungs-
gesetze nichts sagen, wenn Sie einen der wichtig-
sten Faktoren der Rechnung vernachlässigen, aus-
scheiden, dann haben Sie wirklich kein rechtes
Rechnungsgesetz gemacht. Und wo ist dann der
Fortschritt gegenüber dem Gesetze von 1883? Also
auch aus diesem Grunde, weil das Gesetz ein bes-
seres, richtigeres, zuverlässigeres Rechnungswesen
der Eisenbahnen schaöen will für den Fall, dass
nicht zurückgekauft werde, müssen Sie den Artikel
so annehmen, wie Ihnen die natioualrätliche Kom-
mission vorschlägt, und Sie dürfen dem abschwächen-
den, das Gesetz nicht nur als Rückkaufsgesetz, son-
dern auch als Rechnungsgesetz eigentlich vernich-
tenden Antrage des Ständerates nicht zustimmen.

Man kann die nationalratliche Kommission nun
allerdings einiger Inkonsequenz zeihen; denn es
müsste für beide Fälle, für eine möglichst genaue
Ermittlung des Rückkaufpreises wie für eine mög-
lichst solide künftige Buchführung, auch der Unter-
bau mit Inbegriffen sein. Aber auf der ändern Seite
sage ich mir, dass man die Konsequenz nicht allzu-
weit treiben darf. Auch ich bin dei1 Meinung, man
dürfe, insofern dem Ständerate entgegenkommen,
als man den Unterbau weglässt; denn auch beim
Rückkauf wird ja denjenigen, die die Eisenbahnen
uns zu übergeben haben, immer noch, ich möchte
sagen, ein gewisses Agio oder Trinkgeld bezahlt
werden müssen, und es kann sich da um einige
zehn Millionen, wenigstens für mich, nicht handeln ;
wenn ich sie im Jahre 1898 bekommen kann oder
wenn ich sie vorher, noch vor dem Jahre 1898
durch einen freihändigen Kauf bekommen kann, so
will ich über so und so viel Millionen mit den
Herren Verkäufern nicht rechten, sondern da einen
kleinen Handel schiiessen helfen. In einer so grossen
Frage, wie diese es ist, darf man nicht kleinlich
sein, und vom technischen Standpunkte aus dürfen
wir zu unserer Entschuldigung sagen, dass es sich
freilich beim Unterbau auch eirügermassen anders
verhält, wenigstens bei den meisten Objekten, wel-
che in diese Kategorie gehören, als bei dem Roll-
material, bei den Stationsgebäuden u. s. \v. Der
Unterbau erneuert sich zum Teil sozusagen von
selbst; die Gesellschaften haben ein Interesse daran
oder sind gezwungen, die Eisenbahn dämme zu
erhalten. Was die Brücken anbetrifft, so hat
man in der letzten Zeit sie untersucht; man hat
diejenigen Bedingungen an sie gestellt, die vom
betriebstechnischen Standpunkte aus gestellt werden
müssen, und sie werden nun eine lange Zeit in gutem
Zustande erhalten sein. Es, ist auch durch die Eisen-

• bahnpolizei möglich, die Gesellschaften hier jeder-
zeit, angesichts des grossen Interesses der Sicher-
heit, anzuhalten, das Nötige zu thun. Aus diesem
Grunde kann ich mich damit abfinden, dass der
Unterbau wegbleibt. Aber was den Hochbau anbe-
trifft, so sprechen solche Gründe nicht dafür. Es ist
ganz klar, dass die Eisenbahn-Stationsgebäude eben
in einem dem Bedürfnis entsprechenden Masse vor-
handen sein und unterhalten werden müssen, und
welches dieses Mass sei, wie der Bau und die
Unterhaltung stattzufinden haben, das werden die
Experten sagen, die hier nach dem Wortlaute des
Gesetzes die Schätzung vorzunehmen haben, und das

wird uns das Bundesgericht sagen, bei welchem
die Eisenbahngesellschaften gegen die Festsetzung
des Bundesrates und gegen die Gutachten der Ex-
perten rekurrieren können. Den Eisenbahngesell-
schaften geschieht hier durchaus nichts Un-
rechtes; sie haben dafür die technischen Experten
und den Bundesrichter, welche sie schützen, dass
der künftige Rückkäufcr nicht etwa aus diesem Ar-
tikel für sie einen Strick macht. Ich komme
damit zu dem Schlüsse, dass Sie, wenn Sie das
Gesetz wirklich wollen und wenn Sie nicht bloss
etwas machen wollen, das etwas vorstellen soll und
doch nichts wäre, den Artikel 11 in der Fassung
annehmen müssen, welche die nationalratliche Kom-
mission ihm gegeben hat.

M. Ador: L'orateur qui m'a précédé a expliqué
le double but de la loi, loi de rachat et de compta-
bilité. L'honorable M. Gurti dit qu'il faut que le
peuple suisse soit au clair sur la question du coût
de rachat ; il nous reprocherait, à nous ses manda-
taires, de ne pas étudier la question et de ne pas
pouvoir lui dire à l'époque du rachat ce que repré-
sente cette grosse opération financière. Je suis abso-
lument d'accord avec M. Gurti. Il faut que le peuple
suisse soit au clair sur la question. Je comprends
donc que le conseil fédéral s'en préoccupe, je com-
prends que le département, à qui incombe ce de-
voir, ait nommé une commission d'experts et qu'il
cherche à s'entourer de tous les renseignements
possibles afin de pouvoir dire au peuple suisse ce
que coûtera l'opération du rachat d'après les cal-
culs établis. Il faut que le peuple soit en état de
se prononcer en connaissance de cause.

Mais il y a un point sur lequel je ne suis pas
d'accord. Pour arriver à voir clair dans cette ques-
tion, on veut, dès à présent, imposer aux com-
pagnies des charges qui ne résultent ni de la loi ni
des concessions. C'est sur ce point que porte la
discussion, et cet article 11 a une très grande im-
portance parce qu'il tranche une question de prin-
cipe.

Je ne suis pas en désaccord avec M. Marti lors-
qu'il dit qu'il ne faut pas que l'Etat paye les che-
mins de fer aux compagnies plus cher qu'ils ne
valent. C'est notre devoir vis-à-vis du pays que ce
que nous aurons à payer représente la valeur réelle
de la ligne de chemins de fer qui nous sera cédée,
mais je dis qu'en ce qui concerne les bâtiments,
l'Etat est suffisamment protégé par l'art. 656 du
code fédéral des obligation«. Si nous n'avions pas
cet article, je comprendrais que l'on voulût faire
rentrer les bâtiments au nombre des objets pour
lesquels il est constitué un fonds de renouvellement
et que l'on imposât aux compagnies l'obligation de
les amortir en vue de la dépréciation qu'ils pour-
raient subir; mais l'art. 656 dit que les immeubles
doivent être évalués tout au plus au prix d'acqui-
sition, et déduction 'faite de l'amortissement que
comportent les circonstances.

La Confédération pourra faire estimer les im-
meubles, et elle n'en offrira que le prix qu'ils seront
supposés valoir; s'il y a contestation, la question
sera tranchée par des experts, elle sera portée de-
vant les tribunaux ; en un mot nous aurons toutes
les garanties possibles que nous ne payerons que
la valeur réelle des immeubles, déduction faite de
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l'amortissement que comportent les circonstances.
Mais il est impossible de fixer dès aujourd'hui la
somme que devra représenter cet amortissement.
Pourquoi donc imposer aujourd'hui aux compagnies
de chemins de fer l'obligation de prendre, sur leurs
recettes, sur le bénéfice de l'exploitation, c'est-à-
dire en définitive sur ce qui leur appartient, une
somme à porter au fonds d'amortissement pour faire
face à une moins-value éventuelle, qui ne peut pas
être déterminée maintenant parce qu'il peut y avoir
des bâtiments n'ayant subi aucune moins-value
et dont la valeur correspond aux besoins normaux
de l'exploitation ? M. Marti répond que les com-
pagnies n'ont pas le droit de distribuer des divi-
dendes aux dépens de l'amortissement qu'elles
devraient opérer, et il estime même qn'il y a des
compagnies qui ont distribué des dividendes à leurs
actionnaires, mais qui n'ont pas, jusqu'ici, consacré
des sommes suffisantes à l'amortissement de leur
matériel.

Ces dividendes n'ont pas été bien élevés, mais
je ne veux pas les discuter; je ferai seulement ob-
server que les compagnies qui auraient agi de la
sorte seraient exposées au moment du rachat à voir
une partie de leur matériel subir une dépréciation
qui amènerait une diminution de valeur de leurs
actions; ces compagnies seraient mal administrées,
d'une manière contraire aux intérêts de leurs action-
naires qui seraient exposés à voir leurs actions
baisser dans une forte mesure par suite de la négli-
gence de la compagnie.

Mais ce danger n'est pas à redouter, les com-
pagnies n'agissent pas de la sorte, elles ont les
intérêts de leurs mandants à défendre, tout comme
nous avons à défendre ceux de l'état.

La disposition de l'art. 11 introduite par la corn--
mission du conseil national tend à imposer dores
et déjà aux compagnies un amortissement que je
ne crois pas justifié parce que l'on ne sait pas com-
ment l'établir, elle est faite en vue de déterminer
exactement le prix du rachat, alors que l'état est
déjà garanti par le code fédéral des obligations.
L'estimation doit se faire au moment du rachat.

Nous savons parfaitement, ceux surtout d'entre
nous qui ont fait partie de la commission d'experts
nommée par le département fédéral, que l'apprécia-
tion des bâtiments en particulier, donne matière a des
divergences considérables: il en est de même, par
conséquent, en ce qui concerne leur entretien.

Quoiqu'il en soit, après l'évaluation qui a été
faite, la confédération est aujourd'hui en mesure
d'estimer la valeur des bâtiments; cette estimation
sera peut-être contestée par les compagnies, elle
donnera peut-être lieu à des discussions, mais en
tous cas la confédération n'offrira pas un jprix supé-
rieur à celui qu'elle croit devoir attribuer aux bâ-
timents.

L'état est donc armé par le code fédéral des
obligations. Je ne m'opposesais pas aux dispositions
de la commission, si elles ne faisaient pas double
emploi avec le code des obligations et ne consti-
tuaient pas une charge onéreuse, imposée aux com-
pagnies sans nécessité, sans arriver au but, dont a
parlé M. Curti, de voir plus clair dans la question
de la valeur du rachat. Avec ces dispositions, vous
n'en saurez ni plus ni moins sur cette question.

Aujourd'hui on peut faire trancher la question
par des experts et offrir un prix qui sera discuté

entre les intéressés. Je suis d'accord avec le rappor-
teur que nous devons y voir clair et que l'état ne
doit pas payer les lignes plus cher qu'elles ne valent;
mais je demande à quoi sert d'imposer aujourd'hui
des charges réelles aux compagnies, sans résultat
immédiat, sans que nous arrivions à connaître
mieux la valeur des bâtiments que l'on veut amor-
tir.

Pour simplifier la votation, je déclare me rallier à la
proposition de M. Wunderly, c'est-à-dire que je pro-
pose d'adopter la rédaction de la commission du
conseil national en supprimant ces mots : les bâti-
ments. Toute mon opposition porte en effet sur l'in-
troduction de ces mots: les bâtiments. Je reconnais
avec M. Wunderly que les installations mécaniqnes
peuvent être sujettes à usure et assimilées au maté-
riel. Je suis donc disposé à me rallier à sa propo-
sition, quoique, pour mon compte, j'eusse préféré
la rédaction du conseil des états.

Präsident: Hr. Ador zieht seinen ursprünglich
gestellten Antrag, die Fassung des Ständerates an-
zunehmen, zurück und schliesst sich dem Antrage
des Hrn. Wunderly an.

Zschokke: Das Gesetz nimmt nach der Natur
der Bahnanlagen selbst zwei Arten der Unterhaltung
in Aussicht. In erster Linie nimmt es in. Art. 10
in Aussicht, da&s diejenigen Bauten der Bahnanlage,
welche z. B. in Unterbau und nicht in Oberbau be-
stehen, in befriedigendem Zustande erhalten werden
sollen, damit die Bahngefährdung von dieser Seite
her nicht in Frage komme. Eine zweite Art der
Unterhaltung ist dann diejenige, welche sich auf
die allgemeine Abnützung durch den Gebrauch zu-
rückführen lässt. Der Bundesrat schlägt vor, für
diese Art der Abnützung durch den Gebrauch durch
einen Erneuerungsfonds eine Ausgleichung des Min-
derwertes zu schaffen. Alles was die sog. Unterbau-
anlage in sich schliesst, Tunnels, Dämme u. s. w.,
wird durch äussere Einflüsse der Witterung, in
Tunnels durch Druck der Erd- und Steinmassen
verbraucht, während das, was nach dem Vorschlag
des Bundesrates durch den Erneuerungsfond ge-
deckt werden soll, der regelmässigen Abnützung
unterworfen ist, wie z. B. Schienen, Wagenpark,
Maschineneinrichtungen etc. In dieser Auseinander-
scheidung liegt eigentlich der Kern der Frage.
Wenn ich die Sache nach meinen Intentionen hätte
behandeln können, so hätte ich den Boden betreten,
dass ich gesagt hätte, es solle für alle diese Vor-
kehrungen, welche für den guten Zustand der Bahn
dienlich sind, bloss eine e i n z i g e Kasse , ein Er-
neuerungsfonds gegründet werden, aus welchem alle
diese Kosten bestritten worden wären. Jetzt ist die
Sache geteilt, einmal kommt das Geld aus dem
Betrieb, das andere mal aus dem Erneuerungsfonds.

Da diese Teilung nun einmal stattgefunden hat,
so bin ich der Meinung, man sollte doch sagen,
dass grundsätzlich für alle diejenigen Bahngegen-
stände, welche der direkten dauernden Abnützung
durch den Gebrauch unterworfen sind, durch den
Erneuerungsfonds ein Aequivalent geschaffen werde.
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Man kann allerdings im Zweifel sein, ob der eine
Gegenstand sich mehr abnütze als der andere.
Sicher ist es, dass die grösste durchschnittliche Ab-
nützung bei den Schienen und beim Rollmaterial sich
zeigt. Niemand wird bestreiten können, dass nach
den Vorschlägen des Bundesrates hiefür die durch-
schnittlichen und wahrscheinlichen Beträge in Rech-
nung gesetzt werden sollen.

Was den Antrag des Herrn Wunderly, unter-
stützt von Herrn Ador, in Bezug auf die Hoch-
bauten betrifft, so bin ich absolut nicht der Ansicht
dieser beiden Herren. Herr Wunderly glaubt, dass
die Abnützung von Gebäuden zu industriellen Zwe-
cken ungefähr 2 °/o ausmache und dass es genüge,
wenn man, statt diese 2 °/o in^den Reservefonds ein-
zulegen, einen ähnlichen Betrag zur Amortisation
aussetze. Die Sache ist nach meiner Ansicht nicht
ganz richtig aufgefasst.

Hr. Wunderly nimmt Fabrikanlagen mit einem
' ganz regelmässigen Betrieb in Aussicht, er nimmt

vielleicht eidgen. Postgebäude in Aussicht, die auch
eine gewisse Mutation in der Abnützung repräsen-
tieren. Da bin ich mit Hrn. Wunderly vollständig
einverstanden — und die Statistik beweist es —
dass solche Gebäude 1Va—2% jährliche Abnutzung
aufweisen. Allein bei den Eisenbahnen ist die Sache
anders. Nehmen Sie einmal den Güterschuppen
eines grösseren Bahnhofes mit regem Verkehr. Nach
Erhebungen, die ich selbst s. Z. anstellte, als ich
noch mehr in diesen Fragen arbeitete, hat sich her-
ausgestellt, dass die Reparaturen, um einen Güter-
schuppen- in betriebsfähigem Zustande zu erhalten
— Erneuerung der Rampen, Reparatur der Fuss-
böden etc. — per Jahr über 5—6 °/o, in grössern
Bahnhöfen noch mehr, betragen, und das ist nach
dem Wortlaut des Gesetzes und des Vorschlages
der nationalrätlichen Kommission eine wesentliche
Abnützung. Sie können nicht sagen, wie Hr. Ador
dies tnut, man solle die Sache einfach abschreiben
und später, beim Kauf der Bahnen, werde dann
einfach der abgeschriebene Wert in Rechnung ge-
setzt. Inzwischen müsste das Publikum warten und
hätte der Betrieb und die Beförderung der Waren
darunter zu leiden, und, was die Hauptsache ist,
ein befriedigender Zustand der Bahnen würde da-
mit nicht erhalten.

Die Auseinandersetzungen des Hrn. Ador be-
ziehen sich also vorzugsweise auf die einschlägigen
Bestimmungen des Obligationenrechts ; aber that-
sächlich können dieselben bei einem grossen ge-
werblichen Institut-, wo ein ausserordentlich grosser
Gebrauch und Verbrauch der Gegenstände statt-
findet — und dies ist bei den Eisenbahnhochbauten
der Fall — nicht Anwendung finden. Man könnte
noch viele bezügliche Beispiele aufführen. Die Bahn-
wärterhäuser, die einer sehr grossen Abnützung
unterworfen sind, die Wartesäle etc., kurz eine
ganze Anzahl Teile von Hochbauten, die zuletzt das
Ganze ausmachen, sind in einer thatsächlichen Ab-
nützung begriffen, die faktisch nicht fortbestehen
kann, und wenn man überhaupt eine solche Teilung,
wie sie vorgesehen ist, will, so müssen die Hoch-
bauten aufgenommen werden. Wenn Sie die Sache
nicht in dieser Weise ordnen würden, dass Sie sa-
gen, auch der Hochbau soll durch den Erneuerungs-
fonds immer in gutem Zustande erhalten werden, so
werden Sie nicht nur zu berechtigten Klagen An-
lass geben, sondern auch bewirken, dass der Be-

trieb in bedeutendem Masse belästigt und gehindert
wird.

Ich beantrage daher, die Fassung der national-
rätlichen Kommission zu akzeptieren.

Wunderly: Nur zwei Worte' Wenn Sie nach den
staatssocialistischen Ideen des Herrn Curti entschei-
den wollen, so nehmen Sie seinen Antrag, resp. den-
jenigen der Kommission an. Wenn Sie dagegen in
erste? Linie das verkehrtreibende Publikum ins
Auge lassen und seine Interessen schützen wollen,
so nehmen Sie den Antrag an, den ich Ihnen zu
stellen die Ehre hatte. Sie haben nicht nur den
Staatssocialismus, resp. den Rückkauf in seiner
schärlern Form zu beachten, sondern Sie haben
sich auch zu fragen: Wie stellt sich in der Zwischen-
zeit, bis der Rückkauf bewerkstelligt ist, das ver-
kehrtreibende Publikum? Nehmen Sie den Antrag
der Kommission an, so nehmen Sie den Bahnen
das Mittel, um dem verkehrtreibenden Publikum
und seinen Anforderungen Genüge zu leisten. Dafür
aber sollte in erster Linie gesorgt sein, dass den
Bahnen fortwährend die Mittel bleiben, um gerech
ten Anforderungen des verkehrtreibenden Publi-
kums entgegenkommen zu können. Wäre in Art. 10,
Alinea 2, nicht so genau gesagt, dass bestehende
Einrichtungen und Anlagen aus den laufenden Be-
triebseinnahmen unterhalten werden müssen, so
würde ich unbedingt zum Antrag der Kommission
stimmen. Im Momente aber, wo wir verlangen, dass
alle Reparaturen, wie sie Herr Zschokks beschrie-
ben hat, aus den Betriebseinnahmen bezahlt werden
müssen, können Sie nicht auf der ändern Seite für
Hochbauten noch weiter einen Erneuerungsfonds
verlangen. Sie würden dadurch die Bahnen zu stark
belasten, und deshalb möchte ich Sie bitten, im In-
teresse des verkehrtreibenden Publikums die Bahnen
so zu halten, dass sie dem Publikum dienen und
nicht allein dem Staate.

Bundesrat Zemp: Ich spreche nicht über den
Art. 11, erstes Alinea. Die Meinungen sind von allen
Seiten so weitläufig begründet worden, dass ich
glaube, jeder werde sich seine Meinung über die
Richtigkeit der gestellten Anträge gemacht haben.
Dagegen möchte ich ein Wort sprechen gegenüber
dem Antrag Hammer.

Man muss sich einmal vergegenwärtigen, wel-
ches das Verfahren sein wird, das nach Inkraft-
treten des Rechnungsgesetzes in Bezug auf die Be-
handlung des Erneuerungsfonds eingeschlagen wer-
den muss. Es wird der Bundesrat mit den einzelnen
Bahnen in Relation treten, um mit ihnen auf dem
Wege der gütlichen Verständigung festzustellen,
wie viel die Gesellschaften alljährlich in den Er-
neuerungsfonds einzulegen haben. Es ist dies vor-
gesehen in Art. 12 ff. Hierbei wird der ßundesrat
nicht willkürlich verfahren können, sondern er ist
an gewisse Grundsätze gebunden, und dieselben sind
ausgesprochen in Art. 11, zweites Alinea. Dort
heisst es : «Die jährlichen Einlagen in diesen Fonds
sind nach den Erstellungs- und Anschaffungskosten
und der wahrscheinlichen Gebrauchsdauer der ein-
zelnen Anlagen oder Gegenstände zu berechnen.»
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Entweder wird eine Einigung zu slande kommen
oder aber nicht. Kommt keine Einigung zu stände,
so verfügt" der ßundesrat: Die Einlage der Gesell-
schaft so und so beträgt so und -so viel per Kilo-
meter ihrer Betriebslänge. Ist die Gesellschalt mit
dieser Verfügung nicht einverstanden, so rekurriert
sie ans Bundesgericht, das dann endgültig urteilt.
In Bezug auî die Höhe des Erneuerungsfonds ist in
Art. 11, Alinea 3 erklärt, dass der Bestand desselben
immer dem Betrage des materiellen Minderwertes
entsprechen müsse. Wir haben also umschrieben
das Verfahren über die Ausrechnung und die Be-
messung der Annuitäten. Im weitern kommt nun
aber die Bestimmung über die Verwendung des
Erneuerungsfonds, und in dieser Beziehung vermisst
Herr Hammer eine Bestimmung in dem Gesetze.
Dieselbe ist gegeben in Art. 12, zweites Alinea,
wo es heisst: «Der Erneuerungsfonds darï nur für
die in den Statuten oder Beglementen genannten
Zwecke verwendet werden. Die Bestimmung dieser
Zwecke unterliegt der Prüfung und Genehmigung
des Bundesrates. » Auch die Feststellung der Annui-
täten muss in die Statuten und in die Réglemente
aufgenommen werden, und es ist dies nicht etwa
so zu verstehen, wie auch schon gesagt warde,
dass alljährlich eine Abmachung stattfinden müsse.
Nein, es giebt eine Abmachung nach Inkrafttreten
des Rechnungsgesetzes, und diese bleibt so lange
stabil, bis durch veränderte Verhältnisse einer än-
dern Normierung gerufen wird.

Mit diesen Bestimmungen erschöpft sich alles,
was wir im Gesetze in Bezug auf die Etablierung
des Erneuerungsfonds und die Verwendung des-
selben etablieren müssen. Die nähern Bestimmungen
darüber fallen in die Statuten der Gesellschaft. Da-
mit erschöpft sich aber auch der ganze Gedanke,
den Herr Hammer ins Gesetz niederlegen wollte.
Ich finde seinen Antrag überflüssig. Aber mehr als
das, er ist schädlich ; denn er passt nicht in dieses
Alinea 3 des Art. 11. In diesem Alinea 3 wird
grundsätzlich erklärt, wie hoch der Erneuerungs-
îonds berechnet werden müsse: Er muss dem Be-
trage des materiellen Minderwertes aller dieser
Gegenstände entsprechen. Nun sagt Herr Hammer,
dieser Minderwert werde durch Reparaturen zum
Teil wieder ausgeglichen. Das i st richtig; allein das
gehört nicht hierher, sondern in die nachfolgenden
Bestimmungen. Durch die Vermischung des Antrages
Hammer, der an und für sich ganz richtig gefasst
ist, mit dieser Vorschrift des Gesetzes könnten leicht
Missverständnisse entstehen, und ich möchte Ihnen
daher den Antrag stellen, den Antrag des Herrn
Hammer abzulehnen.

Hammer: Ich habe geglaubt, dass gerade das
Eisenbahndepartement sich mit meinem Antrag sehr
befreunden könnte, weil derselbe, nach seinem
eigenen Geständnis, seiner Ansicht entspricht. Es
heisst in Alinea 3 nicht, wie der Erneuerungsfonds
berechnet werden solle, sondern es heisst: «Der
Bestand (also der Kapitalbestand) des Erneuerungs-
fonds soll zu jeder Zeit dem vollen Betrage des
durch Abnützung oder andere Einwirkungen ent-
standenen materiellen Minderwertes aller in Betracht
fallenden Anlagen oder Gegenstände entsprechen.»
Hier ist also in keiner Weise darauî Bedacht ge-

nommen, dass im Laufe der Zeit nicht bloss Ein-
lagen, sondern auch Ausgaben aus dem Erneuerung .-
fonds gemacht werden müssen. Wenn der Bestand
des Erneuerungsfonds zu jeder Zei t auszumitteln
ist, so muss er ausgemittelt werden durch Addition
aller entstandenen Schäden und durch Addition aller
gemachten Verwendungen. Das ist die richtige
Ausmittlung des Bestandes, und es scheint mir,
schon vom sprachlichen Standpunkt aus könne man
zu keinem ändern Resultate kommen, als den An-
trag des Sprechenden anzunehmen. Verwerfen Sie
denselben, so lassen Sie im Gesetze eine Zwei-
deutigkeit bestehen, und ich möchte nicht garan-
tieren, dass nicht die Kronjuristen kommen könnten
und sagen würden: Das ist nicht so gemeint, son-
dern so! Mein Antrag dient also zur Verhütung von
allen Missverständnissen, und ich kann wohl be-
haupten, dass der Antrag, wie ich ihn formulierte,
entschieden dazu angethan ist, alle Missverständ-
nisse zu beseitigen. Ich möchte Ihnen daher wirk-
lich empfehlen, diesen Antrag anzunehmen.

Curti: Nur zwei kurze Worte! Herr Wunderly
hat von meiner staatssocialistischen Auffassung ge-
sprochen und ich danke ihm dafür. Früher sprach
man in solchen Fällen immer von einer socialdemo-
kratischen Auffassung. Es ist also da bereits ein
Fortschritt erzielt und ein milderes Wort gewählt
worden. Ich sehe aber allerdings nicht ein, was
meine Anschauung über das Eisenbahnwesen Gefähr-
liches haben sollte, die bereits in so vielen Staaten,
welche sich doch auf dem Boden der heutigen Ge-
sellschaftsordnung befinden, realisiert wurde. In
einer grossen Anzahl von Staaten haben wir schon
jetzt Staatsbahnen, und um so mehr würde es auch
uns erlaubt sein, diesen höchst gelinden Staats-
socialismus zu treiben. Herr Wunderly hat Ihnen
gesagt, er besitze keine einzige Eisenbahnaktie.
Aber ich zweifle sehr, ob er nicht solche besessen
hat (Wunder ly : 23!); ich hätte gewünscht,
dass er den Bahnen und dem verkehrtreibenden
Publikum ein so grosses Vertrauen bewiesen hätte,
seine Aktien zu behalten, und ich hoffe, es wird
die Zeit kommen, wo mein Herr Kollege an Stelle
dieser frühern Aktien 3 °/oige Bundesbahnobligatio-
nen nehmen wird, die ein sehr gutes Papier zu
werden versprechen!

Aber das ist ja Scherz. Was ich ernstlich Herrn
Wunderly entgegenhalten wollte, ist folgendes. Er
sagt, wenn wir das Wort «Hochbau» belassen, so
schädigen wir das verkehrtreibende Publikum. Ich
glaube gerade das Gegenteil. Das verkehrtreibende
Publikum wird eine grosse Satisfaktion darin sehen,
wenn stets diejenigen Gelder im Erneuerungsfonds
vorhanden sind, die vorhanden sein sollen, damit
gehörige Eisenbahngebäude erstellt werden können
und dieses Geld, das man für gute Eisenbahn-
gebäude — für Einsteigehallen, für Warenhallen
etc. — bedarf, nicht im voraus verzehrt wird. Es
liegt ausserordentlich im Interesse des verkehrtrei-
benden Publikums, dass gerade für diesen Punkt
des Eisenbahnbetriebes durch eine richtige Rech-
nungsführung gesorgt ist, und darum danke ich
eigentlich Herrn Wunderly, dass er mir dieses Ar-
gument an die Hand gegeben hat, und ich glaube,
auch aus diesem Grunde sollten Sie den Artikel so



annehmen, wie er Ihnen von der Kommission vor-
geschlagen wird.

Abs t immung . — Votation.

In der Abstimmung werden die sämtlichen Ab-
änderungsanträge abgelehnt und der Antrag der
Kommission angenommen und zwar gegenüber dem
Antrag Fehr mit 69 gegen 19, gegenüber dem An-
trag Wunderly mit 59 gegen 32 und gegenüber dem
Antrag Hammer mit 61 gegen 18 Stimmen.

(En votation, toutes les propositions de modifi-
cation sont rejetées et la proposition de la com-
mission l'emporte par 69 voix contre 19 sur la pro-
position Fehr, par 59 voix contre 32 sur la propo-
sition Wunderly et par 61 voix contre 18 sur la
proposition Hammer.)

Hier wird die Beratung abgebrochen.
(Ici, le débat est interrompu.)

Für die Redaktion verantwortlich Rua. Schwarz, — Druck und Expedition von Jent & Co. in Bern.
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Nationalrat. — Conseil national.
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Tagesordnung: — Ordre du jour:

Bundesgesetz über das Rechnungswesen der Eisenbahnen.
Loi fédérale sur la comptabilité des chemins de ferì

F o r t s e t z u n g d e r D e t a i l b e r a t u n g .
Suite de. la discussion article par article.

(Siehe Seite 23 hievor. — Voir page 23 ci-devant.)

Art. 12.

Speiser, deutscher Berichterstatter der Kommis-
sion: Sie haben sich gestern in längerer Diskussion
über die Grundsätze ausgesprochen, welche für die
Aufstellung des Erneuerungsfonds gelten sollen. Ar-
tikel 12 stellt nun den Grundsatz auf, dass der
Bundesrat die Beträge der jährlichen Einlagen fest-
zusetzen hat und dass die Verwendungen durch die
Statuten oder Réglemente näher zu normleren sind,
wobei dem Bundesrate in Bezug auf die Zweckbestim-
mung dieser Verwendungen die Genehmigung vor-
behalten bleibt. Im ursprünglichen Antrage des
Bundesrates war nun der Entscheid über die Hohe
der Dotation und Verwendung endgültig dem Bun-
desrate zugesichert. Der Ständerat hat das Wort
«endgültig» gestrichen und den Bahnunternehmungen
gegenüber den bezüglichen Verfügungen des Bundes-
rates einen Rekurs an das Bundesgericht zugespro-
chen, von .der Ansicht ausgehend, dass der unpar-
teischen Erwägung des Bundesgerichtes gewisse Ent-
scheide doch noch überlassen bleiben sollen und zwar
in der Form, dass nicht wie bisher der Bundesrat
klagend auftreten soll, sondern dass der Bundesrat
seinen Entscheid giebt und dann den Bahnunter-
nehmungen ein Rekursrecht zugestanden wird.

Ihre Kommission ist mit den Anträgen des Stände-
rates prinzipiell einverstanden, hat sich aber erlaubt,
ihnen eine etwas andere Redaktion zu geben, indem

sie das Verfahren, das für den Rekurs gelten soll,
in Artikel 17 normiert und in Artikel 12 auf den
Artikel 17 verweist.

M. Bolla, rapporteur français de la commission :
L'art. 12 règle ce qui concerne la fixation du mon-
tant des versements annuels à effectuer au fonds de
ren ouvellement.

D'après le projet primitif du conseil fédéral, ce
conseil aurait été chargé de trancher définitivement
la question. Le conseil des états a biffé le mot défi-
nitivement, et a admis le recours au tribunal fédé-
ral.

Le conseil fédéral s'appuyait sur deux ordres de
considérations pour faire adopter son point de vue.
Il disait qu'il s'agissait surtout d'une question tech-
nique, administrative, et que le conseil fédéral était
mieux armé que le tribunal fédéral pour la trancher.
Mais on a fait remarquer avec toute raison que le
tribunal fédéral était tout aussi bien armé que le
conseil fédéral, puisqu'il a le droit de recourir à
des expertises tout aussi bien que l'autorité admi-
nistrative supérieure.

Quant à la question de principe, nous avons
considéré qu'il était dans la tendance du droit mo-
derne de ne jamais exclure l'œuvre des tribunaux
en ce qui concerne les conflits entre l'administration
et les entreprises privées, et d'empêcher que les
décisions de l'administration statuant sur sa propre
cause, deviennent définitives, sans recours devant
les tribunaux. Dans plusieurs pays, il y a une cour
administrative supérieure qui cherche à revenir à la
juridiction ordinaire des tribunaux.
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